Strukturierte Analyse von Untersuchungsberichten der deutschen Eisenbahnunfalluntersuchung im Kontext des europäischen Sicherheitsmanagements by Wernitz, Dario
 Fakultät Verkehrswissenschaften „Friedrich List“ Professur für Verkehrssicherungstechnik
Diplomarbeit 
Strukturierte Analyse von 
Untersuchungsberichten der deutschen 
Eisenbahnunfalluntersuchung im Kontext 
des europäischen 
Sicherheitsmanagements 
eingereicht von Dario Wernitz 
Prüfer: 
 Dr.-Ing. Michael Kunze
 PD Dr.-Ing. habil. Ulrich Maschek
Betreuer: 
 Dr.-Ing. Michael Kunze






Fakultät Verkehrswissenschaften „Friedrich List" • Studiengang Verkehrsingenieurwesen 
Themenblatt 
zur Diplomarbeit*) 
von Herrn cand. ing. Dario Wernitz 
Thema (Aufgabenstellung siehe Anlage): 
Strukturierte Analyse von Untersuchungsberichten der deutschen 
Eisenbahnunfalluntersuchung im Kontext des europäischen 
Sicherheitsmanagements 
Institut für Bahnsysteme und Öffentlichen Verkehr 
Professur für Verkehrssicherungstechnik 
1 . Prüf er: Dr.-lng. Michael Kunze 
2. Prüfer: PD Dr.-lng. habil. Ulrich Maschek 
Zur Anfertigung der Diplomarbeit wurde eine dreiseitige Vereinbarung (TUD, 
Studierender, Dritter) abgeschlossen: Nein 
Dr.-lng. Michael Kunze 
Ausgabetag: . /!1.· .. <?.1: .. !.�(f.?
Abgabetermin: .1.'�: .. �-�: .. �.1-� 
Abgabetag: .......................... .. 
Dresden, den 17.12.2018 
„ } B estatI.. .                              gung d urc h d' ,e F a k u 1 tat: ... .
Bestätigung durch die Fakultät: ................. .. 
Bestätigung durch die Fakultät für eine genehmigte Verlängerung 
der Bearbeitungszeit: 
Hiermit bestätige ich den Empfang der Aufgabenstellung für meine Diplomarbeit und 
erkenne die Festlegungen der Richtlinie für die Anfertigung der Diplomarbeit an: 
Dresden, den 1ö �.201'...:) 
Dario Wernitz 
*) siehe Diplomprüfungsordnung§§ 19 bis 23 und§§ 25 bis 27 sowie 5. der Studiendokumente, Punkt 3 der 





Fakultät Verkehrswissenschaften „Friedrich List" • Professur für Verkehrssicherungstechnik 
Als Ergänzung dieser Analyse ist eine 
Unfalluntersuchung in anderen EU-Ländern 
länderspezifische Besonderheiten und 
identifiziert werden. 
3 Ausführung 
vergleichende Betrachtung mit der 
möglich. Daraus können insbesondere 
unterschiedliche Herangehensweisen 
Die Arbeit ist insoweit detailliert auszuführen und in Form eines Berichtes zu 
dokumentieren, dass sie als gesicherte Datenbasis für weitere wissenschaftliche 
Arbeiten verwendet werden kann. Zur Einstellung in Literaturdatenbanken ist 
außerdem eine Zusammenfassung (Abstract) in englischer Sprache beizufügen.
Die Ergebnisse der Untersuchungen sind in einem schriftlichen Bericht zu 
dokumentieren und in einem Kolloquium mit zugehörigem Plakat zur Diskussion zu 
stellen. Die Formatierung des Berichtes ist nach der „ Vorlage zur Anfertigung 
wissenschaftlicher Arbeiten" der Professur für Verkehrssicherungstechnik zu 
gestalten. Die Vorlagen für Bericht und Plakat können von den Webseiten der 
Professur heruntergeladen werden. Der Bericht ist zudem als Datei ohne 
Schreibschutz im PDF abzuliefern. 




Die vorliegende Diplomarbeit enthält eine Analyse von Untersuchungsberichten der 
deutschen Eisenbahnunfalluntersuchung sowie den darin betrachteten Unfallereignissen. 
Als Grundlage der Überlegungen wird dargestellt, welche Kriterien bei der Einstufung von 
gefährlichen Ereignissen zur Anwendung kommen. Anhand der festgestellten Unfall-
ursachen erfolgen eine Kategorisierung von Ursachen und eine Zuordnung aller unter-
suchten Ereignisse gemäß den erarbeiteten Definitionen. Die Analyse befasst sich neben 
einer quantitativen und qualitativen Auswertung der Ursachenkategorien mit vielen weite-
ren berichts- sowie ereignisbezogenen Aspekten von Eisenbahnunfällen. Dabei werden 
auch mögliche Ansätze zur Verbesserung der Betriebssicherheit genannt. Anhand eines 
Beispiels werden abschließend die Zuständigkeiten in der Umsetzung von Sicherheits-
empfehlungen erarbeitet. 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in der folgenden Arbeit ausschließlich die 
männliche Form verwendet. Sie gilt gleichermaßen für Menschen aller Geschlechter. 
Bibliografischer Nachweis 
Dario Wernitz 
Strukturierte Analyse von Untersuchungsberichten der deutschen Eisenbahnunfallunter-
suchung im Kontext des europäischen Sicherheitsmanagements 
Technische Universität Dresden, Fakultät Verkehrswissenschaften „Friedrich List“, 
Professur für Verkehrssicherungstechnik 
Diplomarbeit 2019 
 
Anzahl der Seiten: 150 (davon 105 im Textteil) 
Anzahl der Abbildungen: 036 
Anzahl der Tabellen: 007 
Anzahl der Quellenangaben: 046 




This thesis analyses reports on accidents by the German railway accident investigation body 
as well as the investigated accidents themselves. Criteria for the assessment of railway 
incidents are presented. Corresponding to the identified causes, a categorisation of the 
accidents is made and all investigated events are classified according to definitions 
developed in advance. In addition to evaluating categories of accident causes both by 
quantity and by quality, this thesis addresses additional reporting-related and event-related 
aspects of railway accidents. Possible approaches to improving railway safety are proposed. 
Finally, following a case model, different jurisdictions for implementing safety 
recommendations are elaborated on. 
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Thesen zur wissenschaftlichen Arbeit 
1. Die Untersuchung gefährlicher Ereignisse durch Eisenbahnunternehmen sowie 
unabhängige Unfalluntersuchungsstellen stellt einen Teil des Sicherheitsmanagements 
im Eisenbahnverkehr dar. 
2. Eine Auswertung sicherheitskritischer Vorfälle kann Potenziale zur Verbesserung der 
Sicherheit aufdecken. Dafür kommen sowohl eingetretene Unfälle als auch Störungen 
infrage. 
3. Die gesetzlichen Vorgaben im Bereich der Unfalluntersuchung sind durch europäisches 
Recht geprägt und mittels nationaler Regelungen in Deutschland umgesetzt. 
4. Eisenbahnunfälle entstehen aufgrund unterschiedlicher Ursachen, die oftmals in ihrer 
Kombination zum Ereigniseintritt führen. 
5. Eine Kategorisierung von Ursachen kann dabei unterstützen, Ähnlichkeiten abzubilden 
und Schwerpunkte zu erkennen. 
6. Für eine umfangreiche Analyse des Unfallgeschehens im Eisenbahnverkehr sowie die 
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Die Sicherheit des Eisenbahnsystems hat sich im Laufe der Zeit stetig weiterentwickelt 
und bewegt sich auf einem konstant hohen Niveau. Dennoch treten auch in der 
heutigen Zeit wiederkehrende Zwischenfälle auf, die im Sinne eines sicheren 
Verkehrssystems nicht akzeptiert werden können. Damit sind insbesondere Unfälle 
mit schweren Folgen für Mensch und Umwelt sowie hohen Sachschäden gemeint. 
Eine absolut sichere Systemgestaltung wird zwar angestrebt, kann jedoch nie voll-
ständig erreicht werden. Die Untersuchung gefährlicher Ereignisse ist eine weitere 
Möglichkeit zur Verbesserung der Eisenbahnsicherheit. Dabei sollen anhand einer 
Rekonstruktion des Vorfalls mögliche Schwachstellen zunächst aufgezeigt werden, um 
diese in einem späteren Schritt beheben zu können. Die aus der Umsetzung von 
Maßnahmen resultierende Erhöhung der Betriebssicherheit soll die Wahrscheinlich-
keit eines künftigen Eintritts derartiger Ereignisse senken. 
Der Fokus liegt dabei auf folgenschweren Unfällen, weil diese unter allen Umständen 
verhindert werden sollen. Umfangreiche Maßnahmen können sich jedoch auch 
negativ auf den Betriebsablauf auswirken und den Eisenbahnverkehr unwirtschaft-
licher machen, sodass verhältnismäßig agiert werden muss. Weniger folgenschwere 
Unfälle sind daher auch zukünftig in Kauf zu nehmen, wenn Sicherheitsmaßnahmen in 
keinem Verhältnis zu betrieblichen Einschränkungen oder wirtschaftlichen Aspekten 
stehen. Aus diesem Grund erscheint eine umfangreiche Auseinandersetzung mit 
schweren Unfallereignissen der vergangenen Jahre sinnvoll. 
Eine umfangreiche Betrachtung von Aspekten der Eisenbahnsicherheit erfolgte durch 
den Autor bereits im Rahmen seiner Studienarbeit. Diese enthält grundlegende 
Ausführungen zur Eisenbahnsicherheit, Unfalluntersuchung und eisenbahnrecht-
lichen Vorgaben der Europäischen Union (EU) sowie eine Auswertung von Ereignis-
daten mit Aussagen zur Entwicklung von Kennzahlen. Außerdem grenzt sie zwei 
unterschiedliche Einordnungen von gefährlichen Ereignissen gegeneinander ab und 
geht auf die Betreiberverantwortung im Eisenbahnunternehmen ein. Für ein tief-
gründiges Verständnis dieser umfassenden Thematik empfiehlt sich daher zusätzlich 
als Literatur die Studienarbeit des Autors ([WERN18]). Die Aufgabenstellung der 
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vorliegenden Diplomarbeit resultiert aus einer Empfehlung zur weitergehenden 
Auseinandersetzung mit konkreten Unfallereignissen infolge der Studienarbeit. 
1.2 Zielstellung 
Schwere Eisenbahnunfälle werden in EU-Mitgliedsstaaten durch unabhängige Unter-
suchungsstellen nachbetrachtet und durch einen veröffentlichten Untersuchungs-
bericht ausgewertet. Diese Abschlussberichte stellen eine sehr umfangreiche Quellen-
grundlage dar und kommen daher grundsätzlich für eine strukturierte Analyse infrage. 
Sie ergeben sich aus einer Forderung des europäischen Sicherheitsmanagements im 
Eisenbahnverkehr. 
Diese Diplomarbeit soll anhand der Berichte insbesondere Aussagen zu Ereignis-
ursachen herausarbeiten. Das Ziel ist dabei eine Einordnung in Ursachenkategorien, 
um quantitative und qualitative Aussagen über gleiche bzw. ähnliche Unfallursachen 
treffen zu können. So können Zusammenhänge zwischen unterschiedlichen Ereig-
nissen hergestellt und möglicherweise wiederkehrende Hergänge identifiziert werden. 
Daraus ergeben sich mögliche Erkenntnisse zur Weiterentwicklung der Eisenbahn-
sicherheit. Eine solche Herangehensweise der Kategorisierung von Ursachen anhand 
von Untersuchungsberichten ist für das deutsche Eisenbahnwesen in der Literatur 
nicht aufzufinden. 
Sicherheitsanalysemethoden (z. B. Fehlerbaumanalysen) zeigen auf, welche Arten von 
Fehlfunktionen oder äußeren Einflüssen mit welchen Anteilen zu einem Ereignis 
beitragen können. Die Einflüsse auf den Unfalleintritt sind aufgrund der Komplexität 
des Gesamtsystems jedoch äußerst vielfältig und nicht vollständig abbildbar, sodass 
sie in dieser Arbeit nicht verwendet werden. 
Die vorliegende Arbeit befasst sich ausschließlich mit Ereignissen auf Eisenbahninfra-
strukturen in Deutschland, welche der Aufsicht des Eisenbahn-Bundesamts (EBA) unter-
liegen und somit in der Zuständigkeit der Bundesstelle für Eisenbahnunfalluntersuchung 
(BEU) stehen. Landeseisenbahnen, Anschlussbahnen, Werkbahnen, schmalspurige 
Strecken sowie U- und Stadtbahnsysteme sind somit von der Untersuchung aus-
genommen. 
Eine Betrachtung historischer Unfallberichte erfolgt nicht, da deren Auftreten auf-
grund des sicherungstechnischen Fortschritts sowie bahnbetrieblicher Maßnahmen 
deutlich unwahrscheinlicher geworden ist. Im Gegensatz dazu können aus heutigen 
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Zwischenfällen zahlreiche Hinweise zur weiteren Verbesserung der Betriebssicherheit 
hervorgehen. 
Gemeinsam mit der genannten Studienarbeit soll als Ergebnis eine tiefgehende 
Untersuchung zu vielseitigen Aspekten der Eisenbahnbetriebssicherheit vorliegen. 
1.3 Herangehensweise 
Der Einstieg in die Thematik der Eisenbahnunfälle erfolgt in Kapitel 2. Zunächst 
werden Grundlagen der Unfalluntersuchung erläutert. Dazu zählen besondere Eigen-
schaften von Eisenbahnunfällen, Definitionen von Ursachen und begünstigenden 
Faktoren sowie notwendige rechtliche Grundlagen. Im Anschluss wird die Organisa-
tionsstruktur der BEU mit ihren Aufgaben, Befugnissen und Publikationen erarbeitet. 
Der letzte Abschnitt beschreibt die Kompetenzen weiterer Beteiligter im Unter-
suchungsprozess. 
Das Kapitel 3 begleitet den Leser durch die unterschiedlichen Prozesse, welche sich 
zwischen dem Ereignen eines Unfalls und dem abgeschlossenen Untersuchungs-
bericht abspielen. Dabei werden u. a. Maßnahmen zur Beräumung der Unfallstelle, die 
Notfalltechnik der Deutschen Bahn (DB) sowie die Meldung, Einstufung und das Vor-
gehen zur Untersuchung von Ereignissen durch die BEU beschrieben. Zudem geht 
aus diesem Kapitel hervor, worauf die BEU bei der Anfertigung und Veröffentlichung 
ihrer Berichte achtet. Zuletzt wird in Hinblick auf die Analyse eine begründete Auswahl 
auszuwertender Quellen getroffen und diese bewertet. 
Zahlreiche Aspekte, die sich mit den verschiedenen Möglichkeiten der Einordnung von 
Unfällen befassen, sind Teil von Kapitel 4. Es wird dabei zwischen den Unfallarten 
gemäß BEU-Definition und den im Rahmen der Diplomarbeit zu entwickelnden 
Ursachenkategorien differenziert. Der Fokus liegt hier im Bereich der Kategorisierung 
anhand der festgestellten Unfallursache. Zunächst wird dabei auf die Erarbeitung der 
Kategorien eingegangen und die tatsächliche Zuordnung von Unfällen zu Ursachen-
kategorien beschrieben. Abschließend erfolgen die Definitionen der neun ermittelten 
Kategorien sowie eine Abgrenzung zueinander. 
Diese Definitionen bilden nun die Grundlage für das folgende Kapitel 5 zur Analyse 
von Untersuchungsberichten und zugeordneten Unfallursachen. Eine Analysetabelle 
erweist sich dafür als zweckmäßig für die anschließenden Auswertungen. Darauf auf-
bauend werden dann in einzelnen Abschnitten berichtsbezogene Daten, ereignis-
bezogene Aspekte sowie die Anteile von Primär- und Sekundärursachen einer 
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genauen Betrachtung unterzogen. Mit einer ausführlichen Analyse jeder einzelnen 
Ursachenkategorie endet das umfangreichste Kapitel dieser Arbeit. 
In Kapitel 6 wird auf die Erarbeitung und Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen 
durch die BEU eingegangen. Anhand einer ausgewählten Thematik erfolgt eine 
Beschreibung der konkreten Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen zur Verbesse-
rung der Betriebssicherheit. Weitere Erkenntnisse, die sich aus der Betrachtung von 
Untersuchungsberichten ergeben, bilden den Abschluss der inhaltlichen Ausfüh-
rungen. 
Eine zusammenfassende Erläuterung wichtiger Schlussfolgerungen in Kapitel 7 
schließt die vorliegende Arbeit gemeinsam mit einem Ausblick auf mögliche weiter-
gehende Inhalte ab. 
Wie bereits erläutert, baut die Diplomarbeit auf den Erkenntnissen der Studienarbeit 
auf. Daher ist letztere als Grundlage für die Inhalte der Diplomarbeit zu sehen. Für das 
Verständnis notwendige Sachverhalte und Definitionen werden in dieser Arbeit erneut 
ausgeführt. Weiterführende Informationen sind in den jeweiligen Abschnitten der 
Studienarbeit nachzuschlagen. Für diesen Zweck enthalten die Literaturverweise auf 
die Studienarbeit teilweise zusätzlich die Angabe von Seitenzahlen. 
Im Verlauf der vorliegenden Diplomarbeit verwendete Abkürzungen werden bei ihrer 
Einführung kursiv hervorgehoben. 
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2 Aufarbeitung von Eisenbahnunfällen 
2.1 Grundsätzliche Aspekte der Unfalluntersuchung 
2.1.1 Betriebssicherheit im Kontext von Unfallereignissen 
Sicherheitsrelevante Unregelmäßigkeiten im Eisenbahnbetrieb wirken sich unmittel-
bar auf die Betriebssicherheit des Systems aus. Daher werden im Vorgriff auf die 
Untersuchung konkreter Unfallereignisse Aspekte erarbeitet, die allgemein in Zusam-
menhang mit der Betriebssicherheit stehen. Details zur Gewährleistung der Betriebs-
sicherheit im Schienenverkehr sowie die Auswertung von Ereignisdaten sind 
[WERN18] zu entnehmen. 
Zunächst sei auf eine Wissenslandkarte des Forschungsinformationssystems (FIS) 
hingewiesen, welche unterschiedliche Aspekte der Betriebssicherheit im Schienen-
verkehr abbildet (siehe Abb. 1). 
 
Abb. 1: Mind-Map „Betriebssicherheit im Schienenverkehr" (nach [FIS17a]) 
Die Darstellung als Mind-Map enthält neben unterschiedlichen Maßnahmen zur 
Gefahrenminderung auch die wichtigsten Akteure der Schienenverkehrssicherheit 
sowie besondere Gefahrenquellen im Eisenbahnverkehr. Viele dieser Themen wurden 
in der Studienarbeit herausgearbeitet: Akteure der Betriebssicherheit, technische 
Maßnahmen zur Gefahrenminderung wie die aktive und passive Sicherheit, gefähr-
liche Ereignisse im Schienenverkehr sowie rechtliche und organisatorische Instru-
mente zur Gefahrenminderung. Besondere Gefahrenquellen wie Bahnübergänge (BÜ) 
und Gleisbaustellen werden im Verlauf dieser Arbeit thematisiert, sodass insgesamt 
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ein Großteil der Wissenslandkarte abgedeckt wird. Auch aufgrund der verlinkten 
Hintergrundinformationen zu einzelnen Themen eignet sich die Mind-Map des FIS als 
gutes Nachschlagewerk. ([FIS17a]) 
Im Sinne der Betriebssicherheit sollten die Anstrengungen zur Vermeidung von 
unsicheren Zuständen oberste Priorität genießen. Weiterhin können zusätzliche 
Maßnahmen auf eine Verringerung der durch Unfälle verursachten Folgen abzielen. 
Diese auch als Unfallfolgenminderung bezeichnete Vorgehensweise lässt sich klar der 
passiven Sicherheit zuordnen. Das oberste Ziel bleibt jedoch die Verhinderung des 
Eintretens von Unfällen und unsicheren Zuständen. ([WERN18], S. 14) 
Bei Stillstand der Fahrzeuge besteht keine kinetische Energie. Da es bei unkontrol-
lierter Wandlung der Bewegungsenergie zu Personen- und Sachschäden kommen 
kann, ergibt sich der Stillstand als sicherster Zustand im Landverkehr. Jedoch bringt es 
die Notwendigkeit der Ortsveränderung von Personen und Gütern auf der Schiene 
mit sich, dass Fahrzeuge sich bewegen und somit kinetische Energie enthalten. Diese 
Energie gilt es zu beherrschen, um eine unerwünschte Wandlung zu verhindern. Aus 
der Bewegung als Grundlage des Eisenbahnbetriebs ergeben sich potenzielle Gefähr-
dungen. Das systembedingt größte Gefährdungspotenzial ist die geringe Haftreibung 
zwischen Stahlrad und Stahlschiene bei großen Massen und Geschwindigkeiten, 
welche lange Bremswege zur Folge hat. ([MASC13], S. 3) 
Bei der Eisenbahn genießt die Gewährleistung des sicheren Bahnbetriebs einschließ-
lich der kontinuierlichen Verbesserung des Systems höchste Priorität. Um dies zu 
erreichen, gibt es grundsätzlich zwei Herangehensweisen. Einerseits soll durch pro-
aktives Handeln die stetige Verbesserung bestehender sowie neuer Systeme erreicht 
werden. Andererseits besteht die Möglichkeit, Unfallereignisse quantitativ und quali-
tativ auszuwerten und dadurch Rückschlüsse auf die Betriebssicherheit zu ziehen. 
Von sehr großer Bedeutung für die kontinuierliche Weiterentwicklung des Systems ist 
daher die Auswertung von sicherheitsrelevanten Unregelmäßigkeiten im Eisenbahn-
betrieb. Eine quantitative Analyse von verfügbaren Ereignisdaten wurde in der 
Studienarbeit durchgeführt, sodass die qualitative Betrachtung von Unfallereignissen 
den Schwerpunkt der vorliegenden Diplomarbeit bildet. Dabei stellt sich in erster Linie 
die Frage, wie es zum Auftreten einzelner Ereignisse gekommen ist. 
Wie bereits in [WERN18] detailliert aufgezeigt wurde, gilt das Eisenbahnsystem in 
Deutschland bereits als sehr sicher. Eine hundertprozentige Sicherheit wird es im 
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Schienenverkehr aufgrund des bestehenden Restrisikos jedoch nie geben. Daher 
besteht die Möglichkeit, unerwünschte Ereignisse auszuwerten und so die System-
sicherheit zu erhöhen. Weil weniger folgenschwere Unfälle und unsichere Zustände 
ohne Schadenseintritt im Verkehrsbereich nur unter unverhältnismäßigen Anstren-
gungen verhindert werden können, müssen sie auch zukünftig als Restrisiko akzep-
tiert werden. Insbesondere bei folgenschweren Unfällen ist die Ermittlung von 
Hergang bzw. Ursache von hohem Interesse, da solche Vorfälle im Sinne eines hohen 
Sicherheitsniveaus nicht toleriert werden können und unbedingt zu vermeiden sind. 
Daher befasst sich diese Arbeit vertiefend mit schweren Unfallereignissen und 
solchen, die es unter leicht veränderten Umständen hätten werden können. 
Im Vergleich zum 20. Jahrhundert ist die Anzahl sehr schwerer Unfälle deutlich 
zurückgegangen. Dies ist insbesondere auf die technische Weiterentwicklung des 
Eisenbahnsystems zurückzuführen, aber auch auf die konsequente Auswertung von 
Unfällen und die daraus folgende Anpassung sicherheitstechnischer Einrichtungen 
und betrieblicher Regelungen. Das menschliche Bedürfnis nach Sicherheit kann daher 
durch den Verkehrsträger Schiene heutzutage deutlich besser erfüllt werden. 
([PREU94]) 
Zahlreiche Gesetze und Regelungen fordern die sichere Systemgestaltung der Eisen-
bahn (siehe 2.1.4). In der Praxis ergeben sich jedoch Abweichungen dieser Vorgaben, 
welche sich in Form von Unfällen und anderen sicherheitsrelevanten Vorfällen offen-
baren. 
2.1.2 Eigenschaften von Unfällen und Störungen im Bahnbetrieb 
Bei einem Eisenbahnunfall handelt es sich um ein „unerwünschtes oder unbeabsichtigtes 
plötzliches Ereignis oder eine besondere Verkettung derartiger Ereignisse, die schädliche 
Folgen haben“ ([2016/798]). Aus dieser Definition sind insbesondere zwei Eigen-
schaften hervorzuheben: 
 unerwünscht/unbeabsichtigt 
 schädliche Folgen (eingetretene Sach-, Personen- oder Umweltschäden) 
In der Eisenbahnsicherheit wird zwischen Safety und Security unterschieden. Dadurch 
werden Gefahren, die sich aus dem Betrieb des Systems heraus ergeben (Safety), von 
vorsätzlichen Eingriffen in das System (Security) abgegrenzt. Für detaillierte Ausfüh-
rungen wird auf [WERN18], S. 15, verwiesen. Eisenbahnunfälle sind gemäß o. g. Defini-
tion grundsätzlich Vorfälle in Bezug auf Safety. Bewusst herbeigeführte Eingriffe wie 
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beispielsweise terroristische Akte und Vandalismus gelten ausdrücklich nicht als Unfall 
im Eisenbahnbetrieb und werden in dieser Arbeit nicht berücksichtigt. Infolge von 
Security-Vorfällen erfolgt die Untersuchung zu betrieblichen Umständen sowie der 
Ursache des Vorkommnisses gemeinsam mit den zuständigen Behörden der Straf-
verfolgung. 
Gefährliche Ereignisse im Bahnbetrieb werden in Unfälle und Störungen unter-
schieden. Bei Untersuchungen zur Verbesserung der Betriebssicherheit werden 
neben Unfällen auch Störungen betrachtet. Eine Störung ist „ein anderes Ereignis als 
ein Unfall oder schwerer Unfall, das den sicheren Eisenbahnbetrieb beeinträchtigt oder 
beeinträchtigen könnte“ ([2016/798]). Die deutsche Untersuchungsbehörde befasst sich 
jedoch nur mit sehr wenigen Störungen, sodass vorrangig Ereignisse mit schädlichen 
Folgen untersucht werden. 
Folgende Tabelle enthält der Übersicht halber die Definitionen von Unfällen und 
Störungen (siehe Tab. 1). Der Begriff des schweren Unfalls wird jedoch erst in Abschnitt 
3.2.2 eingeführt. 
Tab. 1: Definitionen von Unfällen und Störungen ([2016/798]) 
Begriff Definition 
Unfall  ein unerwünschtes oder unbeabsichtigtes plötzliches Ereignis oder 




Zugkollisionen oder Zugentgleisungen mit mindestens einem Todes-
opfer oder mindestens fünf Schwerverletzten oder mit beträchtlichem 
Schaden (unmittelbare Schätzung durch die Untersuchungsstelle auf 
mindestens 2 Mio. EUR) für die Fahrzeuge, Infrastruktur oder Umwelt 
sowie sonstige Unfälle mit den gleichen Folgen und mit offensichtlichen 
Auswirkungen auf die Regelung der Eisenbahnsicherheit oder das 
Sicherheitsmanagement 
Anmerkung: Bei einer Zugkollision oder Zugentgleisung muss eine 
Zugfahrt beteiligt sein, andernfalls handelt es sich um eine sonstige 
Kollision bzw. sonstige Entgleisung. 
Störung ein anderes Ereignis als ein Unfall oder schwerer Unfall, das den 
sicheren Eisenbahnbetrieb beeinträchtigt oder beeinträchtigen 
könntee 
 
Der Begriff Unfalluntersuchung schließt auch die Betrachtung von Störungen mit ein. 
Sofern Aussagen ausschließlich auf Störungen zutreffen, wird dies in den folgenden 
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Ausführungen daher besonders hervorgehoben. Andernfalls sind gleichermaßen alle 
Ereignisse gemeint, denen im Rahmen der Unfalluntersuchung nachgegangen wird. 
Ein Eisenbahnunfall ist dadurch gekennzeichnet, dass er in direktem Zusammenhang 
zum Bahnbetrieb steht. Vorfälle in Werkstätten, in der Fahrzeugabstellung sowie 
außerhalb des Wirkbereiches von Schienenfahrzeugen sind daher ausgenommen. 
Arbeitsunfälle von Bahnpersonal werden nur dann als Eisenbahnunfall eingestuft, 
wenn Regelungen der Betriebssicherheit betroffen sind. Sie werden nur dann unter-
sucht, wenn sie bei bewegten Eisenbahnfahrzeugen entstanden sind. Andere Arbeits-
unfälle gelten nicht als Eisenbahnunfall und werden, wie in anderen Branchen eben-
falls üblich, durch das betroffene Unternehmen sowie weiteren zuständigen Stellen 
für den Arbeitsschutz untersucht. ([DOLL12]) 
An einem gefährlichen Ereignis im Bahnbetrieb sind grundsätzlich mindestens jeweils 
ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) und ein Eisenbahnverkehrsunternehmen 
(EVU) beteiligt. Weiterhin können unterschiedliche externe Beteiligte betroffen sein. 
Dazu zählen bspw. Bauunternehmen, Fahrzeughersteller, Instandhaltungsfirmen von 
Fahrzeugen und Infrastruktur sowie Personaldienstleistungsunternehmen. Somit 
können auch dem Bahnbetrieb fremde Unternehmen Auswirkungen auf Unfälle und 
Störungen haben. 
2.1.3 Unfallursachen sowie begünstigende Faktoren 
Ein Unfall hat grundsätzlich einen spezifischen Hergang und entsteht immer aufgrund 
mindestens einer Unfallursache. Ein Unfall kann durchaus mehrere Unfallursachen 
aufweisen, die unterschiedlich stark zum Ereignis beigetragen haben. Durch unter-
schiedliche Maßnahmen lassen sich diese im Nachhinein meist eindeutig benennen. 
Je nach Erfolg der Ursachenermittlung wird diese zweifelsfrei festgestellt oder als 
Vermutung formuliert. 
Neben Ursachen können auch begünstigende Faktoren festgestellt werden. Der 
Unterschied besteht darin, dass jede Ursache konkret zum Unfall beigetragen haben 
muss, während begünstigende Faktoren aufgrund ihrer Randbedingungen nicht als 
ursächlich angesehen werden. Diese haben den Ereigniseintritt somit lediglich 
gefördert. Umstände, die nur das Schadensausmaß eines bereits eingetretenen 
Unfalls maßgeblich negativ beeinflusst haben, werden ebenfalls als begünstigend 
definiert. 
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2.1.4 Rechtliche Grundlagen der Unfalluntersuchung 
Die Zuständigkeiten und das Vorgehen der Unfalluntersuchung im Eisenbahnbetrieb 
sind EU-weit einheitlich geregelt. Die EU-Richtlinie (RL) über die Eisenbahnsicherheit 
wurde 2004 erstmals ausgegeben und 2016 durch die Neufassung RL (EU) 2016/798 
ersetzt. Sie ist als EU-Richtlinie zwar nicht unmittelbar in den Mitgliedsstaaten gültig 
und bedarf einer Umsetzung in nationales Recht. Jedoch nennt die BEU die Sicher-
heitsrichtlinie als gesetzliche Grundlage der Unfalluntersuchung. Nationale Gesetze 
verweisen zudem direkt auf die Inhalte der RL (EU) 2016/798. ([BEU19b]) 
Die Sicherheitsrichtlinie gibt umfangreiche Regelungen im Bereich der Eisenbahn-
sicherheit vor, insbesondere für die Untersuchung von Unfällen. Die Vorgaben zur 
Einrichtung einer unabhängigen Unfalluntersuchungsstelle sowie ihre Aufgaben-
bereiche sind in den Artikeln 20 bis 26 festgelegt. Alle durch die EU geforderten 
Aspekte sind in nationalen Gesetzen und Verordnungen umgesetzt und somit rechts-
gültig. ([2016/798]) 
Die rechtlichen Grundlagen der deutschen Unfalluntersuchung reichen von der 
genannten Sicherheitsrichtlinie über das Allgemeine Eisenbahngesetz (AEG) und das 
Gesetz über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) bis hin zur speziell für 
die Untersuchung von Unfällen herausgegebenen Eisenbahnunfalluntersuchungs-
verordnung (EUV). Letztgenannte Verordnung stellt die wichtigste rechtliche Vorgabe 
im Bereich der Unfalluntersuchung dar. Sie setzt viele Vorgaben aus genannter EU-
Richtlinie in nationales Recht um. Einige Inhalte der EUV werden in den folgenden 
Abschnitten dieses Kapitels aufgegriffen. ([AEG]; [BEVVG]; [EUV]) 
Allgemeine Vorschriften, welche auch den präventiven Charakter der Sicherheits-
vorschriften hervorheben, sind das AEG sowie die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
(EBO). Dort heißt es: 
„Die Eisenbahnen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen sind verpflichtet, ihren Betrieb 
sicher zu führen und [...] sind zudem verpflichtet, die Eisenbahninfrastruktur sicher zu 
bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten.“ (§ 4 Abs. 3 AEG) 
„Bahnanlagen und Fahrzeuge müssen so beschaffen sein, dass sie den Anforderungen der 
Sicherheit und Ordnung genügen.“ (§ 2 Abs. 1 EBO) 
Für weitergehende Ausführungen zum europäischen Eisenbahnrecht sowie ins-
besondere der Sicherheitsrichtlinie (EU) 2016/798 sei auf [WERN18], S. 16–23, ver-
wiesen. 
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2.2 Eisenbahnunfalluntersuchung durch die BEU 
2.2.1 Einrichtung einer unabhängigen Untersuchungsstelle 
In Vorbereitung auf die inhaltliche Auseinandersetzung mit Berichten der deutschen 
Eisenbahnunfalluntersuchung wird zunächst auf die heutige Untersuchungsstelle ein-
gegangen. Frühere Institutionen und die Entwicklung der Unfalluntersuchung in den 
letzten Jahren werden in [WERN18], S. 26, ausführlich thematisiert. 
Die BEU ist eine selbstständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und somit diesem 
unmittelbar unterstellt. Sie ist für die Untersuchung von schweren Eisenbahnunfällen 
sowie Ereignissen, die unter leicht veränderten Bedingungen zu einem schweren 
Unfall hätten führen können, zuständig. Das übergeordnete Ziel ist die zukünftige 
Erhöhung der Eisenbahnsicherheit. Bis zur Einrichtung im Jahr 2017 übernahm diese 
Aufgaben die ehemalige Eisenbahnunfalluntersuchungsstelle des Bundes (EUB), welche 
unmittelbar beim EBA angesiedelt war. Die BEU ist somit organisatorisch und rechtlich 
vollständig unabhängig und agiert neutral gegenüber allen Akteuren der Eisenbahn. 
Dies ist insbesondere eine Forderung der neu gefassten EU-Sicherheitsrichtlinie aus 
dem Jahr 2016. ([WERN18], S. 26) 
Insbesondere im Vorgehen der Unfalluntersuchung wird die Unabhängigkeit der 
Behörde deutlich. Die Ermittlung von Hergang und Ursache von Ereignissen soll 
demnach ohne Einflussnahme der Aufsichtsbehörde, von Strafverfolgungsbehörden 
sowie von Eisenbahnen, Fahrzeughaltern und -instandhaltungsunternehmen erfolgen. 
Dies ist in § 5b Abs. 2 AEG festgelegt. 
Gemäß § 5b Abs. 6 AEG obliegt dem Bund die Untersuchung von gefährlichen Ereig-
nissen auf Eisenbahninfrastrukturen, die seiner Eisenbahnaufsicht unterliegen. Diese 
Aufgabe überträgt der Bund an die BEU. Diese ist somit nur für solche Vorfälle zu-
ständig, welche sich auf Infrastrukturen unter Aufsicht des EBA ereignen. In anderen 
Fällen ist die durch das jeweilige Bundesland bestimmte Stelle zuständig. 
Auch wenn der Großteil der verfügbaren Untersuchungsberichte von der EUB im Zeit-
raum von 2008 bis 2017 veröffentlicht wurde, wird in dieser Arbeit grundsätzlich von 
der BEU als heute zuständiger Organisation gesprochen. Damit ist allgemein die für 
die Untersuchung von Unfällen zuständige Untersuchungsstelle gemeint, sodass auch 
die Tätigkeiten der Vorgängerbehörde EUB eingeschlossen sind. Diese Verallgemeine-
 Kapitel 2: Aufarbeitung von Eisenbahnunfällen 
23 
rung wird auch deswegen getroffen, weil die Einrichtung der BEU keine inhaltlichen 
Auswirkungen auf die Tätigkeiten, Zuständigkeiten und Befugnisse dargestellt hat. 
2.2.2 Aufgaben und Befugnisse 
Die zentrale Aufgabe der BEU besteht darin, Ursachen von gefährlichen Ereignissen 
im Bahnbetrieb aufzuklären. Untersuchungen verfolgen ausnahmslos die Ziele 
Verbesserung der Eisenbahnsicherheit und Vermeidung künftiger Unfälle. Die Unter-
suchung erfolgt unabhängig von ermittelnden Strafverfolgungsbehörden. Zudem ist 
sie klar von straf- und haftungsrechtlichen Ermittlungen zur Ermittlung der Schuld-
frage abzugrenzen. ([BEU19a]) 
Folgende Aufgaben fallen in den Zuständigkeitsbereich der BEU: ([DOLL12]) 
 Untersuchung von gefährlichen Ereignissen 
 Anfertigung und Veröffentlichung von Untersuchungsberichten sowie eines 
jährlichen Jahresberichts 
 Erarbeitung und Abgabe von Sicherheitsempfehlungen (sofern zutreffend) 
Weitere Aufgaben gemäß § 7 Abs. 2 BEVVG sind u. a. die Annahme und Kategori-
sierung der durch das EIU gemeldeten Ereignisse sowie die Führung und Pflege einer 
entsprechenden Ereignisdatenbank. Zudem soll ein aktiver Meinungs- und Erfah-
rungsaustausch mit anderen Untersuchungsstellen durchgeführt und Vereinbarungen 
zur gegenseitigen Zusammenarbeit mit nationalen Strafverfolgungsbehörden und 
Untersuchungsstellen abgeschlossen werden. ([BEVVG]) 
Zur Förderung eines europäischen Erfahrungsaustausches steht die BEU im Kontakt 
mit anderen Unfalluntersuchungsstellen Europas. Es werden gemeinsame Unter-
suchungsmethoden entwickelt und Grundsätze für die Erstellung und Umsetzung von 
Sicherheitsempfehlungen erarbeitet. Sofern dies für die Untersuchungen nützlich 
erscheint, erfolgen auch ereignisbezogene Abstimmungen. Zusätzlich findet ein ver-
kehrsträgerübergreifender Austausch mit der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung 
(BFU) bzw. der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung (BSU) statt. ([WEST19]) 
Die allgemeinen Berechtigungen der Untersuchungsstelle zum umfangreichen Hand-
lungsspielraum am Ereignisort gleichen denen des EBA und sind in § 5b Abs. 3 AEG 
festgelegt. Neben dem uneingeschränkten Zugang zum Unfallort einschließlich der 
Fahrzeuge, Fahrzeugteile, Ladung und Infrastruktur dürfen Mitarbeiter der BEU 
Gegenstände zu Auswertezwecken entnehmen und erhalten Zugang zu Aufzeich-
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nungsanlagen sowie deren Auswertung. Zudem dürfen sie Untersuchungsergebnisse 
von verunglückten Personen und beteiligtem Betriebspersonal einsehen. Allgemein 
hat die BEU das Recht auf einen ungehinderten Zugang zu sachdienlichen Informa-
tionen und Aufzeichnungen. Diese Befugnisse gelten jedoch nur im Rahmen der o. g. 
Aufgaben. ([AEG]) 
Die BEU ist gemäß § 5b Abs. 4 AEG zudem berechtigt, Eisenbahnunternehmen zur 
Unterstützung der Untersuchungen anzuweisen, Fahrzeuge zur weiteren Unter-
suchung in geeignete Werkstätten zu transportieren, fahrzeugseitige Diagnose-
einrichtungen auszuwerten oder auch Messfahrten durchzuführen. ([AEG]) 
2.2.3 Organisationsstruktur und Zuständigkeiten 
Organisationsstruktur und Dienstsitz der BEU werden durch das BMVI festgelegt. Die 
Zentrale befindet sich in Bonn an einem gemeinsamen Standort mit dem EBA. Das 
Bundesgebiet wird anhand der Landesgrenzen in die vier Untersuchungsbezirke (UB) 
Nordwest, Nordost, Südwest und Südost aufgeteilt. Pro Bezirk werden an verschie-
denen Standorten durch je einen Mitarbeiter die Fachbereiche Betrieb, Fahrbahn, 
Signaltechnik, Maschinentechnik und Sicherheits-/Qualitätsmanagement abgebildet. 
Entsprechend besteht ein UB aus jeweils fünf Mitarbeitern. Sie übernehmen aus-
schließlich Aufgaben der Unfalluntersuchung. ([BEU19c]; [WEST19]) 
Die räumlichen Zuständigkeiten der regionalen UB gehen aus Abb. 2 hervor. Sie wur-
den mit der Maßgabe eingerichtet, infolge von Unfällen unmittelbare Untersuchungen 
am Ereignisort durchführen zu können. Dazu zählt eine objektive Beweisaufnahme am 
Unfallort, Zeugenbefragungen sowie das Treffen weiterer notwendiger Feststellungen 
(siehe auch Abb. 9 auf S. 42). Die Untersuchungen werden durch die jeweiligen UB 
geleitet und regelmäßig mit dem Fachbereich Untersuchungseinheit in der Zentrale 
abgestimmt. Diese Stelle wurde im Zuge der Organisationsänderung von der EUB zur 
BEU neu geschaffen. ([SCHW14]; [WEST19]) 
Zur Annahme von Sofortmeldungen und Einleitung der Untersuchungen richtet die 
BEU pro UB einen Rufbereitschaftsdienst ein, der eine ständige Erreichbarkeit sicher-
stellen soll. Dies hat den Zweck, dass der Unfallort möglichst zeitnah erreicht wird und 
das anschließende Beräumen und Instandsetzen der Infrastruktur nicht weiter ver-
zögert wird. ([DOLL12]) 
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Abb. 2: Untersuchungsbezirke der BEU ([SCHW14]) 
Im Februar 2019 wurde erstmals ein Organisationsplan der Behörde veröffentlicht. 
Dieser enthält u. a. die personellen Zuständigkeiten der vier regionalen UB sowie der 
zugehörigen Leitung des Fachbereichs Untersuchungseinheit. Zudem existieren ein 
Fachbereich Grundsatz und Verwaltung sowie die Behördenleitung. Während einige 
Positionen extern besetzt sind, werden die Bereiche Datenschutz sowie Arbeits-
sicherheit durch die Behörde selbst abgedeckt. ([BEU19d]) 
Bereits in der Studienarbeit des Autors wurde von mangelnden personellen 
Ressourcen der BEU berichtet ([WERN18], S. 75). Zum Jahresende 2018 erfolgte die 
Ausschreibung von vier Stellen als Folgebesetzung ausscheidender Mitarbeiter. Der 
zusätzliche Stellenbedarf von benötigten Untersuchungsbeauftragten wurde durch 
das zuständige Bundesinnenministerium jedoch nicht bewilligt. Dies wird auch in 
Zukunft zu Personalengpässen in der gesamten Behörde führen. ([WEST19]) 
2.2.4 Publikationen 
Neben den einzelnen Untersuchungsberichten ist die BEU gemäß § 7 EUV dazu ver-
pflichtet, jährlich zum 30. September einen Jahresbericht über das vorherige Jahr zu 
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veröffentlichen. Dieser informiert über im Vorjahr begonnene sowie abgeschlossene 
Untersuchungen, ausgesprochene Sicherheitsempfehlungen und aufgrund älterer 
Sicherheitsempfehlungen durchgeführte Maßnahmen. Er stellt somit eine fundierte 
Zusammenfassung zu untersuchender Ereignisse des Berichtsjahres dar. Außerdem 
erhält der Leser einen schnellen Überblick über neue und bestehende Sicherheits-
empfehlungen sowie deren aktuellen Umsetzungsstand. Dieser wäre andernfalls nur 
durch langwieriges Studium aller Untersuchungsberichte eines Jahres zu erreichen. 
([BEU17]; [SCHW14]) 
Die gemeldeten Ereigniszahlen des Berichtsjahres werden – nach der jeweiligen 
Unfallart aufgeschlüsselt – ebenfalls im Jahresbericht veröffentlicht, sodass ein guter 
Eindruck über das allgemeine Unfallgeschehen eines Jahres gewonnen werden kann. 
Diese Daten werden bereits in [WERN18], S. 52–58, genauer untersucht und mit den 
Sicherheitsindikatoren verglichen, sodass sie hier keine weitere Beachtung finden. 
Die Untersuchungsberichte enthalten die dokumentierte Ursachenermittlung konkre-
ter gefährlicher Ereignisse. Wie auch der Jahresbericht sind Untersuchungsberichte 
nach Fertigstellung an die europäische Eisenbahnagentur zu übermitteln (siehe 2.3.5). 
Das Vorgehen in der Untersuchung sowie die Anfertigung und Veröffentlichung des 
Berichts werden in den Abschnitten 3.1 bis 3.3 schrittweise beschrieben. 
Bis etwa 2014 nutzte die Vorgängerorganisation der BEU eine weitere Variante von 
Untersuchungsberichten. In verkürzten Abschlussberichten wurden die Erkenntnisse 
der Ereignisuntersuchung etwas kompakter zusammengestellt. Diese Kurzberichte 
wurden nicht veröffentlicht und nur an betroffene Eisenbahnunternehmen sowie die 
Sicherheitsbehörde übermittelt. Eine rechtliche Grundlage zur Erstellung solcher 
Abschlussberichte bestand nicht. ([JOPR19]) 
2.3 Weitere Möglichkeiten der Unfallnachbetrachtung 
2.3.1 Zuständigkeiten nach Ereigniseintritt 
Die Untersuchung von gefährlichen Ereignissen im Bahnbetrieb fällt, je nach Schwere-
grad des jeweiligen Ereignisses, in die Zuständigkeit verschiedener Institutionen. 
Dabei verfolgen die Beteiligten ihre vorgegebenen Ziele und agieren aufgrund fest-
gelegter Gesetze, Verordnungen und Richtlinien. 
Das EIU, auf dessen Infrastruktur sich das Ereignis ereignet hat, koordiniert die Unter-
suchung von gefährlichen Ereignissen. Zusätzlich haben die beteiligten EVU die Pflicht, 
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selbstständige Untersuchungen zum Hergang anzustellen und das EIU dabei zu 
unterstützen. ([WERN18], S. 28–32) 
Nur bei schweren Vorfällen im Eisenbahnbetrieb wird die BEU tätig und entscheidet, 
ob eigene Untersuchungen aufgenommen werden. Die Vorgehensweise dieser 
Entscheidungsfindung sowie das Vorgehen der eigentlichen Untersuchungen werden 
in den folgenden Ausführungen dieses Kapitels erläutert und stellen eine maßgebliche 
Grundlage dieser Arbeit dar. Zu beachten ist dabei, dass die BEU zusätzlich zu den 
verpflichtenden Untersuchungen der Eisenbahnunternehmen tätig wird und diese 
somit in keiner Weise ersetzt. 
2.3.2 Untersuchung im EIU 
Gemäß den im AEG festgelegten Vorgaben muss das EIU jederzeit einen sicheren 
Eisenbahnbetrieb durchführen und gewährleisten (siehe 2.1.4). Dazu zählt auch die 
Untersuchung von gefährlichen Ereignissen, welche bei deutschen EIU im Verant-
wortungsbereich des Eisenbahnbetriebsleiters (EBL) liegt. Der EBL ist Koordinator der 
Untersuchungen von gefährlichen Ereignissen, welche sich auf der eigenen Eisen-
bahninfrastruktur ereignet haben. Die Aufgaben eines EBL in Bezug auf die Unfall-
untersuchung werden aus Sicht des EIU in [LÜPK12] beschrieben. Zusätzlich zu den 
eigenen ist die BEU in ihren Untersuchungen umfangreich zu unterstützen. 
([WERN18], S. 31–32) 
Es ist zu beachten, dass dabei keine unabhängige Untersuchung gewährleistet ist. Das 
betroffene EIU ist immer auch Unfallbeteiligter, sodass die Ereignisursache auch im 
Bereich der Infrastruktur liegen kann. Die Neutralität in Bezug auf die Ereignisunter-
suchung ist somit nicht gegeben. 
Eine öffentlich einsehbare Auflistung sicherheitsrelevanter Ereignisse wird anhand 
eines Beispiels aus Frankreich deutlich. Der dortige Infrastrukturbetreiber veröffent-
licht in einem Open-Data-Portal ausgewählte Vorfälle, die in der Vergangenheit zur 
Beeinträchtigung der Eisenbahnsicherheit geführt haben. Diese Angabe beinhaltet 
eine kurze Ereignisbeschreibung sowie den Ort des Unfalls oder der Störung. 
([SNCF19]) 
2.3.3 Untersuchung im EVU 
Die gleiche Vorgabe zur Untersuchung von gefährlichen Ereignissen gilt auch für 
beteiligte EVU. Einerseits unterstützen sie das EIU und müssen andererseits eigene 
Ermittlungen zur Unfallursache aufnehmen. Insbesondere bei sich ergebenden 
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Maßnahmen infolge von gefährlichen Ereignissen ist das EVU in der Pflicht, diese im 
Unternehmen umzusetzen. Auch in Verkehrsunternehmen wird dabei vielfach auf das 
Konzept des EBL zurückgegriffen (siehe [WERN18], S. 31–32). Die Perspektive eines 
untersuchenden EBL im EVU wird u. a. in [BLAU18] beschrieben. 
2.3.4 Rolle der Eisenbahnaufsichtsbehörde 
Der Bund hat seine Aufgabe der Eisenbahnaufsicht durch § 3 Abs. 1 Nr. 2 BEVVG an 
das EBA als Sicherheits-, Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für Eisenbahnen 
übertragen. Es untersteht – ebenso wie die BEU – unmittelbar dem Bundesverkehrs-
ministerium. Seine Hauptaufgabe ist die Überwachung des nationalen Schienen-
verkehrs. Die Eisenbahnaufsicht wird durch das EBA jedoch nur bei bundeseigenen 
Eisenbahnunternehmen sowie bei Nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE-Bahnen), 
welche infolge der Erteilung eines Sicherheitszertifikats der EBA-Aufsicht unterliegen, 
ausgeführt. Beim genannten Zertifikat handelt es sich im Falle eines EIU um eine 
Sicherheitsgenehmigung und bei einem EVU um eine Sicherheitsbescheinigung. NE-
Bahnen ohne eine solche Bescheinigung verbleiben in der Zuständigkeit der Landes-
eisenbahnaufsicht (LEA), welche wiederum das EBA mit der Ausführung beauftragen 
kann. Somit zeichnet sich die LEA auch für Eisenbahnunfälle auf der Infrastruktur 
außerhalb der EBA-Aufsicht zuständig. ([WERN18], S. 24–32) 
Die Aufsichtsbehörde ist für die allgemeine Entwicklung des Sicherheitsniveaus und 
somit auch für die Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen infolge von Unfällen 
zuständig. Die Unfalluntersuchung fällt jedoch nicht in die Zuständigkeit des EBA, da 
ein Eisenbahnunfall auch durch ein Versagen der Aufsichtsbehörde verursacht oder 
begünstigt werden kann. Die Schnittstelle zwischen der BEU und dem EBA bei der 
Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen wird in Abschnitt 6.1.1 beschrieben. 
2.3.5 Mitwirkung der ERA 
Die Eisenbahnagentur der EU (European Union Agency for Railways (ERA)) wurde 2006 
gegründet und übernimmt vielfältige Aufgaben im europäischen Eisenbahnsektor. Im 
Bereich der Eisenbahnsicherheit und Unfalluntersuchung agiert sie als koordinierende 
Instanz sowohl zwischen den nationalen Sicherheitsbehörden als auch den jeweiligen 
Unfalluntersuchungsstellen innerhalb der EU. Die ERA führt keine eigenen Unter-
suchungen durch. Ihr Ziel besteht u. a. darin, die Eisenbahnsicherheit durch Bünde-
lung der jeweiligen nationalen Untersuchungsergebnisse von gefährlichen Ereignissen 
sowie eine transparente Bereitstellung von Daten zu erhöhen. ([WERN18], S. 23–24) 
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Sämtliche Publikationen der BEU müssen innerhalb einer festgelegten Frist an die 
Eisenbahnagentur übermittelt werden. Zudem wird mitgeteilt, sobald Untersuchun-
gen zu einem neuen Vorfall aufgenommen werden. Die vorliegenden Informationen 
übernimmt die ERA in der eigenen Unfalldatenbank European Railway Accident Informa-
tion Links (ERAIL). Diese ist öffentlich auf der ERA-Webseite einsehbar und enthält die 
wichtigsten Grunddaten eines Ereignisses. ([WERN18], S. 45–46) 
In der vorliegenden Arbeit werden ausschließlich durch die BEU untersuchte Ereignis-
se einbezogen. Für detaillierte Ausführungen zum Eisenbahnrecht in der EU, Zustän-
digkeiten von EIU und EVU sowie der Rolle des EBA und der ERA in Bezug auf Eisen-
bahnunfälle sei an dieser Stelle erneut auf [WERN18] verwiesen. 
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3 Berichte der deutschen Eisenbahnunfalluntersuchung 
3.1 Maßnahmen infolge von Eisenbahnunfällen 
3.1.1 Feststellung und Meldung von Ereignissen 
Bevor eine Meldung erfolgen kann, muss jedes gefährliche Ereignis im Bahnbetrieb 
zunächst festgestellt werden. Bei schweren Zugkollisionen oder BÜ-Unfällen stellt sich 
diese Frage zumeist nicht. Anders kann es jedoch bei Entgleisungen oder Fahrzeug-
bränden aussehen. Solche Ereignisse finden durchaus – anders als bei gewöhnlichen 
Kollisionen oder BÜ-Unfällen – nicht an der Fahrzeugspitze statt. Es sind auch Konstel-
lationen denkbar, bei denen Kollisionen oder BÜ-Unfälle erst hintere Fahrzeugteile 
betreffen und somit potenziell vom Triebfahrzeugführer (Tf) zunächst einmal 
unbemerkt bleiben können. Bei ungünstigen Umständen kann auch ein Aufprall oder 
Personenunfall an der Zugspitze durch den Tf ohne unmittelbare Feststellung 
erfolgen. 
Nach dem Eintritt eines Unfalls ist es also zunächst wichtig, das Ereignis zeitnah fest-
zustellen und Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren zu treffen. Ziel ist dabei das 
Erreichen eines möglichst sicheren Zustands. Wie bereits in Abschnitt 2.1.1 erarbeitet 
wurde, ist dies im Landverkehr der Stillstand. Nur in Ausnahmefällen, beispielsweise 
bei brennenden Zugteilen in Tunnelbereichen oder auf äußerst unzugänglichem 
Gelände, darf von diesem Grundsatz abgewichen werden. 
Bei der Feststellung einer Unregelmäßigkeit ist weiterhin zu beachten, dass nicht 
immer unmittelbar ersichtlich ist, um welche Ereignisart es sich handelt. Stellt bspw. 
der Tf einen plötzlichen Abfall der Druckluft in der Hauptluftleitung fest, kann es sich 
um eine Fahrzeugstörung oder die Folge einer Entgleisung handeln. Damit soll 
deutlich werden, dass sich Ereignisse zunächst einmal offenbaren müssen und 
anschließend ermittelt werden muss, welche Art von Ereignis vorliegt. 
Sobald feststeht, welche Art von Ereignis eingetreten ist, muss die zuständige Unfall-
meldestelle des EIU benachrichtigt werden. Neben unmittelbar am Ereignis beteilig-
tem Betriebspersonal, bspw. dem Tf, kann eine Meldung auch durch unbeteiligte 
Personen erfolgen. Dies ist jedoch immer abhängig vom Hergang des einzelnen Ereig-
nisses. 
Innerhalb des Personenzuges wird bei einem Notfall der Tf verständigt oder durch 
Reisende bzw. Bahnpersonal die Notbremseinrichtung bedient. Der Tf setzt gemäß 
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Richtlinie (Ril) 408 (Fahrdienstvorschrift) der DB nach Unfällen im Sinne der Abwen-
dung von unmittelbar drohenden Gefahren über den Zugfunk an andere Züge einen 
Notruf mit Nothaltauftrag ab. Weitere Züge, insbesondere sich dem Ereignisort auf 
benachbarten Gleisen nähernde Fahrten, werden so unmittelbar gewarnt. Im 
Anschluss erfolgt die Erstmeldung an den zuständigen Fahrdienstleiter (Fdl). 
Im Bereich der DB Netz sind die jeweiligen Notfallleitstellen (NFLS) in den Betriebs-
zentralen (BZ) für die Annahme und weitere Verarbeitung von Meldungen über gefähr-
liche Ereignisse zuständig. Diese wird i. d. R. durch den Fdl über das Ereignis infor-
miert. Im Falle einer Meldung durch externe Personen per Notruf wird die NFLS durch 
die Polizei- oder Rettungsleitstelle verständigt. ([Ril423]) 
Die NFLS beginnt nun schrittweise mit der Benachrichtigung aller benötigten Einsatz-
kräfte. Dazu werden meist die Rettungsleitstelle (Feuerwehr und Rettungsdienst), die 
Bundes- und ggf. Landespolizei sowie der Notfallmanager des EIU verständigt. 
Weiterhin werden alle betroffenen Bahnunternehmen über das Ereignis informiert. 
Dies können andere EIU mit parallel verlaufenden Strecken, am Ereignis beteiligte EVU 
oder auch Stationsbetreiber sein. In welchen Fällen eine Benachrichtigung der BEU 
erfolgen muss, enthält Abschnitt 3.2.1. ([Ril423]) 
3.1.2 Sicherung und Freigabe der Unfallstelle 
Die Unfallstelle muss gemäß § 4 Abs. 1 EUV durch das EIU unverzüglich gesichert und 
gegen den Zutritt Unbefugter abgesichert werden. Die Maßnahmen zur Rettung sowie 
Abwendung von drohenden Gefahren haben Priorität, sodass erst im Anschluss mit 
der Unfallaufnahme durch die jeweiligen Stellen begonnen werden kann. 
Im Bereich der Eisenbahnen des Bundes übernimmt die Bundespolizei die polizei-
lichen Aufgaben. Zusätzlich kann die Landespolizei angefordert werden, sofern ihr 
Zuständigkeitsbereich betroffen ist. Dies betrifft beispielsweise Straßenverkehrs-
anlagen infolge eines BÜ-Unfalls. Zusätzlich können Kräfte der Kriminalpolizei oder 
Staatsanwaltschaft am Ereignisort ermitteln. ([Ril423]) 
Die Einrichtung eines Notfallmanagements durch die DB Netz ist in der Ril 423 fest-
gelegt. Demnach übernimmt der Notfallmanager des EIU die bahnseitige Einsatz-
leitung am Ereignisort. Er ist für die Koordination der im Zusammenhang mit dem 
Ereignis durchzuführenden Maßnahmen verantwortlich und muss innerhalb von 30 
Minuten als Ansprechpartner für Fremdrettungskräfte zur Verfügung stehen. Das EVU 
entsendet ggf. einen eigenen Notdienst an die Unfallstelle. Dieser vertritt die Inter-
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essen des EVU und soll als Fachberater innerhalb von 120 Minuten nach Verstän-
digung zur Unterstützung des Notfallmanagers vor Ort eintreffen. ([Ril423]) 
Die Freigabe des Ereignisorts erfolgt nach abgeschlossener Unfallaufnahme durch die 
Strafverfolgungsbehörde gemeinsam mit der fachlichen Untersuchungsstelle. Die 
Unfallstelle darf bis zu dieser Freigabe – ausgenommen zur Personenrettung – nicht 
verändert werden. ([EUV]) 
3.1.3 Einsatz von Notfalltechnik 
Zum Beräumen der Unfallstelle kann Notfalltechnik des EIU zum Einsatz kommen. 
Dafür stehen der DB Netz verschiedene Spezialfahrzeuge zur Verfügung. Für das ein-
fache Aufgleisen von Fahrzeugen genügt ein Hilfszug, welcher aus einem Gerätewagen 
besteht. Für umfangreichere Arbeiten stehen Notfallkräne zur Verfügung. Zusätzlich 
werden spezielle Rettungszüge für Tunnelabschnitte vorgehalten. ([VAUP19]) 
 
Abb. 3: Karte der Hilfszugstandorte von DB Netz ([VAUP19]) 
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Bundesweit stehen 50 Gerätewagen für die kurzfristige Unterstützung zum Aufgleisen 
und Bergen von Fahrzeugen zur Verfügung. Alle derzeitigen Standorte von Hilfszügen 
sind in einer Karte verzeichnet (siehe Abb. 3). Es ist erkennbar, dass sich die gewähl-
ten Standorte mit möglichen Einsatzschwerpunkten decken. Zahlreiche große 
Rangierbahnhöfe mit einer potenziell hohen Einsatzzahl weisen einen Hilfszug in 
unmittelbarer Nähe auf, sodass der Anfahrtsweg minimiert wird. Eine Standortwahl 
für Hilfszüge in der Nähe von Rangierbahnhöfen wird auch dadurch begünstigt, dass 
dort meist Werkstätten mit ausreichend Personal zur Besetzung eines Gerätewagens 
verfügbar sind. 
Besonders viele Einsätze verzeichnet der Hilfszug in Oberhausen (2018: 44 Einsätze), 
während die Hilfszüge in Neustrelitz und Eberswalde im gleichen Jahr ohne Einsatz 
auskamen. Es wird deutlich, dass die Anzahl an Hilfszug-Anforderungen vom Auf-
kommen an Rangierfahrten (Rf) in der Umgebung abhängig ist und somit sehr stark 
schwankt. ([VAUP19]) 
Die Besetzung des Hilfszuges ist standortabhängig und erfolgt durch unterschiedliche 
Unternehmen im Auftrag von DB Netz. Dabei kommt neben zahlreichen DB-
Konzernunternehmen an einigen Standorten auch externes Personal zum Einsatz 
(siehe Abb. 4). 
 
Abb. 4: Besetzung der Hilfszüge je Unternehmen (Daten von [VAUP19]) 
So erfolgt beispielsweise die Besetzung des in Dresden-Friedrichstadt stationierten 
Hilfszugs im Ereignisfall durch Einsatzkräfte des Technischen Hilfswerks (THW). Weitere 
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(Oder), Niebüll, Singen (Hohentwiel) und Zwickau) und zwei durch private Instand-
haltungswerke (Standorte Neustrelitz und Eberswalde). Neben der vertraglich gere-
gelten Besetzung von Hilfszügen kann das THW auch bei Großschadenslagen ange-
fordert werden. Es leistet dabei je nach Bedarf unterschiedliche technische Hilfe-
leistung, jedoch im Auftrag der Feuerwehr. ([VAUP19]) 
Personell werden im Einsatzfall ein Aufgleisleiter und bis zu sechs Aufgleiser benötigt. 
Der Hilfszug soll nach Alarmierung gemäß DB-Ril 423 innerhalb von 45 Minuten 
abfahrbereit sein. Die vorgesehene Verfügbarkeit am Ereignisort beträgt gemäß Ver-
einbarung zwischen der DB und den Bundesländern maximal 90 Minuten nach Alar-
mierung. Die notwendige Bespannung zum Transport des Hilfszuges an den Einsatz-
ort regelt DB Netz im Einzelfall. In der Praxis sorgt meist das betroffene EVU für die 
Bereitstellung eines Triebfahrzeugs (Tfz) mitsamt Tf, sofern dies in vertretbarer Zeit 
gelingt. ([WIES19]; [VAUP19]) 
Sofern die Aufgleistechnik des Gerätewagens zum Beräumen nicht ausreicht, kann 
zusätzlich schwere Technik in Form von Kranzügen zum Einsatz kommen. Dafür hält 
die DB an bundesweit drei zentralen Standorten (Fulda, Leipzig und Wanne-Eickel) 
insgesamt fünf Notfallkräne vor. Jeweils ein Standort übernimmt die wöchentlich 
wechselnde Bereitschaft. Die Entscheidung zur Anwendung des Aufgleisverfahrens 
und über einen möglichen Kraneinsatz trifft der Aufgleisleiter in Abstimmung mit dem 
Notfallmanager. Kranzüge werden i. d. R. gemeinsam mit dem örtlichen Hilfszug ein-
gesetzt. ([WIES19]; [VAUP19]) 
Für Abschnitte älterer Schnellfahrstrecken (Hannover – Würzburg und Mannheim – 
Stuttgart) stehen gemäß Fremdrettungskonzept zusätzlich spezielle Tunnelrettungs-
züge zur Verfügung. Diese sind ein Einsatzmittel der Feuerwehr und werden an sechs 
Standorten entlang o. g. Strecken vorgehalten. Sie sind jederzeit einsatzbereit. Die 
personelle Besetzung erfolgt durch lokale Kräfte der Feuerwehren und Rettungsdiens-
te. Lediglich die Tf werden durch DB Netz zur Verfügung gestellt. Für den konzipierten 
Einsatzzweck, die Personenrettung in Tunneln, wurden sie seit Betriebsaufnahme der 
genannten Schnellfahrstrecken vor rund 30 Jahren noch nicht benötigt. ([VAUP19]) 
Die Verantwortung zur Vorhaltung eigener Notfalltechnik bzw. entsprechender 
vertraglicher Lösungen liegt gemäß § 4 Abs. 3 AEG grundsätzlich beim Betreiber der 
Infrastruktur. Seitens DB Netz bestehen keine Verträge zur Nutzung ihrer Notfall-
technik mit privaten EIU, sodass die DB-Notfalltechnik grundsätzlich nur auf eigener 
Infrastruktur eingesetzt wird. Insbesondere EIU mit einem hohen Aufkommen an 
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Rangierfahrten und einer großen Infrastruktur halten eigene Hilfszüge zum Aufgleisen 
von Schienenfahrzeugen bereit. Dies betrifft insbesondere private Hafen- und Werk-
bahnen. Teilweise nehmen diese die Möglichkeit wahr, eigenes Personal durch die DB 
zum Aufgleisen aus- und fortbilden zu lassen. ([VAUP19]) 
3.2 Einstufung und Untersuchung durch die BEU 
3.2.1 Benachrichtigung der BEU 
Um Unfalluntersuchungen aufnehmen zu können, muss die BEU Kenntnis von poten-
ziell zu untersuchenden Ereignissen erhalten. Unmittelbar nach Einleitung der 
Rettungskette ist daher bei sofort meldepflichtigen Ereignissen eine fernmündliche 
Meldung an diese Stelle abzugeben. Diese Vorgabe ist in der EUV genannt und wird 
durch die BEU in einer sogenannten Allgemeinverfügung konkretisiert (siehe 4.2). Die 
Sofortmeldung ist dabei spätestens 30 Minuten nach Bekanntwerden durch die NFLS 
des EIU an den Bereitschaftshabenden der BEU zu richten. ([EUB09]) 
Unfälle sind dann sofort meldepflichtig, „wenn eine oder mehrere Personen getötet bzw. 
schwerverletzt oder mindestens fünf Personen leicht verletzt wurden“ ([EUB09]). Davon 
ausgenommen sind Personenunfälle bei unberechtigtem Betreten der Gleise. Zusätz-
lich sind Zugkollisionen (nur Zusammenstöße von Schienenfahrzeugen) sowie 
Zugentgleisungen zu melden, unabhängig vom Schadensausmaß. Ebenso muss die 
BEU über Ereignisse umgehend informiert werden, „wenn aufgrund der Umstände zu 
erwarten ist, dass das Ereignis überregionales öffentliches Aufsehen erzeugt“. ([EUB09]) 
Nach Eingang der Unfallmeldung wird durch die BEU entschieden, ob Untersuchun-
gen vor Ort aufgenommen werden. In diesem Fall erfolgen eine Zusammenstellung 
des Untersuchungsteams sowie die Anfahrt zur Unfallstelle. Die Freigabe des Unfall-
ortes wird dann entweder vor Ort oder fernmündlich vorgenommen. Bei nicht sofort 
meldepflichtigen Ereignissen gilt die Unfallstelle durch die BEU als freigegeben. 
([DOLL12]) 
Störungen im Eisenbahnbetrieb werden gemeinsam mit allen anderen Unfällen 
grundsätzlich erst am Folgewerktag in Form von Tagesmeldungen an die BEU über-
mittelt. Ergänzungsmeldungen schließen die Tagesmeldungen innerhalb von drei 
Werktagen nach Ereigniseintritt ab. ([EUB09]) 
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3.2.2 Einstufung von Ereignissen gemäß EU-Sicherheitsrichtlinie 
Nachdem ein gefährliches Ereignis an die BEU gemeldet wurde, muss dort das weitere 
Vorgehen festgelegt werden. Grundsätzlich kommen für die Untersuchung gefähr-
licher Ereignisse zwei Einteilungen infrage, die sich aus der aktuellen Sicherheitsricht-
linie ergeben. Zunächst gibt Abb. 5 den ersten Absatz des relevanten Artikels wieder. 
 
Abb. 5: Art. 20 Abs. 1 RL (EU) 2016/798 (EU-Sicherheitsrichtlinie) 
Schwere Unfälle definiert die Richtlinie als „Zugkollisionen oder Zugentgleisungen mit 
mindestens einem Todesopfer oder mindestens fünf Schwerverletzten oder mit beträcht-
lichem Schaden (unmittelbare Schätzung durch die Untersuchungsstelle auf mindestens 
2 Mio. EUR) für die Fahrzeuge, Infrastruktur oder Umwelt sowie sonstige Unfälle mit den 
gleichen Folgen und mit offensichtlichen Auswirkungen auf die Regelung der Eisenbahn-
sicherheit oder das Sicherheitsmanagement“. Diese Definition ist zusätzlich in Tab. 1 auf 
S. 19 enthalten. 
Daraus ergibt sich, dass alle Entgleisungen und Zusammenstöße zweier Schienen-
fahrzeuge bei mindestens einer beteiligten Zugfahrt mit den o. g. Folgen immer als 
Unfall gemäß Abs. 1 eingestuft werden und somit der unmittelbaren Untersuchungs-
pflicht durch die BEU unterliegen. Andere Unfallarten mit den gleichen Folgen 
(mindestens ein Toter oder mindestens fünf Schwerverletzte oder mindestens 2 Mio. 
EUR Sachschaden) werden demnach nur dann gemäß Abs. 1 untersucht, wenn offen-
sichtliche Regelungen der Eisenbahnsicherheit oder des Sicherheitsmanagements 
betroffen sind. 
Die zweite Grundlage der Unfalluntersuchung findet sich in Art. 20 Abs. 2 RL (EU) 
2016/798 (siehe Abb. 6). 
Art. 20 Abs. 1 RL (EU) 2016/798 (EU-Sicherheitsrichtlinie) 
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die [...] Untersuchungsstelle nach 
jedem schweren Unfall im Eisenbahnsystem der Union eine Untersuchung 
durchführt. Ziel der Untersuchung ist, die Eisenbahnsicherheit zu verbessern 
und Unfälle zu verhüten. 
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Abb. 6: Art. 20 Abs. 2 RL (EU) 2016/798 (EU-Sicherheitsrichtlinie) 
Gemäß diesen Vorgaben können auch Ereignisse untersucht werden, welche nicht als 
schwere Unfälle eingestuft wurden. Hier kommen somit grundsätzlich auch Störungen 
infrage, deren jeweilige Ursache zu untersuchen ist. Während Art. 20 Abs. 1 klar objek-
tive Kriterien enthält, sind diese bei Untersuchungen nach Abs. 2 durch die BEU aus-
zulegen und somit für Außenstehende nicht direkt nachvollziehbar. Die Anwendung 
o. g. Kriterien erfolgt ausschließlich durch die BEU und unabhängig von anderen 
Institutionen. Bei der Beurteilung, ob ein Ereignis nach Art. 20 Abs. 2 der Sicherheits-
richtlinie eingestuft wird, achtet die BEU insbesondere darauf, ob im Laufe der Unter-
suchungen ein konkreter Erkenntnisgewinn zur Erhöhung der Betriebssicherheit 
erwartet werden kann. ([WEST19]) 
Zur Einstufung eines Ereignisses wird auch die Höhe des entstandenen Sachschadens 
genutzt. Die Definition des schweren Unfalls enthält eine konkrete Schadenshöhe. 
Demnach handelt es sich dann um einen schweren Unfall, wenn der Sachschaden auf 
mindestens 2 Mio. EUR geschätzt wird. Der Hintergrund dieser Regelung ist durchaus 
nachvollziehbar. So sind besonders folgenschwere Unfälle im Eisenbahnsystem nicht 
zu akzeptieren und sollten daher stets einer unabhängigen Untersuchung unterzogen 
werden. Jedoch kann es vorkommen, dass die Höhe des Sachschadens aufgrund der 
Art. 20 Abs. 2 RL (EU) 2016/798 (EU-Sicherheitsrichtlinie) 
Die [...] Untersuchungsstelle kann auch die Unfälle und Störungen 
untersuchen, die unter leicht veränderten Bedingungen zu schweren Unfällen 
hätten führen können [...]. 
Die Untersuchungsstelle kann entscheiden, ob ein solcher Unfall oder eine 
solche Störung untersucht wird oder nicht. Bei ihrer Entscheidung 
berücksichtigt sie 
•die Schwere des Unfalls oder der Störung, 
•die Frage, ob der Unfall oder die Störung zu einer für das gesamte System 
bedeutsamen Serie von Unfällen oder Störungen gehört, 
•die Auswirkungen des Unfalls oder der Störung auf die Eisenbahnsicherheit, 
•Anfragen von Infrastrukturbetreibern, Eisenbahnunternehmen, der 
nationalen Sicherheitsbehörde oder der Mitgliedstaaten. 
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Umstände keinen Hinweis auf die Relevanz eines Unfalls liefert. Dies wird im Folgen-
den verdeutlicht. 
Die Schadenshöhe hängt i. d. R. maßgeblich von der Beschädigung der Bahninfra-
struktur sowie der Schienenfahrzeuge ab. Der Einsatz von fabrikneuen Fahrzeugen 
kann bei deren Beschädigung zu einer weitaus höheren Schadenssumme führen, als 
dies im Falle von wirtschaftlich abgeschriebenen Fahrzeugen der Fall wäre. Ein 
Zusammenhang zwischen Fahrzeugeinsatz und Unfalleintritt wird dabei ausgeschlos-
sen. Die Schadenshöhe kann somit maßgeblich zur Entscheidungsfindung über den 
Eintritt in die Unfalluntersuchung beitragen, obwohl sie allein vom Fahrzeugeinsatz 
abhängt. Die Untersuchungswürdigkeit würde also letztendlich allein an der Wertigkeit 
des beschädigten Schienenfahrzeugs festgemacht werden, welches jedoch in keinem 
kausalen Zusammenhang zum Ereigniseintritt und somit zur Relevanz auf die 
Betriebssicherheit steht. Eine Auswahl zu untersuchender Ereignisse kann auf diese 
Weise durch zufällige Faktoren beeinflusst werden. Gleiches gilt sinngemäß auch für 
den Restwert der beschädigten Infrastruktur. 
3.2.3 Anwendung des Prozessdiagramms 
Zur konkreten Einteilung von meldepflichtigen Vorfällen nutzt die BEU ein Prozess-
diagramm als Unterstützung in der Entscheidungsfindung (siehe Abb. 7). Dieses wird 
im Jahresbericht veröffentlicht und beschreibt die Vorgehensweise zur Ermittlung und 
Einstufung zu untersuchender Ereignisse. Die EU-weit festgelegten Anforderungen zur 
Unfalluntersuchung gemäß Art. 20 RL (EU) 2016/798 stellen dafür die Grundlage dar. 
Vom Ergebnis dieser Einstufung hängt ab, ob in die Untersuchung eingetreten und in 
der Folge ein Bericht angefertigt wird. 
Es ist erkennbar, dass Zugkollisionen und Zugentgleisungen besonderer Aufmerk-
samkeit unterliegen. Dies ergibt sich aus den beiden größten Gefährdungen der 
Eisenbahn, welche aus den maßgeblichen Systemeigenschaften (lange Bremswege 
sowie Spurführung auf der Schiene) heraus abgeleitet werden können (siehe 
[WERN18], S. 14). Entsprechend dem Prozessdiagramm werden Zugkollisionen (hier 
nur Zusammenstöße von Schienenfahrzeugen) sowie Zugentgleisungen grundsätzlich 
durch die BEU untersucht. Dass diese Art von Unfällen in jedem Fall untersucht wird, 
ist keiner europäischen oder gesetzlichen Vorgabe geschuldet. Die BEU legt hier 
eigenständig den Ansatz zugrunde, dass derartige Vorfälle – auch bei geringerem 
Schadensausmaß – immer „unter leicht veränderten Bedingungen zu schweren Unfällen 
hätten führen können“ (Art. 20 Abs. 2 RL (EU) 2016/798). Alle anderen Vorfälle entspre-
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chend Abs. 2 werden gemäß Abschnitt 3.2.2 individuell beurteilt. Als Resultat der 
Einstufung durch das Prozessdiagramm kann das Ereignis entweder nach Abs. 1 oder 
Abs. 2 untersucht oder ohne zu veröffentlichenden Untersuchungsbericht lediglich in 
der internen BEU-Datenbank aufgenommen werden. 
 
Abb. 7: Prozessdiagramm zur Einstufung gefährlicher Ereignisse (nach [FIS17c]) 
Anhand von zwei Beispielen wird im Folgenden dargestellt, wie mit üblichen Sofort-
meldungen durch die BEU verfahren wird und in welchen Fällen sich anhand des 
Prozessdiagramms für oder gegen eine Untersuchung ausgesprochen wird. 
Im ersten Fall kommt es aufgrund der Missachtung einer funktionstüchtigen tech-
nischen BÜ-Sicherung mit Halbschranken zu einem Unfall am BÜ mit Todesfolge. Es 
sind dabei keine EIU-seitigen Mängel erkennbar. Da es sich um einen tödlichen Unfall 
handelt, kann er potenziell nach Abs. 1 untersucht werden. Jedoch muss aufgrund der 
Unfallart (BÜ-Unfall) zunächst geklärt werden, ob Auswirkungen auf die Regelungen 
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der Eisenbahnsicherheit oder des Sicherheitsmanagementsystems (SMS) vorliegen. Dies 
ist im vorliegenden Fall aufgrund des eindeutigen Fehlverhaltens des Straßen-
verkehrsteilnehmers nicht der Fall, sodass die Frage nach dem Eintritt in die Unfall-
untersuchung i. d. R. mit Nein beantwortet wird. Die Untersuchungspflicht der Eisen-
bahnunternehmen bleibt davon unberührt. 
Als zweites Beispiel dient die Entgleisung eines Güterzuges bei der Ausfahrt aus einem 
Bahnhof im Bereich einer Weiche. Aufgrund der geringen Geschwindigkeit sind keine 
Personenschäden entstanden und die Sachschäden liegen im mittleren fünfstelligen 
Bereich. Es besteht aufgrund der genannten Folgen also kein schwerer Unfall. Auf-
grund der Unfallart (Zugentgleisung) wird das Ereignis jedoch nach Abs. 2 untersucht 
und ein Bericht angefertigt. 
Die gewählten Beispiele sollen zudem verdeutlichen, dass der Untersuchungseintritt 
nicht nur anhand von Unfallfolgen abgewogen wird, sondern in erster Linie die 
Auswirkungen des Unfalls auf die Eisenbahnsicherheit von Relevanz sind. 
Zur Klärung, ob formale Untersuchungen aufgenommen werden, kann die BEU 
zunächst Voruntersuchungen durchführen. Diese nur intern dokumentierten Unter-
suchungen dienen in erster Linie der Klärung, ob Ereignisse unter leicht veränderten 
Bedingungen zu schweren Unfällen hätten führen können. Wird diese Frage verneint, 
erfolgt keine weitere Mitteilung oder Veröffentlichung. Lediglich die Anzahl durch-
geführter Voruntersuchungen wird im folgenden Jahresbericht mitgeteilt. ([BEU17]) 
Die Entscheidung, ob ein Ereignis untersucht wird, soll gemäß Art. 22 Abs. 3 RL (EU) 
2016/798 spätestens nach zwei Monaten getroffen werden. Sobald sich die BEU zur 
Untersuchung entschlossen hat, muss laut § 3 Abs. 2 EUV die europäische Eisen-
bahnagentur ERA darüber informiert werden. Innerhalb einer Woche nach Beginn der 
Untersuchung werden Grunddaten des Unfalls an die ERA übermittelt, welche das 
Ereignis in der Unfalldatenbank ERAIL aufnimmt. Zudem ist die Öffentlichkeit über die 
Entscheidung der BEU zu informieren. Dies erfolgt seit 2015 durch Veröffentlichung 
einer kurzen Fachmitteilung auf der Internetseite der BEU. Sowohl aus der Fach-
mitteilung als auch der ERAIL geht hervor, wie das Ereignis gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 
eingeordnet wurde. Weitere Angaben dazu enthält Abschnitt 3.4.3. 
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3.3 Vorgehen zur Erstellung des Untersuchungsberichts 
3.3.1 Prozessschritte der Unfalluntersuchung 
Nun beginnt die BEU mit der eigentlichen Unfalluntersuchung. Im tatsächlichen Vor-
gehen unterscheiden sich Ereignisse gemäß Art. 20 Abs. 1 oder 2 nicht voneinander. 
Diese Einteilung dient somit lediglich einer ersten Einstufung des jeweiligen Ereignis-
ses. Inhaltlich umfasst die Untersuchung die Sammlung und Auswertung von Informa-
tionen, die Erarbeitung von Schlussfolgerungen einschließlich Feststellung der 
Ursachen und – je nach Ergebnis – die Abgabe von Sicherheitsempfehlungen. Insbe-
sondere die Sammlung und Auswertung von Informationen kann bereits Teil der 
Voruntersuchungen sein. ([BEU17]) 
Grundsätzlich kann das systematische Vorgehen der BEU in vier Prozessschritte 
untergliedert werden. Diese sind in Abb. 8 dargestellt. ([BEU17]) 
 
Abb. 8: Prozessschritte der behördlichen Unfalluntersuchung 
Zunächst wird ein Untersuchungsteam festgelegt und die Fahrt zur Unfallstelle 
angetreten. Vor Ort finden dann die Aufnahme von Beweisen und Dokumentation von 
Spuren statt. Dabei werden relevante Betriebsdaten und -zustände festgehalten. 
Zudem erfolgt eine Erfassung und Befragung aller Beteiligten, sofern dies möglich ist. 
Nach Abschluss der Unfallaufnahme wird der Ereignisort freigegeben, sodass mit der 
4. Sachverhaltsanalyse 
Abgleich des Ist-Ablaufs mit dem Soll-Ablauf, 
Treffen von Schlussfolgerungen 
Feststellung der Ursachen, ggf. Erarbeitung von 
Sicherheitsempfehlungen 
3. Sachverhaltsfeststellung 
Rekonstruktion des Ereignisses durch Auswertung der Beweise, Aussagen und Feststellungen 
2. Aufnahme der Unfalluntersuchung 
Unfall- und Beweisaufnahme vor Ort, Freigabe der Unfallstelle 
1. Erstmaßnahmen 
Festlegung eines Untersuchungsteams und Fahrt zur Unfallstelle 
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Beräumung und Instandsetzung der Infrastruktur begonnen werden kann (siehe 
3.1.3). ([BEU17]) 
Nun wird die Untersuchung mit dem dritten und vierten Schritt fortgesetzt. Im dritten 
Prozessschritt erfolgt die Rekonstruktion des Ereignisses (Ist-Ablauf) durch Auswer-
tung der aufgenommenen Feststellungen. Im Zuge der Rekonstruktion kann die BEU 
zusätzlich zu eigenen Feststellungen auf externe Informationen zurückgreifen. Mittels 
schriftlichen Auskunftsersuchens können bestimmte Dokumente und Informationen 
von Eisenbahnunternehmen abgefragt werden. Diese haben laut § 2 Abs. 4 EUV die 
Pflicht, die BEU in ihrem Vorgehen zu unterstützen und sämtliche für die Unter-
suchung erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. Zusätzlich erfolgt eine 
Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden. ([BEU17]) 
Im Verlauf der Untersuchung verfolgt die BEU unterschiedliche Ansätze zur Rekon-
struktion des Ist-Ablaufs. Eine vollständige Auflistung ist aufgrund der Individualität 
eines jeden Ereignisses nicht möglich. Eine Auswahl vielfach genutzter Ansatzpunkte 
enthält Abb. 9. Diese ergibt sich aus der Betrachtung von verfügbaren Unter-
suchungsberichten. 
 
Abb. 9: Mögliche Ansatzpunkte der Ursachenermittlung 
Die Ermittlung des Ist-Ablaufs ist Voraussetzung für den vierten und letzten Prozess-
schritt mit der eigentlichen Sachverhaltsanalyse. Hier werden der Ist-Ablauf mit dem 
Soll-Ablauf abgeglichen und entsprechende Schlussfolgerungen aufgrund der Bewer-
tung des Ereignisablaufs getroffen. Zudem beinhaltet der letzte Teil die Feststellung 















































und psych. Eignung 
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Die BEU betrachtet die Ereignisse in ihren Berichten systemumfassend. Dies bedeu-
tet, dass alle für die Ursache in Frage kommenden Aspekte in notwendiger Tiefe 
untersucht werden. Zudem ist das Vorgehen während der Untersuchung – im Gegen-
satz zu den Eisenbahnunternehmen – unabhängig von der eigenen Beteiligung am 
Ereignis. 
3.3.2 Einheitliche Berichtsstruktur 
Der Untersuchungsbericht ist das Ergebnis einer schrittweisen Ereignisuntersuchung 
und dokumentiert das soeben beschriebene Vorgehen sowie die Feststellungen zur 
Ursache. Inhalt und Struktur eines Berichts sind in Art. 24 Abs. 2 RL (EU) 2016/798 
vorgegeben, sodass innerhalb der EU ähnlich strukturierte Berichte entstehen. 
Eine grundsätzliche Gliederung von veröffentlichten Berichten wurde bereits in 
[WERN18], S. 72–73, erarbeitet und wird der Vollständigkeit halber an dieser Stelle 
auszugsweise tabellarisch wiedergegeben (siehe Tab. 2). 
Tab. 2: Allgemeine Struktur von Untersuchungsberichten ([BEU08-18]) 
Kapitelüberschrift Inhalt 
Zusammenfassung Der erste Abschnitt fasst den Bericht zusammen und 
gibt einen Überblick über die Untersuchung. Er enthält 
eine Kurzbeschreibung des Ereignisses, beschreibt die 
Folgen in Bezug auf Personen- und Sachschäden und 
enthält bereits erste Angaben zur Ursache sowie 
begünstigenden Faktoren. 
Vorbemerkungen Die Vorbemerkungen gliedern sich in drei Teile. Der 
organisatorische Hinweis ist in allen Berichten identisch 
und beschreibt die gesetzlichen Grundlagen sowie 
Aufgaben der Untersuchungsbehörde. Die Beschrei-
bung von Ziel und Zweck der Unfalluntersuchung dient 
der Klarstellung, dass allein die Ursache des Ereignisses 
ermittelt wird. Zuletzt wird auf das konkrete Ereignis 
eingegangen und Beteiligte am Unfall sowie Mitwirken-
de an der Untersuchung aufgelistet. 
Ereignis Der dritte Berichtsteil bildet mit einer ausführlichen 
Hergangsbeschreibung den Einstieg in die eigentliche 
Untersuchung. Dabei werden die Abläufe bis zum 
Eintreten des Ereignisses und äußere Umstände 
geschildert, ggf. mit grafischer Unterstützung in Form 
von Abbildungen, Bildern, Lageplänen und weiteren 
Grafiken. Im weiteren Verlauf werden die gesamten 
Ereignisfolgen beziffert. 
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Kapitelüberschrift Inhalt 
Untersuchungsprotokoll Das Untersuchungsprotokoll stellt die eigentliche 
Unfalluntersuchung dar. In zahlreichen Teilabschnitten 
werden die jeweiligen Einflüsse schrittweise dargestellt 
und in Bezug auf die Ursache analysiert. Abschließend 
erfolgt eine Interpretation der Unfallspuren. 
Auswertung und Schluss-
folgerungen 
Dieser Abschnitt enthält die festgestellten Ursachen 
und beschreibt begünstigende Faktoren des Unfalls. 
Maßnahmen oder 
Sicherheitsempfehlungen 
Im letzten Kapitel eines Berichts werden bisher 
getroffene Maßnahmen erläutert. Sofern sich Sicher-
heitsempfehlungen ergeben haben, werden diese 
tabellarisch aufgeführt. 
 
Das Untersuchungsprotokoll enthält u. a. folgende Punkte: Zusammenfassung von 
Aussagen, Notfallmanagement, Untersuchung der Infrastruktur, Untersuchung der Leit- und 
Sicherungstechnik, Untersuchung der betrieblichen Handlungen und Untersuchung von 
Fahrzeugen. Zusätzlich werden Betrachtungen zum Sicherheitsmanagement der 
Eisenbahnunternehmen angestellt. Im Zuge der betrieblichen Handlungen wird meist 
geprüft, ob das jeweilige Betriebspersonal für die Tätigkeiten ausgebildet war, die 
jeweiligen Nachweise vorlagen und ob die vorgeschriebenen Ruhezeiten ordnungs-
gemäß eingehalten wurden. ([BEU08-18]) 
Diese Struktur wird einheitlich in jedem Bericht durch die BEU angewendet. Jeweilige 
Untersuchungsschwerpunkte wirken sich entsprechend ihrer Relevanz auf den Um-
fang einzelner Abschnitte aus, verändern die Berichtsstruktur inhaltlich jedoch nur 
selten. Zusätzlich zur eigentlichen Untersuchung können externe Gutachten in die 
Bewertung des Ereignisses einfließen. Diese werden ggf. als Anhang zum Bericht mit 
veröffentlicht. ([BEU08-18]) 
Bevor es zur Veröffentlichung kommt, wird das Rückäußerungsverfahren durchge-
führt. Dabei wird der fertige Entwurf gemäß § 5 Abs. 4 EUV an die betroffenen Eisen-
bahnen und die Sicherheitsbehörde übersandt. Diese können sich innerhalb einer 
angemessenen Frist schriftlich zu den für die Ursachenfeststellung maßgeblichen 
Schlussfolgerungen äußern. Diese Möglichkeit steht zusätzlich auch Unfallopfern bzw. 
deren Vertretern zu. 
3.3.3 Veröffentlichung des Berichts 
Sind alle bisher genannten Schritte infolge eines gefährlichen Ereignisses erfolgreich 
verlaufen, kann der finale Abschlussbericht veröffentlicht werden. Die Pflicht zur 
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Veröffentlichung im Internet ist auch hier in der EUV vorgegeben. Dort heißt es in § 5 
Abs. 5, dass der Untersuchungsbericht innerhalb eines Jahres nach dem gefährlichen 
Ereignis fertiggestellt und veröffentlicht werden soll. Zudem wird die ERA über den 
Abschluss informiert und der Bericht übermittelt. Mit der anschließenden Veröffent-
lichung einer zugehörigen Fachmitteilung, analog zur Aufnahme einer Ereignisunter-
suchung, wird der Prozess offiziell abgeschlossen (siehe 3.4.3). 
Die Publikationen stehen auf der BEU-Webseite zum Herunterladen zur Verfügung. 
Dort besteht auch die Möglichkeit, Berichte anhand der Ereignisart, des Ereignis-
datums und des Berichtsdatums zu filtern. Aus den Jahren 2000 bis 2018 enthält der 
Internetauftritt insgesamt 116 Berichte, die im Januar 2019 abgerufen wurden. Die 
zahlreichen veröffentlichten Berichte dienen im weiteren Verlauf als Grundlage der 
Analyse von Eisenbahnunfällen. 
Im Nachgang der Veröffentlichung kann es notwendig werden, Teile des Berichts zu 
verändern. Eine solche Änderung von bereits veröffentlichten Untersuchungsberich-
ten führt zu einer aktualisierten Version, welche seither mit 1.1 bezeichnet wird. Ältere 
Fassungen werden durch die neueren grundsätzlich ersetzt, sodass auf der Webseite 
der BEU jeweils nur die aktuelle Version eines Untersuchungsberichts verfügbar ist. 
([BEU08-18]) 
3.3.4 Publikation von Zwischenberichten 
Eine bisher nur einmal genutzte Art der Veröffentlichung ist der Zwischenbericht. 
Dieser wird bisher ausschließlich in der EU-Sicherheitsrichtlinie genannt. Laut Richt-
linie soll ein Zwischenbericht an jedem Jahrestag eines Unfalls herausgegeben wer-
den, sofern die Fertigstellung des Abschlussberichts noch aussteht. Dieser soll den 
aktuellen Stand der Untersuchung und möglicherweise aufgetretene Sicherheits-
bedenken wiedergeben. Eine Umsetzung der EU-Forderung in deutsche Gesetz-
gebung erfolgte jedoch noch nicht, sodass die Erstellung von Zwischenberichten 
rechtlich nicht verpflichtend ist. 
Einzig infolge der schweren Zugkollision von Bad Aibling am 9. Februar 2016 wurde 
kurz vor dem ersten Jahrestag ein Zwischenbericht publiziert. Der Abschlussbericht 
folgte am 29. Oktober 2018. Der Grund für die Erstellung des Zwischenberichts war 
das starke öffentliche Interesse an der Unfalluntersuchung. Eine zunehmende 
Nutzung von Zwischenberichten ist aufgrund der knappen Personalressourcen der 
BEU zurzeit nicht absehbar. ([WEST19]) 
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3.4 Ermittlung auszuwertender Quellen für die Analyse 
3.4.1 Auswahl von Untersuchungsberichten 
In vorangegangenen Kapiteln wurde erarbeitet, wie Eisenbahnunfälle eingeordnet und 
zugehörige Untersuchungsberichte erstellt werden. Für die weitere Analyse ist nun 
von Interesse, welche Berichte dafür verwendet werden können bzw. sollten. Im 
Folgenden erfolgt eine Auswahl, welche der publizierten Berichte für die Analyse 
einzubeziehen sind. 
Grundsätzlich gilt der Ansatz, dass eine große Grundgesamtheit auch viele Auswer-
tungen nach unterschiedlichen Kriterien zulässt. Anhand der großen Datenmenge 
können somit aussagekräftige Feststellungen getroffen werden. Entsprechend führt 
eine kleinere Datengrundlage zu weniger fundierten Möglichkeiten der Auswertung. 
Andererseits sind insbesondere für eine Vergleichbarkeit von Abschlussberichten 
gleiche Kriterien und eine ähnliche Vorgehensweise in der Dokumentation erforder-
lich. Unterschiedliche Vorgaben für die Einteilung von Ereignissen sowie in der Durch-
führung der Untersuchungen können einer einheitlichen Datengrundlage entgegen-
stehen. 
Verfügbare Berichte wurden in der Vergangenheit von drei unterschiedlichen Stellen 
herausgegeben. Dies ist auf zwei Änderungen in der Gesetzgebung zurückzuführen, 
welche die Eisenbahnunfalluntersuchung in den Jahren 2007 und 2017 maßgeblich 
beeinflussten. Die Umsetzung der ersten EU-Sicherheitsrichtlinie des Jahres 2004 
bewirkte die Herauslösung der Ereignisuntersuchung aus dem EBA. Damit einher gin-
gen zahlreiche Änderungen, welche detailliert in [WERN18], S. 26–27, nachzulesen 
sind. Insbesondere die Kriterien zur Aufnahme und schrittweisen Durchführung der 
Unfalluntersuchung wurden damals EU-weit vereinheitlicht. Die Umsetzung erfolgte 
Mitte des Jahres 2006 mit der Einrichtung der EUB. Dagegen hatte die Einführung der 
vollständig unabhängigen BEU im Jahre 2017 keine Auswirkungen auf die inhaltliche 
Tätigkeit der inzwischen eigenständigen Bundesoberbehörde (siehe 2.2.1). ([WERN18], 
S. 26–27) 
Die ersten neun verfügbaren Untersuchungsberichte aus den Ereignisjahren 2000 bis 
2006 (Fertigstellung zwischen 2000 und 2007) wurden noch durch das EBA erstellt. 
Mit 86 Berichten ist ein Großteil der 116 Berichte durch die EUB im Zeitraum 2008 bis 
2017 veröffentlicht worden. Seit September 2017 finden sich die ersten Publikationen 
der heutigen BEU. 
 Kapitel 3: Berichte der deutschen Eisenbahnunfalluntersuchung 
47 
Bei der Betrachtung veröffentlichter Berichte lassen sich zwischen der EUB und BEU 
keine grundsätzlichen Unterschiede in der Herangehensweise feststellen. Zwischen 
den Berichten des EBA und denen der EUB sind die Unterschiede jedoch deutlich 
erkennbar. Eine unterschiedliche Herangehensweise ist zusätzlich an der jährlichen 
Anzahl aufgenommener Untersuchungen ersichtlich. Eine grafische Darstellung dieser 
Daten sowie der Anzahl jährlich abgeschlossener Berichte enthält Abb. 10. 
 
Abb. 10: Aufgenommene und abgeschlossene Untersuchungen (2000-2018) 
Zu Zeiten der EBA-Zuständigkeit bis 2006 wurden demnach rund 1,3 Ereignisse pro 
Jahr untersucht. Die EUB bzw. BEU nahm zwischen 2007 und 2018 die Untersuchun-
gen von insgesamt 177 Ereignissen auf. Dies entspricht einer jährlichen Quote von 
rund 15 zu untersuchenden Vorfällen. Die deutlich höhere Anzahl aufgenommener 
Untersuchungen spricht für eine grundsätzlich andere Vorgehensweise zur Ermittlung 
der Untersuchungswürdigkeit durch das EBA und die EUB/BEU. 
Um anhand einer möglichst umfangreichen Datengrundlage aussagekräftige Ergeb-
nisse erwarten zu können, werden ausschließlich die Untersuchungsberichte der 
EUB/BEU einbezogen. Neun Berichte des EBA aus den Ereignisjahren bis 2006 
werden somit verworfen, ebenso wie der einzig verfügbare Zwischenbericht. Dieser 
stellt keine abgeschlossene Unfalluntersuchung dar. 
Zusätzlich stellt sich die Frage, ob neben Unfällen auch Störungen in die Analyse ein-
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vermeintlich geringeren Relevanz auszuklammern. Dies wird durch den Autor jedoch 
explizit verworfen. Störungen unterscheiden sich von Unfällen lediglich dahingehend, 
dass ein unsicherer Zustand nicht zum Eintritt eines Unfalls geführt hat. Sofern die 
BEU feststellt, dass die jeweilige Störung unter leicht veränderten Bedingungen zu 
einem schweren Unfall hätte führen können, sind derartige Störungen im Sinne der 
Eisenbahnsicherheit ebenfalls einzubeziehen. Hinweise zur Verbesserung der Eisen-
bahnsicherheit können sich gleichermaßen aus der Ermittlung von Unfall- oder 
Störungsursachen ergeben. Dabei ist in erster Linie der Hergang mit ermittelter Ursa-
che von Interesse und nicht, ob der unsichere Zustand im Anschluss zu einem 
(schweren) Unfall geführt hat. Diese Ausführungen beziehen sich jedoch nur auf 
bereits zur Untersuchung ausgewählte Ereignisse. 
Der erste EUB-Bericht liegt seit September 2008 vor. Einschließlich der letzten Veröf-
fentlichung aus dem Jahr 2018 werden alle abschließenden Untersuchungsberichte 
der EUB und BEU zur Analyse herangezogen. Dies sind insgesamt 107 Berichte zu 108 
Ereignissen ([BEU08-18]). Maßgeblich ist jeweils die am 15. Januar 2019 verfügbare 
Berichtsversion auf der Webseite der BEU. Die Diskrepanz von einem Ereignis ergibt 
sich daher, dass zwei in Ursache und Hergang zusammenhängende Zugentgleisungen 
in Stuttgart Hauptbahnhof in einem gemeinsamen Bericht untersucht wurden. 
3.4.2 Aussagefähigkeit der getroffenen Auswahl 
Für die in den kommenden Kapiteln folgende Analyse von Unfällen und Störungen im 
Eisenbahnbetrieb liegt mit über 100 Berichten eine sehr umfangreiche Datengrund-
lage vor. Betrachtet man die Verteilung der untersuchten Ereignisse im genannten 
Zeitraum, ist bis einschließlich 2015 eine starke Steigerung zu verzeichnen (siehe Abb. 
10). Nun könnte der Betrachter aufgrund der angestiegenen Ereignisuntersuchungen 
zur Schlussfolgerung verleitet werden, dass das Sicherheitsniveau im Eisenbahn-
verkehr seit 2000 stark gesunken sei. 
Anhand dieser Anzahl ist diesbezüglich jedoch keine belastbare Aussage zu treffen. 
Für den Beschluss zur Untersuchung kommt neben der Schwere des Unfalls (Abs. 1) 
auch in Betracht, welchen Beitrag eine Auswertung des Ereignisses zur Eisenbahn-
sicherheit leisten kann (Abs. 2). Jedes Ereignis wird dabei individuell betrachtet (siehe 
3.2.2). Die Anzahl aufgenommener Untersuchungen ist somit nicht repräsentativ für 
das Unfallgeschehen eines Jahres. Zur Aussagekraft des Sicherheitsniveaus sei auf die 
gemeinsamen Sicherheitsindikatoren verwiesen. Diese werden in allen EU-Ländern 
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einheitlich erhoben und in [WERN18], S. 53–68, einer umfangreichen statistischen 
Analyse unterzogen. 
Die in dieser Arbeit vorgenommene Betrachtung von Berichten basiert demnach auf 
der Entscheidung zur Einstufung des Vorfalls durch die BEU. Wie bereits in Abschnitt 
3.2 erläutert, liegen dieser Entscheidung nicht nur objektive Kriterien zugrunde. Viel-
mehr entscheidet die BEU anhand vorliegender Informationen, ob das Ereignis poten-
ziell zu einem schweren Unfall hätte führen können. Dieses Vorgehen kann durchaus 
als subjektiv bezeichnet werden. Eine Einschätzung ist in der Form jedoch weiterhin 
notwendig, um die geringen personellen Ressourcen in der Behörde auch zukünftig 
zielgerichtet nutzen zu können. Alternative Möglichkeiten der Einstufung von Ereignis-
sen auf der Grundlage von möglicherweise objektiveren und besser quantifizierbaren 
Kriterien sollten aus Sicht des Autors keine Anwendung finden. ([WERN18], S. 69) 
Demnach wird auch zukünftig die zwar nicht immer für Externe nachvollziehbare, aber 
fachlich fundierte Einschätzung der BEU Anwendung finden. Diese bietet wenige 
Möglichkeiten einer quantitativen Auswertung von Ereignisdaten. Auf der anderen 
Seite sind qualitative Auswertungen zu Unfallursachen und Verbesserungspotenzialen 
der Betriebssicherheit umso ergiebiger, weil Ereignisse aufgrund ihrer Relevanz in 
Bezug auf die Eisenbahnsicherheit untersucht werden. Damit wird dem Ziel einer 
kontinuierlichen Erhöhung der Betriebssicherheit Rechnung getragen. 
Es bleibt festzustellen, dass insbesondere die fachlichen Aussagen der BEU zur 
Ursache eines Ereignisses für eine Auswertung sinnvoll erscheinen. Jedoch muss be-
rücksichtigt werden, dass die jeweiligen Ereignisse bereits einer Vorauswahl unter-
liegen. Diese Auswahl erschwert eine aussagekräftige Untersuchung zur Häufigkeit 
bestimmter Unfallursachen. Dennoch können zumindest die zur Verfügung stehen-
den Berichte auch auf Ursachenhäufungen hin ausgewertet werden. 
3.4.3 Nutzung weiterer Quellen 
Zusätzlich zu den Untersuchungsberichten liegen weitere Primärquellen vor, die eine 
Analyse von Unfallereignissen unterstützen. Dies sind als zweite wichtige Quelle die 
Jahresberichte der deutschen Eisenbahnunfalluntersuchungsbehörde. Sie fassen das 
Unfallgeschehen eines Jahres zusammen und berichten über aktuelle sowie abge-
schlossene Sicherheitsempfehlungen (siehe 2.2.4). Insbesondere die Übersicht aufge-
nommener Untersuchungen ist hilfreich für die Ermittlung, zu wie vielen und welchen 
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Ereignissen eines Jahres ein Bericht erstellt wird. Der Jahresbericht wird jedoch erst im 
Herbst des Folgejahres fertiggestellt. ([BEU17]) 
Nach erfolgtem Beschluss zum Eintritt in die Unfalluntersuchung gibt die BEU ihre 
Entscheidung in Form einer Fachmitteilung auf ihrer Internetseite bekannt. Diese 
Kurzmeldung enthält neben der Ereignisart auch die Einstufung gemäß Abs. 1 oder 2 
der Sicherheitsrichtlinie. Weitere Angaben werden nicht gemacht. Ein Beispiel für eine 
Fachmitteilung folgt in Abb. 11. In diesem Fall wurde die Aufnahme der Untersuchun-
gen noch am Ereignistag beschlossen und verkündet. Mitunter geschieht dies erst in 
den folgenden Tagen oder Wochen nach Abwägung der vorliegenden Informationen. 
([BEU15-18]) 
 
Abb. 11: Fachmitteilung zum Eintritt in die Unfalluntersuchung ([BEU15-18]) 
Nach erfolgreichem Abschluss der Untersuchungen und Veröffentlichung des Unter-
suchungsberichts gibt die BEU dies ebenfalls als Fachmitteilung bekannt. Der zuge-
hörige Bericht wird auf der Webseite hochgeladen, in der Fachmitteilung verlinkt und 
der ERA zugeleitet. Als Beispiel zeigt hier Abb. 12 die Fachmitteilung 24/2018 zum 
Untersuchungsabschluss des Unfalls von Bad Aibling im Februar 2016. 
Neben den Jahresberichten und ereignisbezogenen Fachmitteilungen der BEU steht 
eine weitere Primärquelle zur Verfügung, welche für die Auswertungen infrage kommt. 
Es handelt sich dabei um die von der europäischen Eisenbahnagentur betriebene 
Datenbank ERAIL (siehe 2.3.5). Diese enthält eine Ereignisdatenbank zu untersuchen-
der Unfälle. Bereits wenige Tage oder Wochen nach Ereigniseintritt sind dort erste 
Details zum Vorfall verfügbar. Dies beinhaltet eine Zeit- und Ortsangabe, eine Kurz-
beschreibung mit Ereignisart, geschätzte Personen- und Sachschäden sowie die in 
Abschnitt 3.2.2 beschriebene Einstufung nach Art. 20 Abs. 1 oder 2. Zudem werden 
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beteiligte EIU und EVU genannt. Die BEU hat direkten Zugriff auf die Einträge der ERA-
Datenbank. Weitere Details zur ERAIL enthält [WERN18], S. 45–46. ([ERAIL]) 
 
Abb. 12: Fachmitteilung zum Abschluss der Unfalluntersuchung ([BEU15-18]) 
Alle meldepflichtigen Ereignisse werden durch die BEU in einer internen Datenbank 
verwaltet. Diese kann bei berechtigtem Interesse eingesehen werden. Eine Auswer-
tung dieser Ereignisdaten würde nicht nur zur Untersuchung ausgewählte Vorfälle 
umfassen, sondern alle meldepflichtigen gefährlichen Ereignisse. Da hier jedoch keine 
Aussage zur Ursache und den begünstigenden Faktoren getroffen wird, kommt eine 
Auswertung der BEU-Datenbank im Rahmen dieser Arbeit nicht in Betracht. 
Neben veröffentlichten Untersuchungsberichten ([BEU08-18]) stehen somit auch die 
Jahresberichte ([BEU17]) und Fachmitteilungen ([BEU15-18]) der BEU sowie zahlreiche 
Einträge in der ERAIL ([ERAIL]) als Primärquellen zur Verfügung. Die Inhalte aller ge-
nannten Quellen stammen ausschließlich und unmittelbar von der deutschen 
Eisenbahnunfalluntersuchungsbehörde BEU. 
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4 Einordnung von gefährlichen Ereignissen 
4.1 Mögliche Klassifizierungen von Eisenbahnunfällen 
Grundsätzlich stellt jeder Unfall zunächst einmal ein Einzelereignis dar. Ein erneutes 
Auftreten unter den exakt gleichen Umständen bezüglich Hergang, Randbedingungen 
und Unfallfolgen ist ausgeschlossen. Dennoch sind bei fast allen Ereignissen Gemein-
samkeiten zu erkennen, sodass eine Klassifizierung zweckmäßig erscheint. Nur durch 
eine verallgemeinerte Betrachtung von Ereignissen lassen sich sinnvolle Maßnahmen 
zur Erhöhung der Betriebssicherheit ableiten. Dabei ist ein Kompromiss im 
Spannungsfeld zwischen Einzelfallbetrachtungen und zu stark verallgemeinerter 
Herangehensweise einzugehen. 
Als grundsätzlich sinnvolle Klassifizierungen von Unfällen und Störungen werden die 
in Tab. 3 enthaltenen Kriterien angesehen. 
Tab. 3: Kriterien zur möglichen Einteilung gefährlicher Ereignisse 
Kriterium Beschreibung Verwendung/Relevanz Oberbegriff 
Folgen Anzahl an Toten, 
Leicht- und Schwer-
verletzten sowie Höhe 
der Sach- und 
Umweltschäden 




behörde und Nutzung 
durch BEU zur Einord-
nung gemäß Art. 20 RL 
(EU) 2016/798 
- 
Hergang Umstände des Ereig-
nisses 
Untersuchungsstelle 
stuft Relevanz des Er-
eignisses u. a. anhand 






ursache, ggf. erweitert 
um begünstigende 
Faktoren 









Die Folgen eines Eisenbahnunfalls sind ausschlaggebend für die Wahrnehmung in der 
Öffentlichkeit. Bei größeren Personen- und Sachschäden kommt es tendenziell 
häufiger zu einer umfangreichen Medienberichterstattung. Kleinere Unfälle mit großer 
Tragweite für die Eisenbahnsicherheit finden i. d. R. deutlich weniger Beachtung als 
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folgenschwere Unfälle, deren Einflussfaktoren teilweise außerhalb der Eisenbahn 
liegen. Die beiden Beispiele aus Abschnitt 3.2.3 (folgenschwerer BÜ-Unfall sowie Zug-
entgleisung mit geringem Sachschaden) treffen auch für diese Ausführungen zu und 
zeigen, dass die Unfallfolgen niemals als einziges Kriterium zur Aufnahme von Unfall-
untersuchungen angewendet werden sollten. 
Neben der öffentlichen Wahrnehmung nutzen auch die Strafverfolgungsbehörden die 
Unfallfolgen zur Einordnung des Unfalls. Dabei ist es für die strafrechtliche Bewertung 
des Ereignisses wichtig, welche Folgen durch das Ereignis entstanden sind. Beispiels-
weise wird es infolge eines Beinahe-Unfalls selten zu staatsanwaltlichen Ermittlungen 
kommen. Hat dieser unsichere Zustand jedoch zu einem Unfall mit Personenschäden 
geführt, werden je nach Ausmaß Ermittlungen aufgenommen. Zusätzlich verwendet 
auch die BEU die Unfallfolgen zur Einordnung gemäß Abs. 1 der EU-Sicherheits-
richtlinie. 
Der Unfallhergang beschreibt die Art, welcher das Ereignis zugeordnet werden kann. 
Dabei kommt es auf die Konstellation des Ereigniseintritts an. Die Unfallart kann meist 
unmittelbar infolge eines Unfalls bestimmt werden und orientiert sich an den Defini-
tionen der BEU (siehe 4.2.2). Um typische Bagatellunfälle, bspw. Zugkollisionen mit 
Wildtieren, herausfiltern zu können, kann zusätzlich zum Hergang die Schadenshöhe 
(s. o.) herangezogen werden. ([WERN18], S. 37) 
Zurzeit werden durch die BEU beide beschriebenen Kriterien angewendet. Das dritte 
Kriterium zur Einteilung von gefährlichen Ereignissen kommt bisher jedoch nicht zur 
Geltung: die Unfallursache. Dafür werden in diesem Kapitel Definitionen für häufig 
vorkommende Ursachen erarbeitet und alle 108 untersuchten Ereignisse zugeordnet 
(siehe 4.3 und 4.4). Es wird somit ein weiterer wichtiger Beitrag zur Verbesserung der 
Eisenbahnsicherheit geleistet, da gegen das Auftreten von Ursachen gezielter vorge-
gangen werden kann. 
4.2 Einordnung gemäß Allgemeinverfügung 
4.2.1 Herausgabe und Festlegungen der Verfügung 
Die Allgemeinverfügung zum Melden von gefährlichen Ereignissen im Eisenbahnbetrieb 
wurde 2009 durch die damalige EUB herausgegeben und besitzt seit dem 1. Januar 
2010 Gültigkeit. Das zwölfseitige Schreiben richtet sich an alle EIU, die der Eisenbahn-
aufsicht des Bundes unterliegen. Neben allgemeinen Vorgaben enthält die Allgemein-
verfügung Definitionen von gefährlichen Ereignissen, nach denen Unfälle und Störun-
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gen einzuteilen sind. Zusätzlich enthält das Dokument Maßgaben, welche Art von 
Ereignissen in welcher Form gegenüber der BEU meldepflichtig sind. Eine Umsetzung 
erfolgte durch die DB in der Ril 423 zum Notfallmanagement. Weitere Informationen 
dazu enthält [WERN18], S. 37–38. ([EUB09]) 
Die BEU verwendet nach wie vor eine Verfügung, die nicht von ihr selbst erlassen 
wurde. Dies gilt seit Einrichtung der Behörde im Juli 2017 als Übergangslösung, bis die 
BEU eine eigene Allgemeinverfügung erarbeitet und publiziert. Als Grundlage einer 
möglichen Neufassung gilt die Anpassung der aktuell gültigen EUV durch den Gesetz-
geber. Dies sollte bereits im Jahr 2018 im Rahmen der Umsetzung der neuen Sicher-
heitsrichtlinie RL (EU) 2016/798 erfolgen. Doch auch im Frühjahr 2019 befindet sich 
die neue EUV noch im Gesetzgebungsverfahren der Bundesregierung. Sobald diese 
verabschiedet ist, wird es durch die BEU zu einer Herausgabe der neu aufgelegten 
Allgemeinverfügung mit einer Anpassung an die aktualisierten rechtlichen Vorgaben 
kommen. So kann die formale Unklarheit des Herausgebers beseitigt und möglicher-
weise die Gelegenheit zur Präzisierung oder Erweiterung von Definitionen genutzt 
werden. ([WEST19]) 
Die konkreten Vorgaben zur Einteilung von gefährlichen Ereignissen aus der 
Allgemeinverfügung stellen eine Orientierung für alle Eisenbahnunternehmen dar. Sie 
werden daher auch durch EVU angewendet, obwohl sich die Regelung formal nur an 
EIU richtet. Die Grundlage für die Einordnung ist der Ereignishergang, also die 
Umstände eines jeweiligen Vorfalls. Ziel ist eine Abgrenzung verschiedener Ereignis-
arten, um eine erste Einschätzung zur Relevanz von Ereignissen ableiten zu können. 
Es ist meist unmittelbar nach Ereigniseintritt möglich, die Unfallart zu bestimmen. 
Somit kann die Festlegung bereits mit der Erstmeldung eines Ereignisses erfolgen. Ein 
beispielhafter Hergang, bei dem dies nicht unmittelbar danach zweifelsfrei möglich ist, 
wird in Abschnitt 4.2.3 beschrieben. Die Ursache sowie begünstigende Faktoren 
haben keinerlei Auswirkungen auf die Einordnung gemäß Allgemeinverfügung. Sie 
stehen auch erst nach abgeschlossener Unfalluntersuchung fest, welche durchaus 
mehrere Monate oder Jahre in Anspruch nehmen kann. 
Neben der Einordnung gemäß Allgemeinverfügung existiert eine weitere Art, Unfälle 
entsprechend ihres Hergangs einzustufen. Es handelt sich dabei um die EU-weit ein-
heitlich definierten gemeinsamen Sicherheitsindikatoren. Diese werden in [WERN18] 
umfassend analysiert, sodass auf die dortigen Ausführungen verwiesen sei. 
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4.2.2 Unfallarten gemäß BEU 
 
Abb. 13: Definitionen der Unfallarten gemäß Allgemeinverfügung ([EUB09]) 
Die Allgemeinverfügung unterscheidet gefährliche Ereignisse nach Unfällen und nach 
Störungen. Anhand der Unfälle, die den größten Teil zu betrachtender Unter-
•Eine Kollision ist das unbeabsichtigte Berühren oder Auf-
fahren von Eisenbahnfahrzeugen (Zusammenstoß) oder 





•Eine Entgleisung ist das Abheben eines Rades vom Gleis 
bei einem in Bewegung befindlichen Eisenbahnfahrzeug. 
Zu einer Entgleisung zählen auch Wiedereingleisungs-
unfälle sowie der zweispurige Lauf eines Eisenbahn-
fahrzeugs. 
Entgleisung 
•Ein Personenunfall wird unterschieden in Unfälle am 
bewegten und am stehenden Eisenbahnfahrzeug. Ein 
Personenunfall am bewegten Eisenbahnfahrzeug ist 
allgemein die Verletzung einer Person durch ein in 
Bewegung befindliches Eisenbahnfahrzeug.  
Personenunfall 
•Ein Bahnübergangsunfall (Zusammenprall), ist das 
Zusammentreffen eines Eisenbahnfahrzeugs mit einem 
Bahnübergangsbenutzer auf einem BÜ. Ein Aufprall auf 
Gegenstände, die ein BÜ-Benutzer verloren hat, ist 
ebenfalls als BÜ-Unfall zu melden. 
Bahnübergangsunfall 
(Zusammenprall) 
•Ein Fahrzeugbrand sind Feuer oder Explosion in einem 
Eisenbahnfahrzeug (einschließlich der Beladung), die bei 
der Beförderung vom Abgangs- zum Zielbahnhof, in 
diesen Bahnhöfen oder bei Unterwegshalten oder 
Unterwegsbehandlung auftreten. 
Fahrzeugbrand 
•Unter einem sonstigen Unfall im Eisenbahnbetrieb ist 
jeder Personen-, Sach- und Umweltschaden zu 
verstehen, der nicht den obigen Definitionen zuzuordnen 
ist bzw. darin nicht explizit ausgeschlossenen wurde. 
Sonstiger Unfall im 
Eisenbahnbetrieb 
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suchungsberichte darstellen, soll die konkrete Zuordnung von Ereignissen dargelegt 
werden. Abbildung 13 stellt die sechs Unfallarten gemäß Allgemeinverfügung über-
sichtlich dar. Diese werden im Folgenden jeweils erläutert und ggf. mit Beispielen 
versehen. 
Bei Kollisionen und Entgleisungen differenziert die BEU jeweils, ob mindestens ein 
führendes Fahrzeug als Zugfahrt verkehrt (Zugkollisionen und Zugentgleisungen) oder 
ob lediglich Rangierfahrten (sonstige Kollision und sonstige Entgleisung) betroffen sind. 
Dieser Sachverhalt wird auch bei der Anwendung des Prozessdiagramms (siehe 3.2.3) 
benötigt. ([EUB09]) 
Kollisionen teilen sich in Zusammenstöße zweier Schienenfahrzeuge sowie den Auf-
prall eines Schienenfahrzeugs auf einen, meist systemfremden, Gegenstand auf. 
Den Entgleisungen sind neben der bekannten Definition in Form des Abgleitens oder 
Abhebens eines Rades von der Schiene weitere Fälle zugeordnet. Diese umfassen 
Wiedereingleisungsfälle nach temporärer Entgleisung sowie den zweispurigen Lauf 
eines Eisenbahnfahrzeugs. Ein solcher Lauf liegt vor, wenn Fahrzeuge hinter einer 
Weiche unterschiedliche Fahrwege aufnehmen. Auch Überpufferungen in Gleisbögen 
ohne anschließende, offensichtliche Entgleisung gelten als (Zug-)Entgleisung, weil von 
einem zwischenzeitlichen Abheben mindestens eines Rades ausgegangen werden 
muss. ([EUB09]) 
Personenunfälle am bewegten Eisenbahnfahrzeug sind im Grunde genommen 
besondere Fälle einer Kollision. Sie werden jedoch als eigenständige Unfallart defi-
niert, da sie aufgrund der spezifischen Umstände gesondert betrachtet werden. Ein 
Personenunfall ist in fast allen Fällen ein Aufprall auf eine Person im Lichtraum. Jedoch 
können auch lose oder umherfliegende Fahrzeugteile (einschließlich der Ladung) zu 
einem Personenunfall außerhalb des Lichtraums führen. Zudem werden Stürze aus 
einem in Bewegung befindlichen Eisenbahnfahrzeug als Personenunfall erfasst. 
([EUB09]) 
Auch wenn Schienensuizide aufgrund der Vorsätzlichkeit nicht als Unfall einzustufen 
sind, werden sie grundsätzlich als Personenunfälle geführt. Im Sinne der Betriebs-
sicherheit spielt jedoch der Grund, weshalb sich eine Person unberechtigt im Gleis-
bereich aufgehalten hat, keine Rolle. ([EUB09]) 
Personenunfälle am stehenden Fahrzeug sind Unfälle, die sich während des Fahr-
gastwechsels beim Betreten oder Verlassen eines Wagens ereignen. Sie gelten zwar 
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als gefährliches Ereignis, führten aber bisher in keinem Fall zur Aufnahme von Unfall-
untersuchungen durch die BEU. ([EUB09]) 
Unfälle mit Straßenverkehrsteilnehmern auf einem BÜ sind ebenso eine spezielle Art 
der Kollision. Aufgrund der besonderen Umstände im Zusammenhang mit der BÜ-
Nutzung werden Zusammenpralle als eigenständige Unfallart definiert. Unfälle, die 
sich im Bereich eines BÜ ereignet haben, jedoch mit der Benutzung desselben nicht 
zusammen hängen, gelten nicht als Zusammenprall. Beispiele dafür sind Suizide oder 
auch eine Kollision mit einem umgestürzten Baum auf einem BÜ. Dagegen ist ein Auf-
prall auf einen Gegenstand, den ein BÜ-Benutzer verloren hat, als BÜ-Unfall einzu-
ordnen. ([EUB09]) 
Fahrzeugbrände können mit keiner anderen Unfallart in Verbindung gebracht werden. 
Feuer oder Explosionen in Eisenbahnfahrzeugen oder der Ladung werden dann als 
gefährliches Ereignis definiert, wenn sie im Zusammenhang mit dem eisenbahn-
betrieblichen Transport stehen. Damit sind Brände während der Abstellung oder beim 
Be- bzw. Entladen nicht zu berücksichtigen. Brände infolge von Vandalismus oder 
Brandstiftung sind aufgrund des vorsätzlichen Wirkens ausgenommen. Ein Fahrzeug-
brand liegt laut Definition nur bei offenem Feuer vor, sodass eine Rauchentwicklung 
am Fahrzeug dafür nicht ausreichend ist. ([EUB09]) 
Der Vollständigkeit halber ist in Abb. 14 die Einteilung von Störungen gemäß Allge-
meinverfügung dargestellt, wobei die jeweiligen Definitionen [EUB09] oder [WERN18], 
S. 104–105, zu entnehmen sind. Störungen werden jedoch nicht näher betrachtet, da 
von den 108 untersuchten Ereignissen lediglich drei Störungen untersucht wurden 
(siehe Abb. 31 auf S. 85). 
 
Abb. 14: Einteilung der Störungen gemäß Allgemeinverfügung ([EUB09]) 
 
Störungen 
• Vorbeifahrt eines Zuges am Haltbegriff 
• Unzulässige Einfahrt in einen besetzten Gleisabschnitt 
• Störung am Bahnübergang 
• Störung am Fahrzeug 
• Störung an der Infrastruktur 
• Störung durch betriebliche Fehlhandlung 
 Kapitel 4: Einordnung von gefährlichen Ereignissen 
58 
4.2.3 Wichtige Aspekte bei der Ereigniszuordnung 
Für die Zuordnung von Ereignissen zu soeben definierten Unfallarten kommt es einzig 
auf den ursprünglichen Hergang an. Dieser ist i. d. R. unmittelbar am Ereignisort fest-
stellbar, sodass eine umgehende Zuordnung erfolgen kann. Die Folgen des Unfalls 
sowie eine möglicherweise bereits ersichtliche Unfallursache spielen dabei zunächst 
keine Rolle. 
Eine Schwierigkeit kann bei der Differenzierung zwischen Entgleisungen und Kolli-
sionen auftreten, wenn es aufgrund einer Zugkollision zu einer anschließenden 
Entgleisung kommt. Grundsätzlich wird ein Unfall mit Entgleisungsfolge nur dann als 
Entgleisung im Sinne der Unfallart eingeordnet, wenn auslösende Kollisionen mit 
Gegenständen oder Fahrzeugen, Personen- und BÜ-Unfälle sowie Fahrzeugbrände 
auszuschließen sind. Dies lässt sich anhand der Konstellation vor Ort meist eindeutig 
feststellen. Eine Ausnahme stellen Kollisionen mit Gegenständen dar, wie anhand des 
folgenden Beispiels verdeutlicht werden soll. 
Ein Güterzug wird in einem Rangierbahnhof neu zusammengestellt und für eine Zug-
fahrt vorbereitet. Bei der anschließenden Ausfahrt kommt es im Bereich einer Weiche 
zur Entgleisung im mittleren Teil des Zuges. Es ist zunächst von einer Zugentgleisung 
auszugehen, wenn keine offensichtlichen Hinweise auf eine Kollision vorliegen. Jedoch 
sollte hier geprüft werden, ob nicht eine Kollision mit einem Gegenstand ursächlich 
ist. Dazu zählen auch Hemmschuhe, die in Rangierbahnhöfen ein häufiges Einsatz-
mittel darstellen. Sie können sich bei unterbliebenem Entfernen in einer Weiche ver-
keilen und zu einer Kollision mit Entgleisungsfolge führen. Dieser beschriebene 
Hergang kann somit nicht unmittelbar nach Ereigniseintritt zweifelsfrei einer Unfallart 
zugeordnet werden. In nahezu allen anderen Konstellationen sollte eine unmittelbare 
und eindeutige Zuordnung jedoch möglich sein. 
Ein Grund für Zugentgleisungen kann im Bereich der beweglichen Fahrwegelemente 
liegen. Dabei handelt es sich um ein „gesteuertes, dynamisches Element der Infrastruktur, 
das den stetigen Fahrweg unterbrechen kann durch 
 Unterbrechung der Schiene oder 
 in den Lichtraum hineinragende Gegenstände“. ([MASC13], S. 53) 
Klassische Ursachen für Entgleisungen liegen in der Unterbrechung der Schiene durch 
eine Weiche im Falle einer Fehlfunktion. Diese kann keine Endlage erreicht haben 
oder während des Befahrens aus der Endlage gebracht worden sein. Ein weiteres Bei-
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spiel für ein bewegliches Fahrwegelement ist die Gleissperre. Diese unterbricht die 
Schiene nicht, sondern ragt in den Lichtraum hinein und sorgt so für eine Unter-
brechung des Fahrwegs auf der Schienenoberkante. Im Gegensatz zu einem Objekt, 
das zu einer Zugkollision aufgrund eines Aufpralls auf einen Gegenstand führen kann, 
bewirkt die Gleissperre in Form eines beweglichen Fahrwegelements bei Befahren 
eine Entgleisung als Primärereignis. 
Aufgrund des potenziell hohen Schadensausmaßes dürfen Gleissperren in Deutsch-
land nur in Nebengleisen eingesetzt werden. Zugfahrten verkehren innerhalb von 
Bahnhöfen grundsätzlich nur auf Hauptgleisen, sodass Gleissperren unter üblichen 
Umständen keine Zugentgleisung bewirken können. In Nebengleisen kann eine aufge-
legte Gleissperre jedoch Auslöser einer sonstigen Entgleisung sein. ([MASC13], S. 65) 
4.2.4 Einordnung der sicherungstechnischen Schutzfunktionen 
Die beiden maßgebenden Systemeigenschaften (siehe Abb. 15) haben das System 
Eisenbahn zum Erfolg geführt. Die sich daraus ergebenden Schutzfunktionen be-
ziehen sich in erster Linie auf das Vermeiden von Kollisionen und Entgleisungen (siehe 
[WERN18], S. 14). 
Entgleisungen können aus Sicht des Sicherungstechnikers nur dann vorliegen, wenn 
bewegliche Fahrwegelemente betroffen sind (unstetige Stellen im Fahrweg) oder die 
Geschwindigkeit überschritten wurde (stetige Stellen im Fahrweg). Eine grafische 
Übersicht dieser Zusammenhänge geht aus Abb. 15 hervor. ([MASC13], S. 9–10) 
 
Abb. 15: Herleitung sicherungstechnischer Schutzfunktionen ([MASC13], S. 7) 
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Neben den dargestellten sicherungstechnischen Aspekten kommen jedoch zusätzlich 
auch Fahrzeug- und Infrastruktureigenschaften für eine Entgleisung in Betracht. Dies 
können bspw. Achsbrüche, Heißläufer (siehe 4.3.2) oder Schienenbrüche sein. Ebenso 
kann eine unzureichende Sicherung der Ladung eine Entgleisung verursachen. Für 
eine ganzheitliche Betrachtung von Eisenbahnunfällen reichen diese Schutzfunktionen 
somit nicht aus.  
Bei einem Versagen der abgebildeten sicherungstechnischen Schutzfunktionen 
können unterschiedliche Arten von Unfällen auftreten. Dabei lässt sich jede Schutz-
funktion exakt einer Unfallart zuordnen, welche der gleichen maßgebenden System-
eigenschaft entsprechen. Eine Abweichung dieses Prinzips stellt einzig ein besonderer 
Fall der Sicherung beweglicher Fahrwegelemente dar. Beim Versagen dieser Schutz-
funktion kommt es in fast allen Fällen zur Entgleisung, wie das Beispiel der Weiche 
und Gleissperre in Abschnitt 4.2.3 zeigt. Andere in den Lichtraum hineinragende 
Fahrwegelemente können jedoch auch zur Unfallart der Kollision führen, z. B. bei 
einem Aufprall auf bewegliche Tore oder Wasserkräne. ([MASC13], S. 9–10) 
Kollisionen und Entgleisungen stellen die beiden größten Gefährdungen im Eisen-
bahnsystem dar und bedürfen daher einer besonderen Aufmerksamkeit. Aus diesem 
Grund werden infolge von Zusammenstößen von Schienenfahrzeugen sowie Ent-
gleisungen (nur mit jeweils beteiligter Zugfahrt) grundsätzlich Untersuchungen zur 
Unfallursache durch die BEU aufgenommen. Dies geht aus dem Prozessdiagramm 
sowie den zugehörigen Erläuterungen in Abschnitt 3.2.3 hervor. 
Nun kann durchaus infrage gestellt werden, weshalb andere Unfallarten sowie inner-
halb der Zugkollisionen ein Aufprall weniger relevant erscheinen sollen. Dies ist im 
Potenzial zur Erhöhung der Betriebssicherheit begründet. Die Mehrheit der genann-
ten Unfälle wird durch Einflüsse außerhalb der Eisenbahn verursacht. Natürlich 
müssen auch solche Unfälle untersucht und Verbesserungen abgeleitet werden. Den 
größten Handlungsbedarf sieht die Untersuchungsbehörde jedoch bei Unfällen, 
welche potenziell ein hohes Schadensausmaß zur Folge haben und Schwachstellen im 
Bereich der Eisenbahnsicherheit aufdecken (siehe 3.2.3). 
4.3 Kategorisierung anhand der Ursache 
4.3.1 Sicherheitsfaktoren als Grundlage der Kategorisierung 
Wie bereits in Tab. 3 auf S. 52 dargestellt, können gefährliche Ereignisse im Eisen-
bahnbetrieb auch entsprechend ihrer Ursache kategorisiert werden. Eine solche 
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systematische Einteilung wird aktuell durch die BEU nicht vorgenommen. Sie trägt 
jedoch zur fachlichen Bewertung und Einschätzung einzelner Unfälle bei, sodass ein 
möglicher Vorschlag zur Kategorisierung von Ursachen unterbreitet werden soll. 
Es ist lediglich bekannt, dass DB Netz im Rahmen der Untersuchungspflicht von 
gefährlichen Ereignissen eine Ereignisdatenbank Safety (EDS) pflegt. Diese enthält die 
jeweilige Ursache eines Ereignisses, ist jedoch nicht öffentlich einsehbar und kann 
daher nicht weiter berücksichtigt werden. Eine Auswertung erscheint dem Autor 
jedoch sinnvoll. ([JOPR19]) 
Als Grundlage für die Kategorisierung von Ursachen dienen die Sicherheitsfaktoren 
Mensch, Technik und Organisation. Zusätzlich zu dem Versagen eines der genannten 
Sicherheitsfaktoren können Ereignisse aufgrund äußerer Einflüsse durch Dritte oder 
durch die Umwelt verursacht werden. Eine Orientierung an diesen Sicherheitsfaktoren 
hat sich als zweckmäßig erwiesen, obwohl in der Theorie auch organisatorische 
Schwachstellen auf menschliche Handlungen zurückzuführen sind. Eine Beschreibung 
der Sicherheitsfaktoren enthält Abb. 16. ([WERN18], S. 14–15) 
 
Abb. 16: Sicherheitsfaktoren im Eisenbahnverkehr 
Der Schienenverkehr stellt aufgrund seiner charakteristischen Spurführung sowie den 
langen Bremswegen (hohe Massen bei geringer Haftreibung) ein besonderes 
Verkehrssystem dar. Auf vergleichende Betrachtungen von Sicherheitsfaktoren des 
Straßen-, Flug- und Wasserverkehrs wird daher verzichtet. 
•Korrekte Anwendung von bestehenden Regelungen 
(betriebliches Regelwerk) Mensch 
•Fehlerfreie Funktion der technischen Einrichtungen 
(Fahrzeuge und Infrastruktur) Technik 
•Erarbeitung und regelmäßige Überprüfung der 
sicherheitsrelevanten Regelungen (u. a. SMS) 
•Ermittlung und Abstellung sicherheitskritischer Zustände 
Organisation 
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4.3.2 Primär- und Sekundärursachen 
Ein Eisenbahnunfall tritt aufgrund der Komplexität des Bahnbetriebs häufig infolge 
einer Verkettung mehrerer Einflussfaktoren auf. Als unfallursächlich können dabei 
mehrere Umstände infrage kommen. Die spätere Einteilung soll dabei einerseits 
übersichtlich bleiben und andererseits, falls erforderlich, mehr als nur eine Unfall-
ursache abbilden können. Daher erfolgt eine Unterscheidung ermittelter Ursachen 
entsprechend ihrer Relevanz in 
 Primärursachen und 
 Sekundärursachen. 
Anhand des folgenden Beispiels soll die Abgrenzung von Primär- und Sekundär-
ursachen verdeutlicht werden: Während der Zugfahrt eines Güterzuges entsteht ein 
Heißläufer an einer Achse, welcher durch eine Heißläuferortungsanlage (HOA) detektiert 
wird. Der Tf wird durch den Fdl informiert, hält seinen Zug an geeigneter Stelle an und 
führt im Anschluss eine Untersuchung des vermeintlich betroffenen Radsatzes durch. 
Er stellt dabei jedoch keine Unregelmäßigkeit fest und setzt seine Zugfahrt fort. Im 
weiteren Verlauf entgleist der Zug aufgrund des Heißläufers, da dem Tf bei der Unter-
suchung eine Verwechslung unterlief und der Heißläufer somit fortschreiten konnte. 
Als Primärursache liegt ein technischer Defekt an der Achse vor. Sekundär ursächlich 
ist das betriebliche Fehlverhalten des Tf, welcher das Ereignis bei korrekter Handlung 
hätte verhindern können. 
4.3.3 Randbedingungen der Ursachenkategorisierung 
Die Nutzung der ermittelten Ursachen zur Ereigniskategorisierung wird durch einige 
Umstände erschwert. So gestalten sich die Ursachen sowie begünstigenden Faktoren 
aufgrund der Individualität jedes Unfallereignisses teilweise sehr vielfältig. Im Gegen-
satz zur unmittelbaren und eindeutigen Bestimmung der Unfallart und Unfallfolgen 
können einzelne Ursachen nicht immer zweifelsfrei einer bestimmten Ursachenkate-
gorie zugeordnet werden. Zudem nimmt die Ermittlung der Ursachen meist mehrere 
Monate bis Jahre in Anspruch. Die Zuordnung einer Ereignisursache kann grundsätz-
lich erst nach offiziellem Untersuchungsabschluss erfolgen. 
Trotz der beschriebenen Umstände ist es sinnvoll, sich im Sinne der Betriebssicher-
heit eingehender mit Unfallursachen zu befassen und diese in verallgemeinerter Form 
zu untersuchen. Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit sind auch von auf-
tretenden Unfallursachen abzuleiten. Dies ist jedoch nur dann möglich, wenn gleiche 
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oder zumindest ähnliche Ursachen einer gemeinsamen Betrachtung unterzogen 
werden. 
Die Kategorisierung von Unfallursachen wird zusätzlich zu den existierenden 
Vorgaben der BEU-Definitionen erarbeitet und ist unabhängig von der Unfallart. 
Zusammenhänge zwischen beiden Einteilungen werden im fünften Kapitel erarbeitet. 
Zudem wird herausgestellt, welche Ursachen für welche Unfallarten gehäuft auftreten 
und inwiefern bestimmte Primär- oder Sekundärursachen für bestimmte Unfallarten 
auszuschließen sind. 
Trotz umfangreicher Untersuchungsarbeit durch die BEU ist die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen, dass tatsächliche Ursachen nicht aufgedeckt werden. Weitere 
potenzielle Ursachen können somit grundsätzlich nicht mit absoluter Sicherheit aus-
geschlossen werden. Daher ist im Allgemeinen zwischen den tatsächlichen und den 
anhand von Ermittlungen festgestellten Ursachen zu unterscheiden. Diese Differen-
zierung ist jedoch nur ein theoretisches Konstrukt, da eine noch umfangreichere und 
zudem öffentlich einsehbare Untersuchung von Unfällen durch andere Stellen nicht 
erfolgt. Zudem wird insbesondere aufgrund der Unabhängigkeit davon ausgegangen, 
dass die BEU allen Hinweisen und Indizien zu möglichen Ursachen im Unter-
suchungsprozess nachgeht. Daher wird im weiteren Verlauf der Arbeit davon ausge-
gangen, dass die festgestellten Sachverhalte in der Vergangenheit immer zur Ermitt-
lung der tatsächlichen Ursache geführt haben. 
Unabhängig davon ist es dennoch vorstellbar, dass es trotz aller verhältnismäßigen 
Anstrengungen nicht gelingt, Ereignisse vollständig zu rekonstruieren oder die Ursa-
che hinreichend genau bestimmen zu können. Aufgrund verschiedenster Möglich-
keiten der Unfalluntersuchung (siehe 3.3.1) geschieht dies jedoch nur sehr selten. 
4.3.4 Vorgehen zur Ermittlung der Ursachenkategorien 
Im weiteren Verlauf dieses Kapitels wird eine Kategorisierung von Unfallursachen vor-
genommen und die erarbeiteten Ursachenkategorien definiert. Im Anschluss erfolgt 
die konkrete Zuordnung aller 108 Ereignisse. Zunächst wird das ausgewählte Vor-
gehen beschrieben. 
Die von der BEU im Einzelfall ermittelte Ereignisursache stellt neben den Sicherheits-
faktoren die Grundlage für die Erarbeitung der Ursachenkategorien dar. Diese geht 
aus den Berichten hervor. Neben der in Abschnitt 1.3 der jeweiligen Untersuchungs-
berichte genannten Ursache werden insbesondere die Informationen aus Berichts-
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kapitel 5 (Auswertung und Schlussfolgerungen) herangezogen. Dabei sind alle gemäß 
Abschnitt 3.4.1 ermittelten Berichte der EUB und BEU zu den 108 Ereignissen relevant 
([BEU08-18]). 
Zunächst wird anhand der vorliegenden Berichte eine Zielstellung von etwa fünf bis 
zehn Kategorien festgelegt. Dabei muss ein Kompromiss zwischen Einzelfallbetrach-
tungen und zu starker Generalisierung von Ereignissen eingegangen werden (siehe 
4.1). Ursachen sollen einerseits so detailliert wie möglich abgebildet werden. Anderer-
seits ist eine Kategorisierung nur dann zweckmäßig, wenn sinnvolle Verallgemeine-
rungen getroffen werden. Ziel ist es, insbesondere wiederkehrend auftretende 
Ursachen in eigenen Kategorien abzubilden. 
Anschließend werden die Ursachen aus allen Berichten herausgearbeitet und den 
drei Sicherheitsfaktoren des Eisenbahnbetriebs zugeordnet (siehe Abb. 16 auf S. 61). 
Innerhalb der Sicherheitsfaktoren erfolgen weitere Abgrenzungen, zunächst nach der 
Art menschlicher Fehlhandlungen (Betriebspersonal des EIU oder EVU) sowie techni-
scher Ursachen (Infrastruktur oder Fahrzeug). Neben den bereits genannten äußeren 
Einflüssen verbleiben einige weitere Ursachen zunächst ohne exakte Zuordnung. Bei 
einem Großteil davon handelt es sich um Unfälle im Zusammenhang mit Gleisbau-
stellen, sodass derartige Unregelmäßigkeiten gesondert gruppiert werden. Diese 
Entscheidung wird in Abschnitt 4.4.7 begründet. Für alle erarbeiteten Ursachenkate-
gorien werden im Anschluss schriftliche Definitionen entworfen (siehe 4.4.1 bis 4.4.8). 
Eine separate Betrachtung von systematischen und zufälligen Fehlern hat sich bei der 
Einordnung von Unfallursachen, bspw. in Form eines möglichen mehrstufigen 
Ansatzes, nicht als zielführend ergeben. Bei vielen Ereignissen fällt aufgrund der viel-
seitigen Einflüsse eine klare Abgrenzung systematischer und zufälliger Fehler schwer. 
Sofern systematische Fehler einem Organisationsversagen zuzuordnen sind, werden 
sie dieser Kategorie zugeordnet. 
4.3.5 Tatsächliche Zuordnung von Ereignissen 
Nachdem die ermittelten Ursachen aller 108 Unfälle in einem ersten Schritt zur 
Erarbeitung der Kategorien dienten, werden die jeweiligen Ursachen nun einer dieser 
Kategorien zugeordnet. Dabei beschränkt sich die Betrachtung auf Primär- und 
Sekundärursachen. Weitere Ursachen werden vernachlässigt, um den Fokus auf maxi-
mal zwei Ursachen zu richten. Zudem erscheint bei einer höheren Anzahl festgestell-
ter Ursachen meist keine exakte Zuordnung zur Rangfolge mehr sinnvoll. 
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Die Festlegung auf eine Sekundärursache erfolgt nur dann, wenn anhand des Berichts 
von mehr als einer Unfallursache ausgegangen werden muss. Im Rahmen der Unter-
suchung festgestellte begünstigende Faktoren gelten nicht als ursächlich und werden 
somit auch nicht berücksichtigt. Dies gilt auch dann, wenn das Ereignis unter Umstän-
den hätte verhindert werden können (siehe 2.1.3). 
Mitunter stellt sich im Falle mehrerer Ursachen die Frage, welche der beiden 
Ursachen maßgeblich zum Ereigniseintritt geführt hat und somit als Primärursache zu 
definieren ist. Dies geht aus den Berichten i. d. R. klar hervor. Zudem konnten auch 
zahlreiche Unfälle mit ausschließlich einer Ursache festgestellt werden, sodass die 
Benennung einer Sekundärursache in diesen Fällen entfällt. 
Die Mehrzahl untersuchter Vorfälle lässt sich eindeutig und objektiv zuordnen. Jedoch 
ist zu beachten, dass viele Unfälle aufgrund der Komplexität der ermittelten Zusam-
menhänge nicht ohne eigene Interpretation der getroffenen Feststellungen einge-
schätzt werden können. Insbesondere bei der Frage, welche konkreten Einflüsse ein-
zelne Umstände schlussendlich auf den Ereigniseintritt hatten, besteht ein Ermes-
sensspielraum. Bei gleicher Vorgehensweise ist es aus Sicht des Autors durchaus 
möglich, in einigen Fällen zu anderen Einteilungen zu gelangen. Dies ist jedoch nicht 
zu vermeiden. Das Ergebnis der hier getroffenen Zuordnung von 108 Ereignissen 
kann daher durchaus kritisch betrachtet werden. 
Auch die Feststellungen zur Ereignisursache im Untersuchungsbericht unterliegen 
einer fachlichen Einschätzung der BEU, welche die ermittelten Umstände bewertet. 
Eine vollständig objektive Betrachtung von Eisenbahnunfällen ist aufgrund der 
Komplexität des Systems Eisenbahn ausgeschlossen. Die grundsätzliche Aussage und 
das Ziel einer Kategorisierung von Unfallursachen zur Verbesserung der Betriebs-
sicherheit werden dadurch nicht infrage gestellt. 
Als Ergebnis des beschriebenen Vorgehens sind insgesamt neun Ursachenkategorien 
entstanden. Grundsätzlich kommt jede Kategorie gleichermaßen als Primär- und 
Sekundärursache infrage. Die Kategorien werden im folgenden Abschnitt 4.4 jeweils 
definiert und erläutert. Zudem konnten alle 108 betrachteten Ereignisse einer Primär- 
und ggf. auch Sekundärursache zugeordnet werden. Diese Zuordnung eines jeden 
untersuchten Ereignisses wird im anschließenden Kapitel 5 detailliert beschrieben 
und analysiert. Die ereignisgenaue Primär- und Sekundärursache geht aus der Tabelle 
in Anhang B hervor, welche erst zu einem späteren Zeitpunkt eingeführt wird. 
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4.4 Definitionen der ermittelten Ursachenkategorien 
4.4.1 Betriebliche Fehlhandlung EIU/EVU 
Aus dem Sicherheitsfaktor Mensch ergeben sich die ersten drei Ursachenkategorien. 
Um genauere Aussagen zur Art der Fehlhandlung treffen zu können, erfolgt zunächst 
eine Unterteilung nach infrastrukturseitigen sowie EVU-seitigen betrieblichen Fehl-
handlungen. Die Definitionen lauten wie folgt: 
 
Abb. 17: Definition Ursachenkategorie: Betriebliche Fehlhandlung EIU 
 
Abb. 18: Definition Ursachenkategorie: Betriebliche Fehlhandlung EVU 
Im Infrastrukturunternehmen kommt hauptsächlich der Fdl oder der Weichenwärter 
als Verursacher des Unfalls infrage, auf der Seite des EVU ist dies meist der Tf. 
Zusätzlich werden hier alle betrieblichen Mitarbeiter eingeschlossen, die an der Vor-
bereitung und Abfertigung des Zuges mitwirken. Dies können z. B. Wagenmeister, 
Lokrangierführer oder das Zugbegleitpersonal sein. 
Ein gefährliches Ereignis wäre somit bei regelkonformer Handlung durch das jeweilige 
Personal nicht eingetreten. Es muss jeweils eine klar zu benennende Vorschrift 
benannt werden können, gegen die im Einzelfall verstoßen wurde. Grundsätzlich wird 
davon ausgegangen, dass eine Fehlhandlung durch Bahnpersonal niemals vorsätzlich 
getätigt wird. Allgemein kann diese daher auch als menschliches Versagen umschrieben 
werden. 
• Eine betriebliche Fehlhandlung des EIU liegt 
vor, wenn bahnbetriebliches Personal des 
Infrastrukturbetreibers gegen die für sie 




• Eine betriebliche Fehlhandlung des EVU liegt 
vor, wenn bahnbetriebliches Personal des 
Verkehrsunternehmens gegen die für sie 
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Im Bereich der Eisenbahn müssen alle im Rahmen des Eisenbahnbetriebs sicherheits-
relevanten Tätigkeiten durch Betriebspersonal vorgenommen werden. Gemäß § 47 
Abs. 2 EBO sind „die Betriebsbeamten [...] verpflichtet, für die sichere und pünktliche 
Durchführung des Eisenbahnbetriebs zu sorgen“. Eine Auflistung aller zu dieser Gruppe 
gehörenden Mitarbeiter enthält § 47 Abs. 1 EBO. Für die örtliche Durchführung des 
Eisenbahnbetriebs ist das in Tab. 4 dargestellte Betriebspersonal zuständig. Demnach 
sind bspw. auch Bahnübergangsposten (BÜP) und ihre Hilfsposten (HP) Betriebsbediens-
tete. Betriebliche Fehlhandlungen können von allen genannten Mitarbeitergruppen 
ausgehen. ([EBO]) 
Tab. 4: Auswahl von Funktionen der Betriebsbeamten ([WITT06]) 
Betriebsbeamte gemäß 
§ 47 Abs. 1 EBO 
Beispiele für entsprechende Funktionen bei 
heutigen Eisenbahnunternehmen 
Nr. 3: Leiter von Bahnhöfen, Fahr-
dienstleiter, Zugleiter, Aufsichtsbe-
amte und Zugmelder 
- Fahrdienstleiter, -helfer, Assistent im Steuer-
bezirk 
- Zugleiter, -melder, -lenker 




- Mitarbeiter Hilfszug 
Nr. 6: Wagenuntersuchungs- und 
Bremsbeamte 
[siehe Nr. 9] 





Nr. 8: Zugbegleiter - Zugführer 
- Zugchef 
- Arbeitszugführer 
Nr. 9: Triebfahrzeugführer, Heizer, 
Triebfahrzeugbegleiter, Bediener 
von Kleinlokomotiven und Führer 
von Nebenfahrzeugen 




- Bediener von Kleinlokomotiven 
- Führer von Nebenfahrzeugen 
- Lokrangierführer 
 
Für alle betrieblichen Mitarbeiter bestehen besondere Anforderungen hinsichtlich 
ihrer betriebsdienstlichen Tauglichkeit. Insbesondere müssen sie gemäß § 48 Abs. 2 
EBO „körperlich tauglich und frei von solchen Krankheiten [...] sein, die eine Gefahr für die 
Betriebssicherheit bilden können“. ([EBO]) 
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Alle am Bahnbetrieb beteiligten Mitarbeiter, welche nicht in Tab. 4 aufgeführt sind, 
sind lediglich Helfer im Bahnbetrieb. Dazu zählen u. a. Sicherungsposten zur Absiche-
rung von Gleisbaustellen. Auch Posten zur Freimeldung des Flankenschutzraums 
übernehmen zwar (Hilfs-)Aufgaben im Bahnbetrieb, sind aber keine Betriebsbediens-
teten im Sinne der EBO. Im Bereich der DB Netz sind die Anforderungen an Helfer im 
Bahnbetrieb in der Ril 046.2601 enthalten. 
4.4.2 Fehlverhalten des BÜ-Benutzers 
Auch das fehlerhafte Verhalten am BÜ seitens des Benutzers zählt als menschliches 
Fehlverhalten. Die Definition enthält Abb. 19. 
 
Abb. 19: Definition Ursachenkategorie: Fehlverhalten des BÜ-Benutzers 
Verstöße gegen die Straßenverkehrsordnung (StVO) äußern sich insbesondere in der 
Missachtung einer funktionstüchtigen Bahnübergangssicherungsanlage (BÜSA) oder 
eines Nichtbeachtens des Andreaskreuzes im Falle einer nichttechnischen Sicherung. 
Für die Feststellung, ob allein eine Missachtung der Pflichten vonseiten des Straßen-
verkehrsteilnehmers zum Unfall geführt hat, müssen weitere Feststellungen getroffen 
werden. Es ist insbesondere zu prüfen, inwiefern zum Ereigniszeitpunkt bahnseitige 
Versäumnisse vorlagen. 
Sofern der BÜ aufgrund von Schäden am Straßenfahrzeug nicht geräumt werden 
kann, wird ein externer Einfluss angenommen. Auch hier kann letztendlich die Ver-
kettung mehrerer Ursachen zum Unfall führen. 
Diese Ursachenkategorie ist die einzige ihrer Art, welche aufgrund des charakteristi-
schen Unfallhergangs nur für die Zuordnung zu einer einzigen Unfallart infrage 
kommt. Alle anderen Ursachenkategorien treten grundsätzlich unabhängig vom 
Hergang auf. 
• Kommt es aufgrund eines Verstoßes gegen 
die Straßenverkehrsordnung bei der Querung 
eines BÜ zum Zusammenprall, liegt ein 




 Kapitel 4: Einordnung von gefährlichen Ereignissen 
69 
4.4.3 Zustand der Infrastruktur 
Der zweite Sicherheitsfaktor Technik lässt sich in die Bereiche Infrastruktur und Fahr-
zeuge aufteilen. Sofern der jeweilige technische Zustand als Ursache ermittelt wurde, 
lassen sich die Ereignisse diesen beiden Bereichen zuordnen. 
 
Abb. 20: Definition Ursachenkategorie: Zustand der Infrastruktur 
Die Infrastruktur schließt alle ortsfesten Anlagen im Zuständigkeitsbereich des EIU ein, 
insbesondere den Ober- und Unterbau. Zu diesen Einrichtungen zählen auch die 
Bahnstromversorgung, Verkehrsstationen, BÜSA und die gesamte Sicherungstechnik. 
Schäden oder Fehlfunktionen der Sicherungstechnik sollten sich jedoch stets offen-
baren und zur sicheren Seite hin auswirken (fail-safe), sodass derartige Ausfälle die 
sichere Betriebsdurchführung nicht unmittelbar beeinträchtigen. Jedoch greift infolge 
sicherungstechnischer Störungen oft die menschliche Rückfallebene, welche als 
fehleranfälliger gilt. Detaillierte Ausführungen enthält Abschnitt 5.3.6. 
4.4.4 Zustand des Fahrzeugs 
 
Abb. 21: Definition Ursachenkategorie: Zustand des Fahrzeugs 
Sämtliche Schäden an fahrzeugtechnischen Einrichtungen, die eine Störung oder 
einen Unfall zur Folge haben, werden in dieser Kategorie erfasst. Dies betrifft in erster 
Linie Einrichtungen mit Sicherheitsrelevanz, jedoch nicht ausschließlich. So könnten 
bspw. auch innerhalb von technischen Einrichtungen für den Reisekomfort Brände 
entstehen. Meist sind jedoch Bauteile des Laufwerks betroffen, welche die Entglei-
sungssicherheit beeinträchtigen. Auch Fahrmotoren, Türen, elektrische Bauteile, 
• Der Infrastrukturzustand gilt als ursächlich, 
sofern Störungen, Fehler oder anderweitige 




• Der Fahrzeugzustand gilt als ursächlich,  
sofern Störungen, Fehler oder anderweitige 
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Kraftstoffleitungen und die Bremsanlage können im schadhaften Fall zu einem Unfall 
oder einer Störung dieser Ursachenkategorie führen. 
Ein mangelbehafteter technischer Zustand von Infrastruktur und Fahrzeugen kann mit 
Versäumnissen im Bereich der Instandhaltung zusammenhängen. Unfälle können 
durch eine fehlerhafte Arbeitsausführung verursacht oder begünstigt werden. Der-
artige Ursachen werden dennoch als technische und nicht als menschliche Fehler 
eingestuft. Je nach Einfluss von organisatorischen Mängeln liegen diese als Sekundär-
ursache vor. 
Bei den Schienenfahrzeugen gilt gemäß der Entity in Charge of Maintenance (ECM) 
zunächst das EVU als zuständige Stelle. Dies gilt auch dann, wenn es nicht als Fahr-
zeughalter des betroffenen Fahrzeugs auftritt. Für die Instandhaltungsplanung ist 
jedoch der Fahrzeughalter verantwortlich. Sofern der Grund des aufgetretenen 
Schadens in der mangelhaft ausgeführten Instandhaltung zu finden ist, liegt die 
Zuständigkeit entsprechend bei der gemäß ECM für die Instandhaltung zuständigen 
Stelle. Auch der Fahrzeughersteller kann für Fehlfunktionen verantwortlich sein. 
([SEEL18]) 
4.4.5 Organisatorische Gründe 
Dem dritten Sicherheitsfaktor Organisation ist lediglich die in Abb. 22 definierte 
Ursachenkategorie zugeordnet. 
 
Abb. 22: Definition Ursachenkategorie: Organisatorische Gründe 
Ereignisse dieser Kategorie werden primär durch ein Versagen der dem Eisenbahn-
betrieb nachgelagerten Ebenen verursacht. Die jeweilige Institution hätte demnach 
unter Anwendung der bestehenden Vorgaben im Vorfeld eines Ereignisses Maßnah-
men ergreifen müssen, um eine bestehende unsichere Situation zu erkennen und 
abzustellen. Auch die Managementebene eines Unternehmens kann somit einen 
Eisenbahnunfall verursachen oder begünstigen. 
• Führt ein strukturelles oder systematisches 
Versagen innerhalb von Unternehmen oder 




 Kapitel 4: Einordnung von gefährlichen Ereignissen 
71 
Je nach Bewertung der Unfallursache ist es bei vielen Unfällen denkbar, das Versagen 
auf (ggf. unterlassene) Handlungen im Unternehmen zurückzuführen. Insbesondere 
bei dieser Kategorie muss also die Verhältnismäßigkeit geforderter Maßnahmen 
gewahrt werden. 
4.4.6 Externer Umwelteinfluss 
Die sechs bisher eingeführten Ursachenkategorien stehen in direkter Relation zu den 
Sicherheitsfaktoren. Die folgende Definition ist dort nicht abgebildet, weil es sich um 
Einflüsse außerhalb des Eisenbahnsystems handelt. 
 
Abb. 23: Definition Ursachenkategorie: Externer Umwelteinfluss 
Diese Ursache äußert sich meist in Form eines Aufpralls auf systemfremde Gegen-
stände im Gleisbereich. Diese können beispielsweise infolge von Unwetterschäden 
oder aufgrund von Unfällen außerhalb der Eisenbahn in das Lichtraumprofil gelangen. 
Durch eine Fremdeinwirkung ist so auch die Entstehung von BÜ-Unfällen möglich. 
Dies ist dann der Fall, wenn beispielsweise ein Straßenfahrzeug infolge einer techni-
schen Störung auf dem BÜ havariert, ohne dass ein unmittelbarer Verstoß gegen die 
StVO vorliegt. 
Kollisionen mit umgestürzten Bäumen werden im Einzelfall als Umwelteinfluss 
betrachtet. Sofern jedoch ein Versagen im Bereich der Vegetationskontrolle des EIU 
als ausschlaggebend gilt, ist das Unternehmen zuständig und somit die Kategorie 
organisatorische Gründe maßgebend. 
4.4.7 Unregelmäßigkeiten bei Gleisbaustellen 
Die BEU hat zahlreiche Unfälle untersucht, welche sich aufgrund von mangelnder 
Vorbereitung und/oder Durchführung von Arbeiten im Gleisbereich ereignet haben. 
Diese lassen sich aufgrund der vielfältigen Zuständigkeiten keinem der beiden infrage 
kommenden Sicherheitsfaktoren Organisation (Vorbereitung der Arbeiten) oder 
Mensch (Durchführung der betrieblichen Handlungen) eindeutig zuordnen. Sie werden 
daher in dieser Kategorie separat erfasst. 
• Wirkt ein systemfremdes Objekt oder Ereignis 
von außen auf das Bahnsystem ein und 
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Abb. 24: Definition Ursachenkategorie: Unregelmäßigkeiten bei Gleisbaustellen 
Als Gleisbaustellen werden alle Orte in Gleisnähe definiert, an denen Tätigkeiten der 
Errichtung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Infrastrukturanlagen statt-
finden. Dies schließt auch die temporäre Sicherung von BÜ durch BÜP ein. Bei Arbei-
ten im Gleisbereich ist auf den jeweils gegenseitigen Schutz der Beteiligten zu achten. 
Es müssen daher sowohl die Schienenfahrzeuge vor den Gefahren durch die Arbeiten 
und die Arbeiten vor den Gefahren durch den Schienenverkehr geschützt werden. 
([KOSU15]) 
Die Sicherung von Arbeitsstellen im Gleisbereich bedarf einer umfassenden Vorberei-
tung und gewissenhaften Durchführung. Insbesondere dann, wenn die ermittelte 
Ursache im Bereich dieser gemeinsamen Schnittstelle liegt, werden Ereignisse hier 
eingeordnet. Sofern das Ereignis unabhängig von der besonderen betrieblichen Situa-
tion des Bauzustands zu sehen ist und daher eindeutig den o. g. Sicherheitsfaktoren 
zugeordnet werden kann, sind die bereits eingeführten Definitionen ausschlag-
gebend. 
Bereiche mit Baustellen am Gleis gelten als anfälliger für Unregelmäßigkeiten, weil der 
Mensch hier einen Großteil der Verantwortung trägt. Technische Sicherungen des 
Regelbetriebs kommen meist nur eingeschränkt zum Einsatz. Mögliche Fehlhand-
lungen können sich stärker auswirken und zu Unfällen führen. Sofern Unfälle im 
Bereich von Gleisbaustellen zu Zusammenstößen oder gar Entgleisungen von Zug-
fahrten führen, werden sie gemäß BEU-Prozessdiagramm von der Unfallunter-
suchungsstelle betrachtet. Fahrten im Baugleis sind als Rangierfahrten definiert. Es 
kann daher davon ausgegangen werden, dass der Großteil an gefährlichen Ereignis-
sen Rangierfahrten betrifft. Daraus wird geschlussfolgert, dass Zwischenfälle in 
Verbindung mit Gleisbaustellen nur dann untersucht werden, wenn der laufende 
Bahnbetrieb mit Zugfahrten betroffen ist. 
BÜ-Unfälle infolge von Fehlern bei der Postensicherung werden aufgrund ähnlicher 
Randbedingungen gleichermaßen als Ereignisse im Bereich von Gleisbaustellen 
• Hängt die Ursache mit der mangelhaften 
Planung oder Durchführung einer Gleisbau-
stelle zusammen, werden diesbezügliche 
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erfasst. Die gegenseitige Sicherung der jeweiligen Gefahren des Straßen- und 
Schienenverkehrs wird auch hier zeitweise durch menschliche Verantwortung über-
nommen und bedarf einer funktionierenden Schnittstelle zwischen Mensch und 
Organisation. Als Grund für den Einsatz von BÜP und HP anstelle der technischen 
Sicherung kommen die Erneuerung oder ein länger andauernder Ausfall der BÜSA in 
Betracht. 
4.4.8 Sonstige Ursachen 
Trotz dieser acht Einteilungen ist es vorstellbar, dass nicht alle möglichen Ursachen 
eines gefährlichen Ereignisses abgebildet werden können. Aus diesem Grund wird 
eine neunte und letzte Kategorie eingeführt. 
 
Abb. 25: Definition Ursachenkategorie: Sonstige Ursachen 
Aufgrund der Komplexität des Eisenbahnbetriebs ist möglicherweise nicht jede Kons-
tellation eindeutig einer der bisher definierten Kategorien zuzuordnen. Dabei kann es 
sich auch um Ereignisse handeln, die aufgrund des Zusammentreffens ungünstiger, 
im Einzelnen nicht mehr ermittelbarer oder zuordenbarer Umstände entstehen. Eine 
Ergreifung von Maßnahmen erfolgt nur dann, wenn ein grundlegendes Sicherheits-
problem erkannt wird. 
Auf der anderen Seite ist es auch vorstellbar, im Rahmen der Unfalluntersuchung 
bestehende und noch nicht bekannte Sicherheitslücken aufzudecken. In solchen 
Fällen ist möglicherweise kein Versagen der drei Sicherheitsfaktoren Mensch, Technik 
und Organisation festzustellen. Erkenntnisse dieser Art treten jedoch deutlich seltener 
auf, da infolge des Unfallgeschehens innerhalb des letzten Jahrhunderts viel Hand-
lungsbedarf erkannt und Sicherheitslücken behoben werden konnten. 
Zuletzt kann es trotz umfangreicher Untersuchungen der BEU sein, dass keine 
abschließende Ereignisursache ermittelt wird. Auch diese Fälle sind hier zuzuordnen. 
• Anhand der Umstände nicht zuordenbare 
Ursachen sowie Ereignisse, bei denen die 
Ursachenermittlung erfolglos bleibt, werden 
als sonstige Ursache zusammengefasst. 
Sonstige 
Ursachen 
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5 Analyse von BEU-Berichten und Ursachenkategorien 
5.1 Erarbeitung der Analysetabelle 
Alle relevanten Aspekte zu Eisenbahnunfällen und deren Untersuchung durch die 
deutsche Unfalluntersuchungsstelle BEU können als bekannt vorausgesetzt werden. 
Zudem wurden die beiden Einordnungen von Unfällen gemäß des Hergangs (Unfall-
arten laut Allgemeinverfügung in Abschnitt 4.2.2) und der Ursache (in Abschnitt 4.4 
entwickelte Ursachenkategorisierung) definiert und erläutert. Im weiteren Verlauf der 
vorliegenden Arbeit werden zunächst die Analyseergebnisse aller Untersuchungs-
berichte dargelegt. In Vorbereitung dessen wird in diesem Abschnitt das dafür ausge-
wählte Vorgehen beschrieben. Anschließend erfolgt eine genauere Betrachtung der 
ermittelten und den jeweiligen Unfällen zugeteilten Ursachenkategorien. 
Die Auswertung der Berichte aus dem Zeitraum September 2008 bis Dezember 2018 
erfolgt der Übersicht halber in Tabellenform. Dafür wird ein Tabellenblatt in einem 
Tabellenkalkulationsprogramm erstellt und alle zur Analyse ausgewählten 108 Ereig-
nisse (siehe 3.4) aufgenommen. Die erfassten Daten bzw. Informationen ergeben sich 
dabei im Verlauf der Bearbeitung. Insgesamt enthält diese Tabelle 30 Spalten. 
 





Anzahl der Seiten 
(ggf. mit Anlagen in 
Klammern) 
Ereigniszeitpunkt 






EU-Richtlinie (Art. 20 












Anzahl der Toten, 
Schwer- und 
Leichtverletzten     
(je eine Spalte) 
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Sachschadens 
Ereignis als Folge 
einer betrieblichen 









Angabe der Anzahl 
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Aufgrund des großen Umfangs und der unterschiedlichen Relevanz der jeweiligen 
Angaben kommen nur Teile davon für die tatsächliche Analyse infrage. Zur weiteren 
Verwendung erscheinen die in Abb. 26 dargestellten 18 Informationen besonders 
relevant. Diese Spaltenüberschriften werden für die tatsächliche und in Anhang B 
abgedruckte Analysetabelle übernommen. Neben zahlreichen direkt aus den Unter-
suchungsberichten entnommenen Informationen enthalten sie bereits die zugeord-
neten primären und sekundären Ursachenkategorien. Die Inhalte aller 18 Spalten der 
Analysetabelle werden im Verlauf dieses Kapitels genauer betrachtet. 
Die zwölf weiteren aus Untersuchungsberichten extrahierten Informationen sind in 
Abb. 27 enthalten. Sie werden hier lediglich aus Gründen der Vollständigkeit genannt, 
in diesem Kapitel jedoch nur kurz thematisiert und nicht ereignisspezifisch aufge-
schlüsselt. 
Alle Spaltenüberschriften lassen sich in berichts- sowie ereignisbezogene Daten auf-
teilen. Auf den Bericht sowie den Vorgang der Unfalluntersuchung bezogene Aspekte 
werden in den genannten Abbildungen kursiv dargestellt. Alle anderen Daten be-
ziehen sich auf das tatsächliche Ereignis. 
 
Abb. 27: Weitere Spaltenüberschriften (nur im Tabellenblatt enthalten) 
Die sich daraus ergebende Tabelle bildet im Folgenden die Grundlage für die Ereignis-
auswertung. Sofern im Text auf bestimmte Vorfälle Bezug genommen wird, sind diese 
anhand der laufenden Nummer des zugehörigen Untersuchungsberichts in der 
Analysetabelle zuordenbar. Diese Nummer wird durch die BEU vergeben. Die neun 
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sodass die Zählung erst mit der Ziffer 9 startet und die Nummer 10 überspringt. Die 
Grunddaten aller Ereignisse können somit der Tabelle in Anhang B entnommen wer-
den. Zwei Vorfälle werden mit einer gemeinsamen Nummer bezeichnet, da lediglich 
ein Untersuchungsbericht zu beiden Ereignissen erstellt wurde (Nr. 53). 
In einem zweiten Schritt werden Angaben zu noch nicht abgeschlossenen Unter-
suchungen ermittelt. Aufgrund fehlender Berichte kommen dafür nur die Einträge in 
der Ereignisdatenbank ERAIL sowie auf der BEU-Webseite veröffentlichte Fachmittei-
lungen als Quellen infrage (siehe 3.4.3). Diese enthalten jedoch nur wenige Daten 
ohne weitere Informationen zum Hergang und der Ursache. Alle verfügbaren Anga-
ben zu Ereignissen mit ausstehendem Untersuchungsabschluss enthält die Tabelle in 
Anhang C. Die Nummerierung wurde hier durch den Autor gewählt und beginnt aus 
Gründen einer klaren Zuordnung mit der Nr. 201. Im Zeitraum von 2006 bis 2018 
wurden insgesamt 183 Untersuchungen aufgenommen. 
Zusätzlich sind in der Tabelle seit Anfang 2019 neu aufgenommene Untersuchungen 
ergänzt. Zwischenzeitlich fertiggestellte Ereignisuntersuchungen werden jedoch nicht 
berücksichtigt, sodass sie weiterhin in der genannten Tabelle in Anhang C verzeichnet 
sind. 
In den folgenden Abschnitten 5.2 und 5.3 erfolgt zunächst die Auswertung der jeweili-
gen berichts- und ereignisbezogenen Aspekte über alle Ereignisse. Dafür kommen 
Pivot-Tabellen zum Einsatz, welche eine strukturierte Analyse aller erfassten Daten 
ermöglichen. Im Anschluss werden die zugeordneten Ursachenkategorien quantitativ 
(siehe 5.4) und qualitativ (siehe 5.5) analysiert und etwaige Besonderheiten heraus-
gestellt. Aus diesen Erkenntnissen erfolgt im Anschluss eine Ableitung von Schluss-
folgerungen für die zukünftige Eisenbahnsicherheit. 
5.2 Auswertung berichtsbezogener Daten 
5.2.1 Veröffentlichende Behörde und zuständige Stelle 
Die Abschlussberichte der EUB/BEU werden auf der BEU-Webseite als PDF-Datei zur 
Verfügung gestellt. Zur eindeutigen Zuordnung sind sie fortlaufend durchnummeriert. 
Diese Nummerierung ist im jeweiligen Dateinamen ersichtlich und entspricht der lau-
fenden Nummer in der Analysetabelle. Alle 107 Berichte wurden am 15. Januar 2019 
abgerufen. Der zu diesem Zeitpunkt jüngste Untersuchungsbericht wurde am 
6. Dezember 2018 fertiggestellt und trägt die Nummer 116. Seitdem veröffentlichte 
Berichte werden für die Auswertung nicht mehr berücksichtigt. 
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Die Zuständigkeiten in der behördlichen Unfalluntersuchung werden auszugsweise in 
Abschnitt 2.2.1 dargelegt. Entsprechend tritt als Herausgeber von Berichten neben 
der heute eigenständigen Bundesoberbehörde BEU (Berichte seit September 2017) 
auch die EUB auf. Die BEU hat mit ihrer Einrichtung alle offenen Untersuchungen der 
EUB übernommen. 
5.2.2 Dauer der Beschlussfassung zur Untersuchung 
Nach dem Beschluss zur Aufnahme der Untersuchungen erstellt die BEU eine kurze 
Fachmitteilung (siehe 3.4.3). Eine erste Mitteilung dieser Art erfolgte im April 2015. Für 
die Öffentlichkeit dient die Fachmitteilung als erste Informationsquelle, welche Ereig-
nisse zur Untersuchung ausgewählt werden. Anhand der Differenz zwischen Ereignis-
zeitpunkt und Veröffentlichung der zugehörigen Fachmitteilung kann eine Aussage 
über die Dauer der Entscheidungsfindung getroffen werden. Dabei werden an dieser 
Stelle alle Fachmitteilungen zur Aufnahme der Untersuchungen betrachtet, auch von 
noch abzuschließenden Berichten. Seit Nutzung dieser Mitteilungsart wurde in zwei 
Fällen (Nr. 231 und 269) eine Untersuchung eingeleitet, ohne darüber in Form einer 
Fachmitteilung zu informieren. ([BEU15-18]) 
Eine Darstellung der Differenz zwischen Ereigniseintritt und Veröffentlichung der 
dazugehörigen Fachmitteilung enthält Abb. 28. 
 
Abb. 28: Zeitdifferenz zwischen Ereignis und Fachmitteilung 
Bei den insgesamt 80 Fachmitteilungen zu Ereignissen seit April 2015 liegt der Veröf-
fentlichungszeitpunkt in nur drei Fällen über der EU-weit vorgesehenen Frist von zwei 
Monaten nach Ereigniseintritt. In einem dieser Fälle benötigte die BEU fast vier Mona-






2 ... 7 Tage
8 ... 30 Tage
31 ... 60 Tage
über 60 Tage
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insgesamt zwei Drittel der Fälle wurde sich binnen einer Woche nach Ereigniseintritt 
auf Untersuchungen festgelegt und dies mitgeteilt. Davon konnte jede zweite der 
eingeleiteten Untersuchungen noch am gleichen Tag oder am Folgetag des Ereignis-
ses bekannt gegeben werden. Daran ist erkennbar, dass der BEU in den meisten 
Fällen eine zeitnahe Information der Öffentlichkeit gelingt. 
5.2.3 Zeitpunkt der Veröffentlichung  
Auch in Bezug auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung können Aussagen getroffen 
werden. Dabei stehen das Berichtsdatum sowie das Datum der Fachmitteilung zum 
Untersuchungsabschluss zur Verfügung. Diese wurden im Januar 2015 erstmals 
erstellt. 
Bei der Betrachtung verschiedener Berichtsdaten fällt zunächst auf, dass die Ver-
öffentlichung von Untersuchungsberichten oftmals schubweise erfolgt. Während seit 
2008 im jährlichen Durchschnitt knapp zehn Berichte fertiggestellt wurden (siehe Abb. 
10 auf S. 47), erfolgte allein an einzelnen Tagen die Bereitstellung von fünf (Nr. 66 bis 
70 am 4. Dezember 2015) bzw. gar sechs (Nr. 72 bis 77 am 26. April 2016) Unter-
suchungsberichten. Insgesamt wurden die 107 Berichte an nur 85 verschiedenen 
Tagen veröffentlicht. In Bezug auf den Veröffentlichungszeitpunkt im Jahresverlauf 
sticht das Jahr 2017 heraus. Die Hälfte der 16 Berichte wurde im Dezember 2017 kurz 
vor den Weihnachtsfeiertagen über wenige Tage verteilt fertiggestellt. Es ist somit 
festzustellen, dass die Veröffentlichungen sehr unregelmäßig stattfinden. 
Die tatsächliche Publikation des Berichts auf der Internetseite erfolgt erst nach dem 
im Bericht genannten Datum mit einer zugehörigen Fachmitteilung. Dabei kann eine 
zeitliche Differenz von einigen Tagen bis Wochen festgestellt werden. Vereinzelt 
betrug der Zeitraum zwischen Berichtsdatum und zugehöriger Fachmitteilung etwas 
über einen Monat (Nr. 90, 91 und 93). Mit fast drei Monaten Zeitdifferenz stellt der 
Abschlussbericht zu einem BÜ-Unfall in Neustadt am Rübenberge im Mai 2017 eine 
Ausnahme dar. Ein Grund für diese zusätzliche zeitliche Verzögerung in der Bereit-
stellung von Untersuchungsberichten konnte durch den Autor nicht ermittelt werden. 
Das in Abschnitt 3.3.2 genannte Rückäußerungsverfahren kommt dafür nicht infrage, 
da die deutliche Mehrheit der Berichte innerhalb von zehn Tagen nach Berichtsdatum 
veröffentlicht wird. Eine solche Frist erscheint für das Rückäußerungsverfahren deut-
lich zu kurz bemessen. 
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In allen Fällen wurde der Untersuchungsabschluss wie vorgeschrieben in der Daten-
bank ERAIL verzeichnet und der Abschlussbericht zusätzlich dort zur Verfügung ge-
stellt. 
5.2.4 Berichtsversionen 
Zeitgleich mit Einführung der Fachmitteilungen Anfang 2015 wurde begonnen, jede 
Erstveröffentlichung mit der Versionsnummer 1.0 zu bezeichnen. Dies hat den Hinter-
grund, dass mögliche nachträgliche Änderungen der Ursprungsversion nachvollzieh-
bar bleiben. Es ist stets nur die aktuelle Version eines Berichts verfügbar. Anhand in 
der Vergangenheit regelmäßig heruntergeladener Berichte sind dennoch Vergleiche 
unterschiedlicher Berichtsversionen möglich. 
Bis zum Zeitpunkt des Abrufens im Januar 2019 wurde in vier Fällen eine neue Version 
1.1 erstellt. Es handelte sich dabei um Anpassungen inhaltlicher und redaktioneller 
Art. Als Reaktion auf eine Anfrage des Autors im Oktober 2015 erfolgte eine erstmalige 
Anpassung eines Untersuchungsberichts. Der Bericht zum Ereignis Nr. 63 erschien in 
der Folge mit inhaltlichen Ergänzungen zu einem BÜ-Unfall. In den beiden weiteren 
Fällen wurde jeweils eine minimale Präzisierung zur Bezeichnung einer Sicherheits-
empfehlung (Nr. 96) bzw. eines Zeitpunktes (Nr. 110) vorgenommen. 
Die zeitlich jüngste Version 1.1 eines Berichts zu einem BÜ-Unfall (Nr. 108) wurde am 
14. Januar 2019 publiziert. Die Überarbeitung war aufgrund zahlreicher ortho-
grafischer Mängel sowie notwendiger Präzisierungen erforderlich geworden. Zudem 
wurde das Abkürzungsverzeichnis um fehlende Abkürzungen ergänzt. Dabei stellt sich 
jedoch die Bezeichnung des NWS als Nachwarnsystem und Notwarnsystem als wider-
sprüchlich heraus (S. 6 und S. 37). Trotz der Überarbeitung sind die angegebenen 
Zeiten eines Funkgesprächs nicht plausibel. Eine Zugmeldung kann im vorgeschriebe-
nen Wortlaut nicht in nur fünf Sekunden übermittelt, wiederholt und wiederum bestä-
tigt worden sein (S. 22). Weiterhin soll ein Gespräch, in dem der BÜP und Fdl jeweils 
sieben Mal zu Wort kommen, laut Bericht unrealistische sieben Sekunden angedauert 
haben (S. 22). 
Die Überarbeitung des Berichts Nr. 86 wird nach wie vor vermisst. Die Studienarbeit 
des Autors enthält einen Hinweis auf einen folgenschweren Fehler bei der Berech-
nung der Querbeschleunigung. Trotz Kenntnis der BEU wurde bislang keine Korrektur 
des genannten Berichts vorgenommen. Anhand dieser beiden Beispiele wird deutlich, 
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dass die in [WERN18], S. 76, geäußerte Kritik zur Erstellung von Untersuchungs-
berichten weiterhin aktuell bleibt. 
5.2.5 Rückstand in der Unfalluntersuchung 
Die BEU benötigt für die Untersuchung und Erstellung der Berichte teilweise viele 
Jahre. Damit überschreitet die Behörde mehrfach die EU-Vorgabe zur Fertigstellung 
oder ersatzweise der Erarbeitung eines Zwischenberichts innerhalb von zwölf Mona-
ten nach Ereigniseintritt. Dieser Zeitbedarf wurde bereits in [WERN18], S. 74–75, 
grafisch aufbereitet und kommentiert. An dieser Stelle wird der Fokus daher auf den 
derzeitigen Rückstand beim Abschluss offener Unfalluntersuchungen gesetzt. 
Zunächst zeigt Abb. 29 die Entwicklung der Anzahl offener Untersuchungsberichte seit 
der Einrichtung der EUB im Jahr 2006 auf. Dieser ergibt sich aus der Bilanz aufge-
nommener und abgeschlossener Untersuchungen eines jeden Jahres (siehe auch 
Abb. 10 auf S. 47). Mit Ausnahme des Jahres 2016 übertraf die Anzahl neu eingeleite-
ter Untersuchungen stets die Anzahl abgeschlossener Berichte. Somit stieg die Menge 
offener Untersuchungen fast jährlich an und liegt mit Abschluss des letzten Jahres bei 
75 offenen Berichten. Seit 2015 kann jedoch eine merkliche Verbesserung dieser 
stark negativen Entwicklung erkannt werden. 
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Auch für das Jahr 2019 ist derzeit keine Trendumkehr zur Aufarbeitung des Rück-
stands ersichtlich. Durch den zwischenzeitlichen Abschluss von zwei Ereignissen 
(Nr. 221 und 258) und die Aufnahme von bisher sieben Untersuchungen im aktuellen 
Jahr beläuft sich die Anzahl offener Untersuchungen mit Stand Juni 2019 auf einen 
neuen Höchstwert von 80 Berichten. Eine Auflistung neu aufgenommener Ereignisse 
enthält die Tabelle in Anhang C. Aus dieser Tabelle geht auch hervor, dass sich die 
Untersuchungen zum ältesten Ereignis vom 7. April 2008 seit inzwischen mehr als elf 
Jahren hinziehen (Nr. 201). 
Aus Sicht des Autors sollte nach wie vor das Ziel verfolgt werden, diese Entwicklung 
umzukehren und offene Berichte zielgerichtet abzuarbeiten. Eine andauernde Prio-
risierung einzelner Ereignisse führt jährlich zum Zurückstellen weniger bedeutender 
Untersuchungen. Die BEU strebt eine zügige Abarbeitung an, ist dabei allerdings auf 
die kontinuierliche Verfügbarkeit ihrer personellen Ressourcen angewiesen. An dieser 
Stelle macht sich die in Abschnitt 2.2.3 genannte Problematik in der personellen 
Ausstattung der Behörde konkret bemerkbar. ([WEST19]) 
Aufgrund der langen Bearbeitungszeiten liegt die Vermutung nahe, dass Erkenntnisse 
zur Verbesserung der Betriebssicherheit erst stark verspätet und möglicherweise gar 
zu spät erlangt werden. Dies gilt es jedoch unbedingt zu vermeiden. Andererseits gilt 
es zu bedenken, dass auch EIU und EVU verpflichtet sind, gefährliche Ereignisse zu 
untersuchen und infolgedessen zu ergreifende Maßnahmen zeitnah umsetzen. Als 
Beispiel kann die ICE-Entgleisung in Köln im Juli 2008 angeführt werden, zu der ein 
Abschlussbericht im Juni 2019 nach wie vor aussteht (Nr. 202). Das EVU hat bereits 
unmittelbar nach dem Ereignis reagiert und Maßnahmen ergriffen. 
5.2.6 Umfang von Untersuchungsberichten 
Der Berichtsumfang ist hauptsächlich anhand der Seitenzahl feststellbar. Mit nur zehn 
Seiten sind die Berichte zu den Ereignissen Nr. 12 und 32 relativ kurz. Besonders um-
fangreiche Untersuchungen erfolgten zur Zugkollision von Bad Aibling im Februar 
2016 mit 101 Seiten (Nr. 114) sowie der Zugentgleisung eines ICE in Dortmund im Mai 
2017 (Nr. 116) mit 81 Seiten. Zusätzlich zu den eigentlichen Untersuchungsberichten 
enthalten die genannten Dokumente sowie zwei weitere Berichte (Nr. 15 und Nr. 89) 
umfangreiche Anlagen. Dabei handelt es sich um Auswertungsprotokolle oder beauf-
tragte Gutachten zum Ereignis. Der Untersuchungsbericht zum Unfall von Bad Aibling 
kommt aufgrund der insgesamt 24 Anlagen auf eine Gesamtlänge von 338 Seiten und 
stellt somit den mit Abstand längsten BEU-Untersuchungsbericht dar. 
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Im Mittel enthält jedes Dokument ohne Anlagen etwa 28 Seiten. Dabei liegen Hinweise 
darauf vor, dass ein Zusammenhang zwischen der Relevanz oder Komplexität eines 
Ereignisses und dem Untersuchungsumfang besteht. Die beiden o. g. Ereignisse wur-
den sehr intensiv untersucht, weil sich die Ursache in beiden Fällen als sehr komplex 
herausstellte und somit weitreichende Nachforschungen notwendig waren. Ein 
Zusammenhang zur Unfallschwere kann nicht nachgewiesen werden. So wurde die 
Untersuchung zur Zugkollision von Hordorf im Januar 2011 mit zehn Toten und 23 
Schwerverletzten sowie einer weitreichenden Sicherheitsempfehlung (flächendecken-
de Nachrüstung der Punktförmigen Zugbeeinflussung (PZB)) auf unterdurchschnittlichen 
25 Seiten abgeschlossen (Nr. 23). 
5.3 Auswertung ereignisbezogener Aspekte 
5.3.1 Ereignisort als Titel des Untersuchungsberichts 
Nachdem zunächst berichtsbezogene Daten ausgewertet wurden, enthält dieser 
Abschnitt eine Analyse ausgewählter ereignisbezogener Aspekte. Alle analysierten 
Informationen sind jeweils ereignisspezifisch in der Analysetabelle aufgeschlüsselt 
(siehe Anhang B). Sofern es sinnvoll erscheint, werden zusätzlich die offenen Berichte 
aus Anhang C mit einbezogen. 
Der Titel des Untersuchungsberichts enthält stets den Ereignisort. Dieser bezeichnet 
entweder die betroffene Betriebsstelle oder einen Streckenabschnitt zwischen zwei 
Betriebsstellen, in dem sich das Ereignis zugetragen hat. Es existiert dabei in nur zwei 
Fällen eine identische Bezeichnung. Dies sind einerseits die bereits in Abschnitt 3.4.1 
genannten, in der Ursache zusammenhängenden Entgleisungen in Stuttgart Haupt-
bahnhof (Nr. 53) und zum anderen zwei Zusammenstöße von jeweils zwei Güterzügen 
in Hosena (Nr. 55 und 98). Letztere verliefen in Bezug auf den Hergang der Zug-
kollisionen ähnlich, weisen jedoch unterschiedliche Unfallursachen auf. In allen 
anderen Fällen ist die Ortsbezeichnung jeweils genau einem Ereignis zuzuordnen und 
ein örtlicher Zusammenhang zweier Ereignisse ausgeschlossen. 
Alle durch die BEU untersuchten Unfälle betreffen die Infrastruktur von DB Netz und 
den Zugmeldebetrieb als Betriebsverfahren. Andere EIU, welche der Eisenbahn-
aufsicht des EBA unterliegen und somit in den Zuständigkeitsbereich der BEU fallen, 
waren bisher nicht betroffen. ([WEST19]) 
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Betrachtet man zusätzlich alle noch ausstehenden Berichte, ergeben sich weitere 
ortsbezogene Häufungen von Ereignissen. So wurden bzw. werden durch die BEU 
jeweils zwei Vorfälle in 
 Hannover-Linden (Nr. 43 und 211), 
 Augsburg Hauptbahnhof (Nr. 48 und 259), 
 Bremen Hauptbahnhof (Nr. 49 und 262), 
 Angern-Rogätz (Nr. 79 und 235), 
 Emden Rangierbahnhof (Nr. 87 und 280), 
 Ruhland (Nr. 228 und 229), 
 Duisburg-Wedau (Nr. 264 und 273) und 
 auf der Schnellfahrstrecke zwischen Siegburg/Bonn und Montabaur (Nr. 230 
und 275) 
untersucht. Ein Zusammenhang zwischen der Ursache und dem Ereignisort kann in 
allen Fällen ausgeschlossen werden. Es ist davon auszugehen, dass eine ortsbezogene 
Häufung von Unfällen unabhängig von der Ursache vorliegt. ([ERAIL]) 
Auf eine Auswertung in Bezug auf die örtliche Verteilung von Ereignissen in Deutsch-
land wird verzichtet. Um Aussagen aus einer solchen Untersuchung ableiten zu kön-
nen, wären Daten zur Verkehrsleistung einzelner Regionen oder Streckenabschnitte 
notwendig. Zudem würde aufgrund der vergleichsweise geringen Ereigniszahl keine 
fundierte Aussage zu erwarten sein. 
Auch auf eine vertiefende Betrachtung, inwiefern mögliche Einflussfaktoren wie die 
Tages- oder Jahreszeit vorliegen, wird verzichtet. Für eine solche Untersuchung liegen 
weder ausreichend Daten vor, noch werden Erkenntnisse für die Eisenbahnsicherheit 
erwartet. Grundsätzlich kann bestätigt werden, dass Unfälle zu jeder Tages- und 
Nachtzeit sowie in jeder Jahreszeit auftreten. 
5.3.2 Unfallarten gemäß Allgemeinverfügung 
Eine Übersicht eingeleiteter Untersuchungen ist bereits in Abb. 10 auf S. 47 ersicht-
lich. In der folgenden Abb. 30 wird nun dargestellt, wie sich die eingeleiteten Unter-
suchungen auf die einzelnen Unfallarten aufteilen. 
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Abb. 30: Aufteilung eingeleiteter Untersuchungen nach Ereignisart (2006-2018) 
Es ist festzustellen, dass die Anzahl eingeleiteter Unfalluntersuchungen seit 2010 
deutlich über den Zahlen aus den Jahren 2006 bis 2009 liegt. Eine Aussage zur Ent-
wicklung der Betriebssicherheit kann anhand dieser ansteigenden Untersuchungen 
nicht getroffen werden (siehe 3.4.2). Vielmehr wird dies laut [BUND15] mit dem 
Wechsel der Zuständigkeiten hin zur damals neu eingerichteten EUB begründet. 
Damit einher ging die Inkraftsetzung der Allgemeinverfügung ab Januar 2010, welche 
eine zuvor geltende EBA-Anweisung ersetzte. Diese Veränderung in der Beurteilung 
der gefährlichen Ereignisse bewirkte einen starken Anstieg in der Anzahl zu unter-
suchender Ereignisse ab 2010. 
Die Ereigniszahlen verhalten sich im Vergleich zu anderen Jahren sowohl insgesamt 
als auch in jeder Unfallart sehr unregelmäßig. Bezogen auf den Zeitraum seit 2010 
sind jährlich mindestens ein Zusammenstoß, ein Aufprall, eine Entgleisung und ein 
BÜ-Unfall zu untersuchen. Alle Arten von Störungen (siehe Abb. 14) werden aufgrund 
der geringen Ereigniszahlen für alle folgenden Ausführungen zusammengefasst. 
Die Analyse von Untersuchungsberichten bezieht sich lediglich auf abgeschlossene 
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Abb. 31: Anteil untersuchter Ereignisarten (nur abgeschlossene Berichte) 
Exakt 75 Prozent aller Ereignisse ergeben sich aus den beiden größten Gefährdungen 
im Eisenbahnsystem, den Kollisionen und Entgleisungen. Mit 45 Entgleisungen tritt 
diese Unfallart am häufigsten auf, gefolgt von den 27 Zusammenstößen. Einen weite-
ren Schwerpunkt stellen BÜ-Unfälle und Aufpralle dar. Alle anderen Unfallarten sowie 
die Störungen verzeichnen niedrigere einstellige Werte. 
5.3.3 Ereignisse gemäß Abs. 1 und 2 der Sicherheitsrichtlinie 
Eine Einteilung gemäß Abs. 1 oder 2 erfolgt zeitnah durch die BEU im Zuge der 
Beschlussfassung, ob das Ereignis untersucht wird (siehe 3.2.2). Aus diesem Grund 
können auch ausstehende Untersuchungen in die Auswertung mit einbezogen 
werden. 
Von den 183 Ereignissen, die zur Untersuchung ausgewählt wurden, sind mit 31 Pro-
zent ein knappes Drittel dem Art. 20 Abs. 1 zugeordnet. Es liegt dann im Sinne der 
Definition in Tab. 1 auf S. 19 ein schwerer Unfall vor. In den übrigen Fällen erfolgte 
durch die BEU eine Einordnung gemäß Abs. 2 der Sicherheitsrichtlinie. 
Eine Überprüfung aller Ereignisfolgen ergibt nur wenige Auffälligkeiten in Bezug auf 
die korrekte Einordnung. Schwere Unfälle müssen laut Definition mindestens ein 
Todesopfer, fünf Schwerverletzte oder nach unmittelbarer Schätzung einen Sach-
schaden von mindestens 2 Mio. EUR aufweisen. Dabei muss berücksichtigt werden, 
dass eine unmittelbare Schätzung der Sachschäden am Ereignisort durchaus stark 
von der endgültigen Schadenssumme abweichen kann. Alle gemäß Abs. 1 eingeordne-
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zumindest 800.000 EUR auf. Lediglich ein Ereignis ohne Personenschaden und mit 
nur rund 180.000 EUR Sachschaden (Nr. 41) wurde entgegen der Vorgaben als 
schwerer Unfall eingestuft. 
Bei den nach Abs. 2 beurteilten Unfällen können ähnliche Feststellungen getroffen 
werden. Insgesamt liegen elf Zugentgleisungen und Zugkollisionen mit den o. g. 
Folgen vor, welche demnach zur Definition des Abs. 1 hätten herangezogen werden 
müssen. Jedoch betrifft dies in allen Fällen lediglich die Schadenssumme von über 
2 Mio. EUR, welche aufgrund der notwendigen Schätzung nicht zuverlässig bestimmt 
werden kann. 
5.3.4 Aussagen zur Art betroffener Zugfahrten 
Jede Zugnummer ist über alle untersuchten Ereignisse nur einmal betroffen. Lediglich 
aufgrund der bereits erwähnten Zugentgleisungen in Stuttgart tritt die Zugnummer 
IC 2312 doppelt auf. Weitergehende Auswertungen ergeben sich aus der Zuggattung, 
welche eine Schlussfolgerung auf Personen- oder Güterzüge ermöglicht. Eine Auswer-
tung der Pivot-Tabelle ergibt hier, dass beide Arten ähnlich oft von Zugkollisionen 
betroffen sind (17 Güterzüge und 18 Personenzüge). Anders sieht es bei den Zug-
entgleisungen aus. Hier waren in 34 Fällen Güterzüge betroffen, während nur zehn 
Entgleisungen von Personenzügen untersucht wurden. Auf mögliche Gründe wird in 
Abschnitt 5.5.4 eingegangen. 
Für eine Auswertung, inwiefern bestimmte EVU besonders häufig von Unfällen betrof-
fen sind, wären weitergehende Daten zum Unfallgeschehen und der Verkehrsleistung 
aller EVU notwendig. Zudem sind Aussagen zu möglichen Unfallverursachern nur 
dann möglich, wenn die Ursache eindeutig in der Verantwortung des jeweiligen EVU 
zu finden ist. Insbesondere bei externem Verschulden ist die Beteiligung eines 
bestimmten EVU jedoch meist zufällig. 
Interessant erscheint jedoch, dass einem EVU infolge von drei Unfällen mit maßgeb-
licher Beteiligung an der Ursache (Nr. 58, 223 und 258) erstmals die Sicherheits-
bescheinigung wieder entzogen wurde. Neben zahlreichen Unregelmäßigkeiten war 
zum jeweiligen Ereigniszeitpunkt auch die fahrzeugseitige PZB-Einrichtung in allen 
Fällen unzulässig abgeschaltet. Infolge des Unfalls im Juli 2017 (Nr. 258) führte das 
EBA als zuständige Aufsichtsbehörde eine Überwachungsmaßnahme durch. Im 
Ergebnis wurde die Sicherheitsbescheinigung des EVU Die-Lei im August 2017 durch 
die Sicherheitsbehörde widerrufen. 
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Dazu schreibt das EBA im Sicherheitsbericht 2017: 
„Ausgehend von einem schwerwiegenden Unfall zeigte sich bei einer intensiven Über-
wachung des Unternehmens, dass das Management wichtige Sicherheitsprozesse völlig 
unzureichend ausfüllte bzw. in seiner obersten Leitung auch ein Bewusstsein hierfür fehlte 
und Handlungsressourcen nicht gegeben waren.“ ([EBA17]) 
5.3.5 Unfallfolgen 
Personenschäden werden getrennt nach der Anzahl an Toten, Schwerverletzten und 
Leichtverletzten erfasst. Insgesamt wurden infolge der 108 ausgewerteten Ereignisse 
 40 Menschen getötet, 
 112 Menschen schwer verletzt und 
 484 Menschen leicht verletzt. 
Bei fünf Unfällen wurde mehr als ein Mensch getötet. Dies betrifft u. a. die schweren 
Zugkollisionen von Hordorf im Januar 2011 mit zehn Toten und Bad Aibling im 
Februar 2016 mit elf Toten. In beiden Fällen stießen zwei Züge frontal zusammen. 
Im Gegensatz dazu liefert die Auswertung der Pivot-Tabelle als Ergebnis, dass es bei 
untersuchten Entgleisungen relativ selten zu Personenschäden kommt. Dies ist auch 
darin begründet, dass Zugentgleisungen immer durch die BEU untersucht werden 
und insbesondere bei den häufigen Güterzugentgleisungen (siehe 5.3.4) selten 
Personenschäden zu beklagen sind. 
Die Sachschäden belaufen sich insgesamt auf über 200 Mio. EUR. Die jeweilige 
Schadenshöhe bewegt sich dabei im Bereich von wenigen Tausend bis 20 Mio. EUR 
(Störungen ausgenommen). Ein hoher Sachschaden ergibt sich meist ebenfalls bei 
Zusammenstößen zweier Schienenfahrzeuge. Auch infolge von Entgleisungen ist die 
Schadenshöhe häufig hoch, weil hier sowohl Schienenfahrzeuge als auch der Ober-
bau beschädigt werden. 
Der Analyse aller Ursachenkategorien kann bereits vorweggenommen werden, dass 
kein offensichtlicher Zusammenhang zwischen den Unfallfolgen und der Unfall-
ursache besteht. Bei den fünf o. g. Ereignissen mit mehr als einem Toten liegen fünf 
verschiedene Ursachen vor. Auch die Unfälle mit den meisten Schwer- und Leicht-
verletzten sowie dem höchsten Sachschaden weisen unterschiedliche Ursachen auf. 
Bezogen auf die Unfallfolgen seien zuletzt zwei Sonderfälle in der Unterscheidung von 
Unfällen und Störungen beschrieben. 
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Zu den Personenschäden zählen auch bei Beteiligten eintretende psychische Folgen 
eines Ereignisses. Dieser allgemein als Schock bezeichnete Zustand tritt oftmals nach 
plötzlicher psychischer Belastung auf. Dies kann bereits infolge einer Störung passie-
ren. Die betroffenen Personen werden als Leichtverletzte erfasst. Unter diesen 
Umständen ist trotz des Personenschadens eine Klassifizierung als Störung üblich 
(Nr. 96). Nach strenger Auslegung der Definition würde es sich andernfalls um einen 
Unfall handeln. 
Auf der anderen Seite kann auch ein Ereignis ohne jeglichen Schaden als Unfall einge-
ordnet werden. Kommt es im Bereich einer Weiche zu einem zweispurigen Lauf einer 
Zugfahrt, liegen per Definition der BEU eine Zugentgleisung und ein Unfall vor. Sofern 
die Radsätze jedoch die Spurführung behalten und weitere Schäden am Fahrzeug und 
an der Infrastruktur ausbleiben, liegt eine Zugentgleisung ohne Sachschäden vor. Ein 
derartiges Ereignis ist jedoch bisher nicht untersucht worden. ([EUB09]) 
5.3.6 Hilfshandlungen in der Rückfallebene 
Eine weitere Möglichkeit der Auswertung ereignisbezogener Aspekte bietet die Frage, 
ob das Ereignis als Folge einer Hilfshandlung in der menschlichen Rückfallebene ent-
standen ist. Diese Rückfallebene bezeichnet eine Situation, in der die Zuständigkeit für 
die Sicherheit aufgrund einer technischen Störung oder anderweitigen Nicht-
verfügbarkeit von der Technik auf den Menschen übergeht. Aufgrund der allgemein 
höheren Fehlerrate des Menschen im Gegensatz zur Technik sollte eine länger 
andauernde Anwendung dieser Hilfshandlungen vermieden werden. Es kann jedoch 
nicht grundsätzlich auf menschliche Sicherheitsverantwortung verzichtet werden, da 
die Verfügbarkeit des Systems auch bei technischen Ausfällen weitestgehend gewähr-
leistet bleiben muss. ([MASC13], S. 21) 
Fehlerhaft ausgeführte Hilfshandlungen haben in 14 Fällen zum Ereigniseintritt 
geführt. Betroffen sind ausschließlich Zugkollisionen und Zugentgleisungen sowie zwei 
untersuchte Störungen, die sich im Falle eines Unfalls in Form von Zugkollisionen 
geäußert hätten. Eine grafische Übersicht auftretender Fehlhandlungen in der Rück-
fallebene bei den genannten Unfallarten enthält das Diagramm in Abb. 32. Demnach 
sind in erster Linie Zugentgleisungen eine häufige Folge menschlicher Fehlhandlungen 
in der Rückfallebene. 
BÜ-Unfälle, welche durch Fehler bei der Postensicherung verursacht wurden, stellen 
einen Sonderfall dar und werden in der Analysetabelle mit BÜP gekennzeichnet. 
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Abb. 32: Zugkollisionen und Zugentgleisungen in der Rückfallebene 
Zwei dieser Unfälle sind aufgrund andauernder Anwendung der Hilfshandlung einge-
treten. In einem Fall kam es zur Zugentgleisung auf einer Weiche bei der Einfahrt auf 
schriftlichen Befehl (Nr. 20). Der Grund für die Ausfertigung des Befehls lag in einer 
Signalstörung, welche vor dem Ereignis bereits drei Monate lang bestand. Bei einer 
zweiten Zugentgleisung führte ein Fehler bei der regelmäßigen Nutzung der Fahrstra-
ßenhilfsauflösung zum Unfall (Nr. 49). Die Hilfsbedienung war vor Ereigniseintritt min-
destens acht Jahre lang und bis zu 15 Mal am Tag durchgeführt worden. Der Grund 
dafür war, dass beim Wenden im betroffenen Bahnhofsgleis keine automatische Fahr-
straßenauflösung projektiert wurde. Die Beispiele zeigen, dass Hilfshandlungen im 
Regelbetrieb keinerlei Anwendung finden dürfen und außerhalb des Regelbetriebs auf 
ein absolut notwendiges Maß reduziert werden müssen. 
Weiterhin stellt sich die Frage, ob technische Ausfälle von Komponenten nur verfüg-
barkeits- oder auch sicherheitsrelevant sind. Im Allgemeinen wirkt sich ein technischer 
Ausfall zur sicheren Seite hin aus (fail-safe). Die Sicherheit muss dann jedoch meist 
durch die menschliche Rückfallebene gewährleistet werden. Diese wiederum unter-
liegt einer höheren Fehlerrate, sodass häufige technische Ausfälle durchaus sicher-
heitsrelevant werden können. 
5.4 Anteile von Primär- und Sekundärursachen 
Fast alle Spaltenüberschriften der Analysetabelle (siehe Abb. 26 auf S. 74) sind bereits 
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Ursachenkategorien wird in diesem Abschnitt vorgenommen. Für alle Aspekte der 
Sicherheitsempfehlungen sowie deren Umsetzung wird auf Abschnitt 6.1 verwiesen. 
Die vorgenommene Erarbeitung von Ursachenkategorien und anschließende 
Zuteilung zu allen von der Unfalluntersuchungsstelle untersuchten gefährlichen 
Ereignissen (siehe 4.3 und 4.4) bilden die Grundlage für die folgenden Betrachtungen. 
Dabei werden die Häufigkeiten aller primären und sekundären Ursachenkategorien 
dargestellt sowie in Bezug zu den Unfallarten gesetzt. Auch hier wird auf die Nutzung 
von Pivot-Tabellen zurückgegriffen. 
An dieser Stelle sei nochmals darauf hingewiesen, dass aufgrund der vorliegenden 
Datengrundlage keine repräsentativen Aussagen zum Unfallgeschehen der Eisenbahn 
getroffen werden können (siehe 3.4.2). Es wird jedoch deutlich, welche Ursachen ver-
mehrt zu schweren Unfällen führen oder anderweitige Erkenntnisse zur Verbesserung 
der Eisenbahnsicherheit hervorbringen. 
Zunächst enthält Abb. 33 eine Darstellung, mit welcher Häufigkeit und zu welchen 
Anteilen primäre Ursachen auftreten. 
 
Abb. 33: Häufigkeit und Anteile von Primärursachen 
Den größten Anteil stellen betriebliche Fehlhandlungen (39) und Fahrzeugzustände 
(24) dar. Bis auf die organisatorischen Gründe sind alle weiteren Kategorien zu 





















 Kapitel 5: Analyse von BEU-Berichten und Ursachenkategorien 
91 
Eisenbahnunfällen führen, kann somit bestätigt werden. Dennoch ist ein klarer 
Ursachenschwerpunkt im Bereich der menschlichen Fehlhandlungen zu erkennen. 
Nur ein Unfall wurde unmittelbar durch ein Versagen im Bereich der Organisation 
verursacht (Nr. 9). 
Eine weitere quantitative Auswertung erfolgt in Abb. 34 für die ermittelten Sekundär-
ursachen. Es ist festzustellen, dass für nur knapp ein Drittel der Unfälle eine weitere 
Ursache ermittelt wurde. Die äußerst hohe Anzahl an Sekundärursachen aus dem 
Bereich der Organisation (20 von 33 Ereignissen), insbesondere im Gegensatz zu dem 
Einzelereignis bei den Primärursachen, wird im zugehörigen Abschnitt zur Analyse 
dieser Kategorie aufgegriffen (siehe 5.5.5). Die beiden weiteren Ursachen (Fahrzeug-
zustand und betriebliche Fehlhandlung EIU/EVU) weisen einen einigermaßen ähn-
lichen Anteil an der jeweiligen Grundgesamtheit aller Ursachen auf (siehe auch Abb. 
33). 
 
Abb. 34: Häufigkeit und Anteile von Sekundärursachen 
Die Entscheidung, ob ein Sachverhalt als Sekundärursache oder nur begünstigend 
zum Ereignis beigetragen hat, unterliegt durchaus einer subjektiven Interpretation der 
Unfallberichte. Zudem liegen insgesamt nur 33 Sekundärursachen vor. Aus diesen 
Gründen wird auf eine weitergehende Analyse der Sekundärursachen verzichtet. 
Für die Darstellung aller nach Ursachenkategorien sowie Unfallarten aufgeschlüssel-
ten Ereigniszahlen wird die Form einer Matrix ausgewählt (siehe Tab. 5). Die Matrix 
bildet die jeweilige Anzahl pro Unfallart für jede einzelne Ursachenkategorie ab und 












 Kapitel 5: Analyse von BEU-Berichten und Ursachenkategorien 
92 
(Unfallarten) und Abb. 33 (Ursachenkategorien). Die jeweiligen Unfallzahlen werden im 
folgenden Abschnitt 5.5 je Ursachenkategorie analysiert. 
Grundsätzlich ist die Kategorisierung von Unfallursachen unabhängig von der Unfall-
art. Es kommt somit in der Theorie jede Ursache für jede Unfallart in Betracht. Eine 
Ausnahme bilden jeweils eine Ursachenkategorie und eine Unfallart. 
Das Fehlverhalten eines BÜ-Benutzers kann sich ausschließlich in Form eines BÜ-
Unfalls offenbaren. Alle anderen Unfallarten kommen somit nicht infrage. Auf der 
anderen Seite kann ein Fahrzeugbrand nicht im Einflussbereich des Infrastruktur-
betreibers (betriebliche Fehlhandlung EIU sowie Infrastrukturzustand) liegen oder 
infolge einer Unregelmäßigkeit bei Gleisbaustellen entstehen. Die genannten Zellen 
sind entsprechend markiert. 
Tab. 5: Darstellung aller Ereigniszahlen in Form einer Matrix 













9 11 2  (-)  3 25 
Betriebl. Fehl-
handlung EVU 
10 3    1  14 
Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
(-) (-) (-) 8 (-) (-) (-) 8 
Zustand der 
Infrastruktur 
 9   (-)   9 
Zustand des 
Fahrzeugs 
1 17   5 1  24 
Organisatori-
sche Gründe 
1       1 
Externer 
Umwelteinfluss 
7   3    10 
Unregelm. bei 
Gleisbaustellen 
7   2 (-)   9 
Sonstige 
Ursache  
1 5 1   1  8 
Ʃ 36 45 3 13 5 3 3 108 
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5.5 Analyse von Ursachenkategorien 
5.5.1 Betriebliche Fehlhandlung EIU/EVU 
Mit insgesamt 39 Unfällen ist diese Ursache am stärksten vertreten. Auch wenn in den 
letzten Jahrzehnten vermehrt Technik die Verantwortung im Eisenbahnbetrieb über-
nommen hat, sind menschliche Fehler nach wie vor ein Schwerpunkt im Unfall-
geschehen der Eisenbahn. Etwas mehr als die Hälfte dieser Fehlhandlungen (25 von 
39) liegt im Verantwortungsbereich des EIU. Neben den häufig auftretenden Kolli-
sionen und Entgleisungen führte diese Ursache in zwei Fällen (Nr. 34 und 102) zum 
Personenunfall. Dabei wurde jeweils ein Mitarbeiter des EIU erfasst, der sich berech-
tigterweise im Rahmen von Inspektionsarbeiten im gesperrten Gleis aufgehalten hat-
te. In diesen Fällen liegt eindeutig eine betriebliche Fehlhandlung ohne jeglichen 
Bezug zur Schnittstelle mit der Organisation vor. 
Eine fehlerhafte Fahrwegprüfung, insbesondere bei der Gleisfreimeldung durch Hin-
sehen, kann zu Kollisionen führen. Eine vorzeitige Fahrstraßenauflösung, unzulässige 
Weichenbedienung oder die mangelnde Sicherung beweglicher Fahrwegelemente 
sind mögliche Gründe für Entgleisungen. Die drei von der BEU untersuchten Störun-
gen lassen sich ebenfalls dieser Ursachenkategorie zuordnen und hätten zu Zug-
kollisionen geführt. Im Allgemeinen ist festzustellen, dass die jeweiligen Ereignisse 
durch eine mangelhafte Prüfung der Voraussetzungen zur Zulassung einer Zugfahrt 
verursacht wurden. 
Alle Unfälle und Störungen, deren Ursachen in fehlerhaften Handlungen in der Rück-
fallebene liegen (siehe Abb. 32 auf S. 89), betreffen Mitarbeiter auf Stellwerken. Dies 
überrascht jedoch nicht, da die Rückfallebene in erster Linie durch Fdl angewendet 
und verantwortet wird. Bei den zwei Zugkollisionen, zehn Zugentgleisungen und zwei 
Störungen in der Rückfallebene kam es in insgesamt neun Fällen zu Fehlern im 
Zusammenhang mit der Nutzung des Ersatzsignals. 
Im Bereich des Betriebspersonals von EVU liegen die Fehlhandlungen bei Mängeln in 
der Zugvorbereitung, unzulässigen Vorbeifahrten an Haltbegriffen und weiteren, 
oftmals einzeln auftretenden Fehlern. Der überwiegende Teil führte zu Kollisionen 
(zehn von 14). Die einzelnen Ereignisursachen sind den jeweiligen Unfallberichten zu 
entnehmen. 
Menschliche Fehler werden auch zukünftig weiter auftreten, da das System Eisenbahn 
absehbar nicht auf die Sicherheitsverantwortung des Menschen verzichten kann. Auf-
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grund der dabei bestehenden höheren Fehlerrate erfolgen zunehmend vertiefende 
Betrachtungen zum menschlichen Handeln im Eisenbahnbetrieb. So wurde beispiels-
weise bei der Untersuchung zur Zugkollision von Bad Aibling (Nr. 114) ein 85-seitiges 
Gutachten zu den Human Factors im Eisenbahnwesen in Auftrag gegeben. Auch die BEU 
hat die besondere Relevanz menschlichen (Fehl-)Handelns erkannt und wird diese 
Aspekte zukünftig stärker berücksichtigen. ([WERN18], S. 94) 
Neben der besonderen Rolle der Rückfallebene besteht eine weitere Möglichkeit zur 
Verringerung dieser Auswirkungen in der Verlagerung sicherheitsrelevanter Regel-
handlungen des Menschen hin zur Technik. Dies wird aktuell aufgrund von mehreren 
schweren Unfällen und infolgedessen ausgesprochenen Sicherheitsempfehlungen 
umgesetzt und in Abschnitt 6.2.1 beschrieben. Das langfristige Ziel besteht darin, ins-
gesamt weniger sicherheitsrelevante Hilfs- wie auch Routinehandlungen des 
Menschen zu benötigen. Eine Automatisierung des Eisenbahnbetriebs würde diesem 
Bestreben nachkommen, da diese im Gegensatz zum Menschen eine deutlich gerin-
gere Fehlerrate besitzen. Derzeit ist eine flächendeckende Automatisierung in den 
nächsten Jahrzehnten jedoch nicht absehbar und bedarf weiteren Forschungs-
aufwands. Weitergehende Informationen zur Sicherheitsrelevanz des Menschen im 
Eisenbahnbetrieb enthält [MASC13], S. 21–23 und [LMSA12]. 
Jede betriebliche Fehlhandlung steht in einem engen Zusammenhang zu den organi-
satorischen Regelungen, welche im jeweiligen SMS des Eisenbahnunternehmens fest-
gelegt sind. Es ist daher stets zu überprüfen, ob die Organisation alle Voraussetzun-
gen für den sicheren Eisenbahnverkehr geschaffen hat. Dies sind bspw. die Durch-
führung eines regelmäßigen Fortbildungsunterrichts, eine kontinuierliche Über-
wachung des Betriebspersonals sowie die Nachbereitung gefährlicher Ereignisse inkl. 
umzusetzender Maßnahmen. 
5.5.2 Fehlverhalten des BÜ-Benutzers 
Ein Fehlverhalten des Straßenverkehrsteilnehmers konnte bei acht untersuchten BÜ-
Unfällen als ursächlich festgestellt werden. Es ist jedoch zu beachten, dass nur sehr 
wenige BÜ-Unfälle überhaupt zur Untersuchung ausgewählt werden. Im Vorfeld der 
Untersuchung dieser acht Ereignisse lagen demnach grundsätzliche Hinweise bzgl. 
möglicher Auswirkungen auf die Regelungen der Eisenbahnsicherheit vor. Insbeson-
dere bei dieser Ursachenkategorie ist eine quantitative Vergleichbarkeit der Ereignis-
zahlen nicht sinnvoll. Dies ist darin begründet, dass fast alle BÜ-Unfälle durch den 
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Benutzer verursacht werden und somit keine weitere Betrachtung durch die BEU 
erfolgt. Konkrete Ereigniszahlen gehen aus [WERN18], S. 54, hervor. 
Die Sicherheit an BÜ steht bei Betrachtungen zur Eisenbahnsicherheit nach wie vor im 
Fokus. Zahlreiche Untersuchungen führten in der Vergangenheit zur Umsetzung 
unterschiedlichster Maßnahmen. Das effektivste Vorgehen zur Vermeidung dieser 
Ursache ist die schrittweise Reduzierung der BÜ-Anzahl. Eine neue Errichtung wird 
daher gemäß § 12 EBO in der Regel nicht genehmigt. Zudem sind sie gemäß § 11 
Abs. 2 EBO bei Streckengeschwindigkeiten von über 160 km/h unzulässig. ([EBO]) 
Vertiefende Untersuchungen zur BÜ-Sicherheit sowie eine Entwicklung verschiedener 
Unfalltypen an BÜ enthält u. a. [SCHÖ16]. Für eine Übersicht von Sicherungsarten sei 
auf [FIS17d] verwiesen. 
Eine Besonderheit der Untersuchung eines BÜ-Unfalls stellt der Bericht zu Ereignis 88 
dar. Es handelt sich um einen Zusammenprall, welcher durch die benutzerseitige 
Missachtung der BÜSA verursacht wurde. Jedoch äußerte die Strafverfolgungsbehör-
de im Rahmen ihrer Ermittlungen Zweifel, ob der Tf die vorgeschriebene Einschaltung 
der technischen Sicherung rechtzeitig vor Befahren des BÜ vornahm. Seitens der 
Staatsanwaltschaft wurde gar in Erwägung gezogen, dass der Tf die Anlage erst nach 
Unfalleintritt eingeschaltet habe. Der Untersuchungsbericht diente letztendlich dem 
Zweck, beide Vorwürfe fachlich zu entkräften (Nr. 88, S. 13-14). 
5.5.3 Zustand der Infrastruktur 
Bei neun Unfällen wurde der Infrastrukturzustand als primär ursächlich identifiziert. 
Dabei handelt es sich ausschließlich um Zugentgleisungen. In allen Fällen lagen 
Mängel am Oberbau vor, insbesondere an der Gleislage. Im Einzelnen wurden dabei 
Fehler in der Längs- und Querhöhe, Spurerweiterungen, ein Schienenbruch und eine 
Unregelmäßigkeit an einer Weichenzunge festgestellt. Diese führten in der Folge teil-
weise zum Aufzeigen von Mängeln bei Inspektionen des Oberbaus sowie bei der 
korrekten Ausführung von Gleisbauarbeiten. 
Trotz regelmäßiger und umfangreicher Kontrollen der Infrastruktur, u. a. durch spezi-
elle Messfahrten, werden offenbar nach wie vor nicht alle Gleislage- und Gleisgeo-
metriefehler erkannt und rechtzeitig behoben. Bei fünf der neun Entgleisungen 
konnten als Sekundärursache konkrete organisatorische Versäumnisse des EIU nach-
gewiesen werden (Nr. 41, 43, 52, 83 und 89). Schwerpunktmäßig muss demnach 
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zukünftig auf die tatsächliche Umsetzung der geforderten Inspektionen sowie eine 
umgehende Behebung sicherheitsrelevanter Oberbaumängel geachtet werden. 
5.5.4 Zustand des Fahrzeugs 
Die zweithäufigste Unfallursache ist im mangelhaften Fahrzeugzustand begründet 
(24 Ereignisse). Neben der Infrastruktur ist dies die zweite Ursache, die allein tech-
nisch begründet ist. Jedoch treten Schäden am Fahrzeug im Gegensatz zur Infrastruk-
tur (neun Ereignisse) fast dreimal so häufig auf. Der Fahrzeugzustand konnte mit zwei 
Ausnahmen (Nr. 37 und 113) nur bei Zugentgleisungen (17 Ereignisse) und Fahrzeug-
bränden (fünf Ereignisse) als ursächlich für den Unfall festgestellt werden. Dabei ist zu 
beachten, dass Zugentgleisungen grundsätzlich durch die BEU untersucht werden 
und Brände dagegen keiner Untersuchungspflicht unterliegen. 
Die jeweiligen Gründe für Entgleisungen aufgrund des Fahrzeugzustands sind immer 
im Bereich des Laufwerks vorzufinden. Im Einzelnen setzen sich diese aus unter-
schiedlichen Mängeln zusammen. Unter anderem lagen Brüche von Radsätzen oder 
Radscheiben, lose Radreifen, Lagerschäden oder Schmiermittelverlust vor – oft in 
Verbindung mit Heißläufern. 
Bei den fünf Bränden waren elektrische Fehler im Bereich der Fahrmotorsteuerung, 
eine undichte Kraftstoffleitung sowie starke Wärmeentwicklung aufgrund einer nicht 
gelösten Bremse ursächlich. 
Technische Anlagen können nicht fehlerfrei konstruiert werden, sodass Fehlfunk-
tionen nie ganz auszuschließen sind. Neben technischen Verbesserungen sollte eine 
möglichst zeitnahe und vor allem rechtzeitige Offenbarung von Fehlern angestrebt 
werden, bevor schädliche Folgen eintreten können. Dafür werden zur Verhinderung 
von Unfällen aus dem Bereich des Laufwerks oder der Bremsanlage durch die 
DB Netz die bereits in Abschnitt 4.3.2 genannten HOA sowie Festbremsortungsanlagen 
(FBOA) eingesetzt. Sofern detektiert, melden diese Anlagen festgestellte Unregel-
mäßigkeiten an einen betrieblichen Mitarbeiter des EIU. Dieser stellt die Zugfahrt an 
einem definierten Standort und lässt die betroffene Achse durch den Tf untersuchen. 
Unabhängig davon haben einige moderne Triebzüge eine Temperaturüberwachung 
der Radsätze. Beide Einrichtungen haben das Ziel, möglicherweise eintretende Zug-
entgleisungen infolge von Heißläufern rechtzeitig zu verhindern. 
Regelungen zum Umgang mit HOA/FBOA-Meldungen enthält die DB-Ril 484.0030. Die 
einzurichtenden Standorte dieser Anlagen werden zudem in mehreren Berichten 
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thematisiert (Nr. 28, 30 und 35). Für weitere diesbezügliche Betrachtungen empfehlen 
sich als Literatur die umfassenden Untersuchungen zum Sicherheitsniveau von 
HOA/FBOA im Rahmen einer Dissertation ([FISC14]). 
Bei Betrachtung aller Zugentgleisungen dieser Ursachenkategorie fällt auf, dass nur 
einer von 17 betroffenen Zügen ein Personenzug war. Der Güterverkehr (GV) ist somit 
deutlich häufiger von folgenschweren Schäden am Laufwerk betroffen. Als Grund 
werden durch den Autor jedoch keine Unterschiede in der Instandhaltung vermutet. 
Vielmehr liegt nahe, dass sich ein solcher Schaden im Personenverkehr (PV) deutlich 
schneller offenbart, weil Reisende sowie das Zugpersonal auf Unregelmäßigkeiten 
reagieren und den Zug durch Betätigen der Notbremse zum Halten bringen können. 
Dies ist beim GV nicht möglich. 
Bei fünf der 17 Entgleisungen aufgrund des Fahrzeugzustands liegt als Sekundär-
ursache eine betriebliche Fehlhandlung vor. In diesen Fällen ist das Betriebspersonal 
mit den Warnungen der HOA/FBOA fehlerhaft umgegangen. Das in Abschnitt 4.3.2 
beschriebene Beispiel der fehlerhaften Fahrzeuguntersuchung des Tf lässt sich somit 
zusätzlich hier einordnen. 
Hinsichtlich der Brandschutzanforderungen gelten bei Schienenfahrzeugen besonde-
re Anforderungen, insbesondere im Nachtreiseverkehr. Für weitergehende Betrach-
tungen wird auf [FIS17b] und [HEYN05] verwiesen. 
Die Erfüllung der hohen Anforderungen im Bereich der Schienenfahrzeuginstand-
haltung darf an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben. Fehler bei der Herstellung, 
Wartung und Instandsetzung von Fahrzeugen können unfallverursachende Schäden 
hervorrufen. Ein diesbezüglicher Handlungsbedarf kann anhand des Unfallgesche-
hens jedoch nicht festgestellt werden. 
Zuletzt sei auf zwei konkrete Ereignisse aus dem Jahr 2014 eingegangen, welche 
durch einen mangelhaften Fahrzeugzustand verursacht wurden und die Notwendig-
keit der Ursachenkategorisierung verdeutlichen. Es handelt sich um unterschiedliche 
Unfallarten, denen jedoch die exakt gleiche Ursache zugrunde liegt. Betroffen war 
jeweils ein Fahrzeug der Baureihe 648 (LINT 41 des Herstellers Alstom). Ein Schaden 
am Radsatzlager führte in einem Fall zur Zugkollision mit Anlagen der Sicherungs-
technik (Nr. 113) und im zweiten Fall zum Brand am Achslager (Nr. 221). Ausgelöst 
wurde der Lagerschaden jeweils durch einen gleichartigen Montagefehler. Zusätzlich 
zur Kollision und dem Fahrzeugbrand wäre eine Entgleisung des Zuges möglich gewe-
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sen. Dadurch wird deutlich, dass sich die gleiche Ursache anhand von sehr unter-
schiedlichen Unfallarten offenbaren kann. 
5.5.5 Organisatorische Gründe 
Diese Kategorie wird in Bezug auf die Primär- und Sekundärursache differenziert 
betrachtet. In Abschnitt 5.4 wurde bereits festgestellt, dass lediglich ein Ereignis 
primär durch ein Organisationsversagen verursacht wurde (Nr. 9). Im Gegensatz dazu 
liegen 20 Ereignisse vor, bei denen die Organisation sekundär zum Unfalleintritt bei-
getragen hat. Dies betrifft somit fast jeden fünften untersuchten Unfall. Als Sekundär-
ursache tritt die Kategorie gemeinsam mit allen anderen acht möglichen Primär-
ursachen auf. Daraus folgt, dass eine intakte Organisation das Auftreten von primären 
Unfallursachen verschiedenster Art hätte verhindern können. Dies bestätigt die hohe 
Relevanz organisatorischer Regelungen. 
Viele betriebliche Fehlhandlungen werden durch organisatorische Rahmenbedingun-
gen begünstigt. Das Ziel muss sein, diese Schwachstellen zu erkennen und möglichst 
optimale Bedingungen für das Betriebspersonal zu schaffen. Somit tragen auch die 
Verantwortlichen der Systemgestaltung des Eisenbahnbetriebs eine besondere Ver-
antwortung. Weitere Aspekte im Spannungsfeld zwischen menschlichem Versagen 
und dem der Organisation enthält [TRIN07]. 
Beispiele für das Organisationsversagen bei Zugentgleisungen infolge von Schäden an 
der Infrastruktur werden bereits in Abschnitt 5.5.3 beschrieben. Weiterhin führte die 
Akzeptanz von Hilfsbedienungen über einen längeren Zeitraum (Nr. 20 und 49), 
fehlerhafte Begutachtungen von BÜ (Nr. 21 und 63) sowie zahlreiche weitere 
Unregelmäßigkeiten in der Zuständigkeit von Aufsichtsführenden des EIU zu Unfällen. 
Das Ereignis Nr. 9 deckte zudem umfassende Mängel in der Instandhaltungsplanung 
eines EVU auf. 
Zur Gewährleistung einer intakten Sicherheitsorganisation muss ein SMS eingerichtet 
und/oder ein EBL bestellt sein. Einzelheiten enthält [WERN18], S. 27–32. Jedoch ver-
bleibt selbst im Falle einer gewissenhaften Umsetzung dieser Sicherheitsphilosophien 
auch hier ein Restrisiko für künftige Unregelmäßigkeiten. 
5.5.6 Externer Umwelteinfluss 
Bei insgesamt zehn Unfällen wurde ein externer Einfluss auf das Bahnsystem als 
Ursache festgestellt. Diese Art von Einfluss ist in der Sicherungstechnik nur punktuell 
berücksichtigt. Als Beispiel sei die Gefahrraumfreimeldung bei BÜ mit Vollabschluss 
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genannt. Äußere Einwirkungen auf das Bahnsystem offenbaren sich nicht immer 
rechtzeitig. 
In sieben Fällen (Nr. 11, 14, 19, 31, 39, 42 und 91) lag ein Aufprall auf einen Gegen-
stand auf freier Strecke vor. Im Einzelnen traten dabei Zugkollisionen mit von der 
Straße abgekommenen Fahrzeugen, Nutztieren, Erdmassen und Vegetation auf. 
Zusätzlich sind drei BÜ-Unfälle (Nr. 32, 51 und 100) hier einzuordnen. Dabei war ein 
Zusammenhang zur Nutzung des BÜ gegeben, jedoch kein Fehlverhalten des Benut-
zers ursächlich. Unterschiedliche Schwierigkeiten bei der Räumung führten dazu, dass 
der Gefahrraum beim Befahren durch das Schienenfahrzeug noch belegt war. 
Systemfremde Einflüsse auf das Eisenbahnsystem werden auch zukünftig auftreten 
und zu Unfällen führen. Bei dieser Kategorie stellt sich zumeist die Frage, wie verhält-
nismäßig sich der Aufwand zur Vermeidung von Unfällen gegenüber dem Nutzen 
geringerer Unfallzahlen darstellt. Technische Möglichkeiten zur Detektion von Objek-
ten im Lichtraum sind zwar heutzutage verfügbar, der flächendeckende Einsatz jedoch 
aufgrund der zu erwartenden Kosten sowie starken Einschränkungen im Betrieb nicht 
vertretbar. Die Einführung von zusätzlichen Gefahrraumfreimeldeanlagen für BÜ ohne 
Vollabschluss fällt ebenso darunter. 
Realistischen Handlungsbedarf sieht der Autor im Bereich der Vegetationskontrolle 
entlang der Eisenbahnstrecken. Diese befindet sich jedoch in der Verantwortung der 
Organisation. 
5.5.7 Unregelmäßigkeiten bei Gleisbaustellen 
Neun Unfälle sind dieser Kategorie zuzuordnen. Diese teilen sich in einen Aufprall auf 
ein Baugerüst (Nr. 26), sechs Zusammenstöße mit schienengebundenen Baufahrzeu-
gen (Nr. 33, 54, 78, 90, 106 und 107) und zwei Zusammenpralle (Nr. 70 und 108) auf. 
Alle Ereignisse sind gemäß Definition den besonderen Umständen des Bauzustands 
an der Schnittstelle zwischen Mensch und Organisation geschuldet. Dabei handelte es 
sich um mangelhafte Vorplanungen, Missverständnisse in der Kommunikation 
zwischen EIU und dem Baupersonal sowie ungünstige Randbedingungen der Gleis-
baustelle. Neben bahnbetrieblichem Personal waren auch externe Mitarbeiter von 
Bauunternehmen betroffen. 
Gleisbauarbeiten können grundsätzlich bei Komplett- oder Teilsperrungen stattfinden. 
Zur Aufrechterhaltung des Bahnbetriebs wird i. d. R. eine Teilsperrung bevorzugt. 
Diese ist durch betriebliche Festlegungen zu regeln, um den wechselseitigen Schutz 
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der Baustelle und des Eisenbahnbetriebs zu gewährleisten. Zur Vermeidung derarti-
ger Ereignisse ist sowohl ein stärkeres Sicherheitsbewusstsein der am Bau beteiligten 
Mitarbeiter als auch eine präzise Planung der Bauarbeiten notwendig. Die baubetrieb-
lichen Regelungen werden in der Betriebs- und Bauanweisung (Betra) zusammen-
gestellt. Dort sind u. a. die Maßnahmen zur gegenseitigen Sicherung von Bauarbeiten 
und Zugverkehr festgelegt. Die Anforderungen an diese Planungsschritte enthält die 
DB-Ril 406 (Baubetriebsplanung, Betra und La). 
Eine Besonderheit dieser Kategorie sind BÜ-Unfälle, welche durch Fehler in der Siche-
rung durch BÜP verursacht wurden (Nr. 70 und 108). Der Einsatz von BÜP und HP ist 
ein besonderer Umstand und gilt aufgrund der hohen menschlichen Verantwortung 
als anfälliger für Fehlhandlungen. Er steht in engem Zusammenhang zu organisato-
rischen Regelungen. Als BÜP und HP kommen meist externe Mitarbeiter mit geringer 
bahnbetrieblicher Erfahrung und Ausbildung zum Einsatz (Nr. 70, S. 21-22). Die durch 
die Organisation verantworteten allgemeinen Arbeitsbedingungen von BÜP werden 
durch die BEU bei der Untersuchung zum Ereignis Nr. 108 stark kritisiert. Eine zeit-
liche Begrenzung dieser Sicherungsart von BÜ wird in Bericht Nr. 40 thematisiert. Für 
weitergehende Betrachtungen zum Einsatz von Posten bei der BÜ-Sicherung wird auf 
den Beitrag [SCGE17] verwiesen. 
Umfangreiche Informationen zu organisatorischen und technischen Systemlösungen 
bei der Gleisbaustellensicherung enthält [KOSU18]. 
5.5.8 Sonstige Ursachen 
Bei acht der 108 Ereignisse konnte keine eindeutige Zuordnung zu einer der o. g. 
Kategorien vorgenommen werden. Betroffen sind hauptsächlich Zugentgleisungen 
(fünf von acht). Weitere Ereignisse dieser Art sind auf vielfältige Ursachen in unter-
schiedlichen Bereichen zurückzuführen. Als Beispiel seien eine unzureichende 
Ladungssicherung in Kombination mit fehlerhaften Schweißnähten an einem Güter-
wagen (Nr. 13), das Fehlverhalten eines Reisenden (Nr. 80) sowie eine unzulässige 
Abschaltung der Frischluftzufuhr im Personenwagen (Nr. 18) genannt. In nur einem 
Fall (Nr. 59) konnte der Grund für die Unfallursache nicht abschließend ermittelt 
werden. 
Infolge von drei Unfällen brachte die Untersuchung Erkenntnisse der Eisenbahn-
sicherheit hervor, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt waren. Dies betrifft 
eine Zugkollision (Nr. 24) und zwei Zugentgleisungen, welche in einem gemeinsamen 
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Bericht (Nr. 53) untersucht wurden. Die Zugkollision ereignete sich aufgrund der 
mangelnden Erkennung eines Tfz durch einen Gleisstromkreis einer Gleisfreimelde-
einrichtung. Das Fahrzeug stand durch die Nutzung von Sand bei der Bremsung bis 
zum Stillstand in Kombination mit Feuchtigkeit und Schmierfett isoliert. Bei den 
Entgleisungen in Stuttgart (siehe 3.4.1) versagten die Puffer eines länger als üblichen 
Reisezugwagens (IC-Wagen der Gattung WRmz) bei geschobenen Zügen im Bereich 
der ausgereizten Trassierung der Infrastruktur. Infolgedessen stellte das betroffene 
EVU (DB Fernverkehr) diese Wagengattung mit unüblicher Wagengeometrie dauerhaft 
ab. Zudem wurde die Nutzung des betroffenen Fahrwegs für geschobene Zugfahrten 
untersagt. 
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6 Erkenntnisse und Folgen der Untersuchungen 
6.1 Sicherheitsempfehlungen der BEU 
6.1.1 Zuständigkeiten in der Umsetzung 
Die Unfalluntersuchungsstelle hat gemäß § 6 EUV im Rahmen ihrer Untersuchungen 
die Möglichkeit, Sicherheitsempfehlungen auszusprechen. Damit wird ein notwen-
diger Handlungsbedarf zur Verbesserung der Eisenbahnsicherheit und Verhütung 
künftiger Unfälle festgestellt. Sie enthalten eine Empfehlung zur Umsetzung von 
Maßnahmen. Sofern sie abgegeben werden, bilden Sicherheitsempfehlungen den 
Abschluss eines Untersuchungsberichts. Andernfalls erfolgt lediglich eine Nennung 
getroffener Maßnahmen infolge des jeweiligen Ereignisses. ([WERN18], S. 71–73) 
Ausgesprochene Sicherheitsempfehlungen sind nicht als Annahme oder Behauptung 
zur Schuld oder Haftung zu sehen. Stattdessen zielen sie darauf ab, der Sicherheits-
behörde und ggf. anderen Stellen sicherheitsrelevante Handlungsfelder zu über-
mitteln. Sie richten sich somit direkt an das EBA als in Deutschland zuständige Sicher-
heitsbehörde. Das EBA übernimmt gemäß § 6 EUV die Umsetzung der Empfehlungen 
und berichtet über den jeweiligen Stand an die BEU. Die Untersuchungsstelle listet 
gemäß § 7 EUV die ausgesprochenen Sicherheitsempfehlungen in den folgenden 
Jahresberichten auf und informiert über durchgeführte Maßnahmen entsprechend 
der EBA-Mitteilung. Dabei wird über den aktuellen Stand der Umsetzung aller Sicher-
heitsempfehlungen berichtet, sodass auch abgeschlossene Verfahren nachvollzogen 
werden können. Zusätzlich werden die Empfehlungen bei Bedarf an andere Stellen, 
Behörden oder EU-Mitgliedsländer übermittelt. ([DOLL12]; [WEST19]) 
 
Abb. 35: Regelkreis zur kontinuierlichen Verbesserung der Betriebssicherheit 
Der Regelkreis zur kontinuierlichen Verbesserung der Betriebssicherheit (siehe Abb. 
35) beschreibt das Zusammenwirken zwischen Eisenbahnunternehmen und der 
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Aufsichtsbehörde. Dabei gilt der Grundsatz, dass Eisenbahnen eigenständig für die 
Betriebssicherheit im Unternehmen verantwortlich sind. Das EBA misst diesen Stand 
anhand von Überwachungen und nutzt im Bedarfsfall die Möglichkeit der Steuerung. 
Hinweise zur Verhütung künftiger Unfälle in Form von Sicherheitsempfehlungen 
werden durch die BEU über die Aufsichtsbehörde eingebracht. Die BEU ist somit kein 
unmittelbarer Teil des Regelkreises, sondern wirkt über das EBA auf die Eisenbahn-
unternehmen ein. ([WEST19]) 
Die schlussendliche Umsetzung von Maßnahmen erfolgt in den meisten Fällen inner-
halb der EIU und EVU. Das EBA überwacht im Rahmen seiner Funktion als Aufsichts-
behörde den Stand der Umsetzung innerhalb der Unternehmen. Eine zeitliche Vor-
gabe zur Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen existiert nicht. 
6.1.2 Eigenschaften ausgewählter Sicherheitsempfehlungen 
Infolge von 30 Untersuchungen wurden insgesamt 70 Sicherheitsempfehlungen aus-
gesprochen. Dies betrifft bei 108 Ereignissen etwa 28 Prozent der untersuchten 
Ereignisse. Sofern derartige Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Eisenbahn-
sicherheit erfolgen, enthält ein Bericht durchschnittlich mehr als zwei Sicherheits-
empfehlungen. Die Untersuchungen zu Ereignis Nr. 40 bilden mit sieben Vorschlägen 
zur Verbesserung der Sicherheit das Maximum. Eine quantitative Aufteilung, mit wel-
cher Häufigkeit wie viele Sicherheitsempfehlungen erarbeitet wurden, enthält Abb. 36. 
 
Abb. 36: Häufigkeit abgegebener Sicherheitsempfehlungen pro Bericht 
Eine tabellarische Auflistung aller seit 2008 ausgesprochenen Sicherheitsempfehlun-
gen der Unfalluntersuchungsstelle erfolgt in Anhang D. Eine Analyse aller Vorschläge 
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Grundsätzlich ist erkennbar, dass die Vorgaben unterschiedlich umfangreich sind und 
somit der Sicherheitsbehörde einen individuellen Spielraum in der Umsetzung von 
Maßnahmen bieten. Während einige Sicherheitsempfehlungen lediglich auf sicher-
heitskritische Aspekte hinweisen, enthalten andere Vorschläge teilweise sehr konkre-
te, umzusetzende Maßnahmen. Anhand eines Beispiels wird in Abschnitt 6.2.1 exem-
plarisch herausgearbeitet, welche Maßnahmen infolge von Unfällen ergriffen werden 
können. 
Die Empfehlungen der BEU können sich neben der zukünftigen Vermeidung von 
Unfallursachen auch auf andere Aspekte beziehen, die sich im Rahmen der Unter-
suchungen ergeben. So offenbarten sich bei der Selbstrettung infolge einer Zugkolli-
sion (Nr. 19) Probleme bei der Nutzung von Notausstiegsfenstern. Eine Überprüfung 
der Funktionsfähigkeit dieser Fenster wurde durch die BEU in Form einer Sicherheits-
empfehlung an das EBA herangetragen. 
Bei der Auswertung des aktuellen BEU-Jahresberichts für das Jahr 2017 ([BEU17]) ist 
erkennbar, dass viele Maßnahmen erfolgreich umgesetzt wurden. Teilweise konnte 
jedoch kein Handlungsbedarf festgestellt werden, sodass die Umsetzung der einzel-
nen Sicherheitsempfehlung abgelehnt wurde oder eine Prüfung von anderen 
Maßnahmen zur Kompensation der festgestellten Schwachstelle erfolgte (Nr. 14, 18 
und 66). In einigen Fällen wird die Umsetzung über viele Jahre hinweg durch das EBA 
begleitet und ist noch nicht abgeschlossen (u. a. Nr. 51). Ein starker zeitlicher Verzug 
bei der Umsetzung von Sicherheitsempfehlungen liegt dabei nicht vor. 
Weiterhin fällt auf, dass sich eine Sicherheitsempfehlung auf einen noch nicht 
abschließend untersuchten Unfall bezieht. Es handelt sich um das zweitälteste noch 
durch die BEU zu untersuchende Ereignis, die Entgleisung eines ICE bei der Ausfahrt 
aus Köln Hauptbahnhof im Juli 2008. Noch im Ereignisjahr wurde eine Sicherheits-
empfehlung an das EBA gerichtet. Die Veröffentlichung des Untersuchungsberichts 
steht jedoch nach wie vor aus (siehe auch 5.2.5). Der Inhalt der Sicherheitsempfeh-
lung wurde im Jahresbericht der damaligen EUB für das Jahr 2008 publiziert und ist 
ebenfalls in der Tabelle aller Sicherheitsempfehlungen (siehe Anhang D) abgedruckt. 
([EUB08]) 
6.1.3 Vergleich mit Unfallarten, Ursachenkategorien und Unfallfolgen 
Bei genauer Betrachtung der Analysetabelle in Anhang B kann festgestellt werden, 
dass Sicherheitsempfehlungen in Bezug auf die Unfallart gleichmäßig ausgesprochen 
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werden. Sie verteilen sich demnach in etwa entsprechend ihrer Anteile in Abb. 31 auf 
S. 85 auf alle Unfallarten. Lediglich zu Personenunfällen liegen keine derartigen 
Empfehlungen vor. Ähnlich sieht es mit den ermittelten Ursachenkategorien aus. Zu 
jeder der neun Kategorien liegt mindestens eine Sicherheitsempfehlung vor. Poten-
ziale zur Verbesserung der Betriebssicherheit können also bei allen Unfallarten und 
Ursachenkategorien identifiziert werden. 
Im Gegensatz dazu fällt auf, dass insbesondere bei folgenschweren Unfällen mit 
hohem Sach- bzw. Personenschaden Sicherheitsempfehlungen ausgesprochen 
werden. Einen Vergleich anhand von Kennzahlen der Unfallfolgen enthält Tab. 6. Es ist 
erkennbar, dass Ereignisse mit Sicherheitsempfehlung durchschnittlich mehr als 
doppelt so hohe Personenschäden aufweisen. Auch der Sachschaden liegt bei diesen 
Ereignissen im Durchschnitt merklich höher als bei Untersuchungen ohne abschlie-
ßende Sicherheitsempfehlung.  
Tab. 6: Vergleich von Ereignissen mit und ohne Sicherheitsempfehlung 
 Alle Ereignisse (n=108) Ereignisse mit Sicherheits-
empfehlung (n=30) 
Anzahl Tote Ø 0,37 Ø 0,87 
Anzahl Schwerverletzte Ø 1,05 Ø 3,03 
Anzahl Leichtverletzte Ø 4,49 Ø 9,66 
Sachschaden Ø 1,945 Mio. EUR Ø 3,196 Mio. EUR 
 
6.2 Rückschlüsse auf die Betriebssicherheit 
6.2.1 Menschliche vs. technische Fahrwegprüfung 
Die beschriebenen Sicherheitsempfehlungen stellen Bereiche dar, in denen Hand-
lungsbedarf zur Verbesserung der Betriebssicherheit gesehen wird. Neben vielen 
kleineren empfohlenen Maßnahmen hat sich in den letzten Jahren aufgrund von 
mehreren, teilweise folgenschweren Unfällen ein einzelner sehr umfangreicher 
Schwerpunkt ergeben. Dieser wird im Folgenden beschrieben, wobei auch auf die 
konkrete Umsetzung der Sicherheitsempfehlung eingegangen wird. 
Eine häufige Ursache von Zugkollisionen ist in Fehlern bei der Gleisfreimeldung durch 
Hinsehen seitens des Stellwerkspersonals begründet (Nr. 27, 38, 98, 103, 105 und 
111). Diese Form der Beteiligung in der Fahrwegprüfung existiert bei modernen Stell-
werkstechniken nicht mehr und wird durch selbsttätige Gleisfreimeldeanlagen über-
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nommen. Jedoch werden nach wie vor zahlreiche Stellwerke betrieben, bei denen der 
Fahrweg im Regelbetrieb mangels technischer Einrichtung durch Hinsehen freigeprüft 
werden muss. Der Mensch übernimmt somit die alleinige Verantwortung, ohne das 
Vorhandensein des Vier-Augen-Prinzips oder einer technischen Überwachung. 
Infolge der Zugkollision von Bleicherode Ost (Nr. 38) erging im April 2013 die erste 
Sicherheitsempfehlung zu dieser Ursache: 
„Überprüfung, ob in den durchgehenden Hauptgleisen von Bahnhöfen selbsttätige Gleis-
freimeldeanlagen vorgesehen werden sollten.“ 
Diese Sicherheitsempfehlung wurde infolge eines ebenfalls folgenschweren Ereignis-
ses am 30. Juni 2017 in Leese-Stolzenau (Nr. 105) konkretisiert. Laut Abschlussbericht 
lagen der BEU keine Hinweise darauf vor, in welchem Zeitrahmen für Bahnhöfe ohne 
moderne Stellwerkstechnik die Nachrüstung mit selbsttätigen Gleisfreimeldeanlagen 
geplant ist (S. 30-31). 
„Bahnhöfe, die bisher über keine selbsttätige Gleisfreimeldeanlagen verfügen, sollten dahin-
gehend einer Risikobetrachtung unterzogen werden. Im Ergebnis dessen sollten die Haupt-
gleise dieser Bahnhöfe entsprechend der Risikoklassifizierung sukzessive mit einer selbst-
tätigen Gleisfreimeldeanlage nachgerüstet werden.“ 
Im Mai 2018 führte ein gleichartiger Fehler bei der visuellen Gleisfreimeldung durch 
das Stellwerkspersonal erneut zu einem Zusammenstoß zweier Züge, in diesem Fall 
mit zweifacher Todesfolge in Aichach (Nr. 267). Als Reaktion auf diesen und weitere 
Vorfälle hat das betroffene EIU mit der testweisen Einführung eines Systems zur tech-
nischen Überwachung des Fahrweges begonnen. Das System Technische Überwachung 
Fahrweg (TüFa) soll zukünftig eine technische Rückfallebene darstellen und fehlerhafte 
Zulassungen von Zugfahrten in besetzte Fahrwege verhindern. Die DB Netz plant, bis 
2023 insgesamt 600 Stellwerke älterer Bauart damit auszurüsten. ([SYST19]) 
Entsprechend Abb. 16 auf S. 61 wird die Aufgabe der Fahrwegprüfung zukünftig 
zusätzlich vom Sicherheitsfaktor Technik an der Schnittstelle zum Menschen über-
nommen. Die gehäuft auftretenden betrieblichen Fehlhandlungen (siehe 5.5.1) sollen 
verringert und dadurch folgenschwere Unfälle vermieden werden. 
6.2.2 Stetige Weiterentwicklung der Eisenbahnsicherheit 
Das genannte Beispiel ist eine Möglichkeit, wie die Betriebssicherheit kontinuierlich 
verbessert werden kann. Die BEU befasst sich jedoch lediglich mit (potenziellen oder 
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tatsächlichen) schweren Unfällen. Viele Maßnahmen werden auch ohne die Notwen-
digkeit einer Sicherheitsempfehlung direkt in den Eisenbahnunternehmen umgesetzt, 
sodass diese selbst zur ständigen Verbesserung der Sicherheit beitragen. Teilweise 
konnte daher seitens der BEU zum Zeitpunkt der Berichterstellung auf die Abgabe 
einer Sicherheitsempfehlung verzichtet werden (Nr. 94). ([WEST19]) 
Das heutige Sicherheitsniveau ist eine Folge zahlreicher Erkenntnisse der Unfallunter-
suchung. Dazu zählen u. a. alle fahrzeugseitigen Sicherheitseinrichtungen wie die 
heutigen Zugbeeinflussungssysteme, die Sicherheitsfahrschaltung, der Zugfunk über 
GSM-R und das indirekt wirkende Bremssystem. Eine Übersicht vorgeschriebener 
fahrzeugtechnischer Ausrüstungen enthält § 28 Abs. 1 EBO. 
Zusätzlich wird das betriebliche Regelwerk kontinuierlich weiterentwickelt und ange-
passt. Eine zentrale Funktion erfüllt dabei das SMS im Eisenbahnunternehmen, in dem 
u. a. die kontinuierliche Weiterentwicklung der Betriebssicherheit gefordert wird. 
([WERN18], S. 28–31) 
6.3 Weitere Aspekte zu Untersuchungsberichten 
6.3.1 Aktive und passive Sicherheit 
Das wichtigste Ziel der Eisenbahnunfalluntersuchung ist die zukünftige Vermeidung 
schwerer Unfälle. Grundsätzlich verfolgt die BEU das primäre Ziel, den Hergang eines 
Unfalls zu rekonstruieren und daraus folgend die Wahrscheinlichkeit des erneuten 
Auftretens zu senken (aktive Sicherheit). Die Minderung der Unfallfolgen im Sinne der 
passiven Sicherheit kommt dem System zwar auch zugute, ist in den Berichten jedoch 
nur selten abgebildet. Die zeitlichen Abläufe des Notfallmanagements sowie mögliche 
Verzögerungen dessen werden dagegen in jedem Bericht thematisiert. Dabei wurden 
in nur wenigen Fällen Unregelmäßigkeiten festgestellt. Sofern Schwachstellen im 
Bereich der passiven Sicherheit bekannt werden, werden diese zusätzlich durch die 
BEU aufgegriffen (Nr. 14 und 19). Ein Beispiel ist die in Abschnitt 6.1.2 genannte 
Sicherheitsempfehlung aufgrund von Problemen bei der Selbstrettung. 
Die Schlussfolgerungen der BEU beziehen sich nicht ausschließlich auf die ereignis-
auslösende Ursache. So konnten infolge eines BÜ-Unfalls, welcher durch den Benut-
zer verursacht wurde, Schlussfolgerungen für die Verbesserung der BÜ-Sicherung 
durch Posten getroffen werden (Nr. 40). 
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6.3.2 Grundsätzlich geäußerte Kritik an Eisenbahnunternehmen 
In einzelnen Berichten trifft die BEU ereignisübergreifende Äußerungen zu verschie-
denen Eisenbahnunternehmen und kritisiert dabei unterschiedliche Zustände. Diese 
werden im Folgenden auszugsweise dargestellt. Sie zeigen auf, dass die größte 
Verantwortung in Bezug auf das sichere Betreiben der Eisenbahn bei den jeweiligen 
Unternehmen liegt und sich dortige Schwachstellen unmittelbar negativ auf die 
Sicherheit auswirken können. 
So heißt es im Bericht zu einem Fahrzeugbrand (Nr. 64, S. 23) infolge mangelhafter 
Arbeitsausführung in der Instandhaltung: „Insgesamt entstand von der Werkstatt Dort-
mund der Eindruck einer defizitären Instandhaltung [...]. Dieser wird nicht ausschließlich 
aufgrund des (bereits zweiten) Fahrzeugbrandes, sondern auch aufgrund der geführten 
Gespräche mit den Mitarbeitern vor Ort bezüglich der mangelhaften Fach- und Handlungs-
kompetenz sowie des stellenweise stark verschmutzen Maschinenraumes des Tfz bestärkt.“ 
Im Bericht zum einzigen bereits untersuchten Ereignis aus dem Jahr 2018 (Nr. 111, 
S. 28) werden allgemeine Verstöße gegen grundlegende betriebliche Regeln themati-
siert: „Die Zugkollision in Cuxhaven und andere Ereignisse machen erneut deutlich, dass 
immer wieder der Verstoß gegen einfache und klare Regeln zu schweren Unfällen oder 
gefährlichen Situationen im Bahnbetrieb führt. [...] Es bestätigt und verstetigt sich der aus 
zurückliegenden Untersuchungen gewonnene Eindruck, wonach sich offensichtlich bei 
einigen Mitarbeitern im Bahnbetrieb eine gewisse Oberflächlichkeit und Nachlässigkeit ein-
gestellt hat. So werden elementarste Regeln im Bahnbetrieb, die jeder Mitarbeiter verinner-
licht haben sollte, einfach nicht angewendet.“ 
In dem sehr umfangreichen Bericht zur Zugentgleisung eines ICE in Dortmund 
(Nr. 116, S. 79) übt die BEU scharfe Kritik am Infrastrukturbetreiber und der Erfüllung 
seiner Pflichten bei der Untersuchung von gefährlichen Ereignissen. Es heißt wörtlich: 
„Die DB Netz AG ist als Infrastrukturbetreiber gemäß § 4 AEG verpflichtet, ihre Eisenbahn-
infrastruktur sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten. Hierzu zählt auch, 
die Ursache von gefährlichen Ereignissen wie Zugentgleisungen zu ermitteln. Unabhängig 
davon, ob sich die BEU im Einzelfall einschaltet, müssen die an gefährlichen Ereignissen 
beteiligten Unternehmen diese untersuchen, auswerten und entsprechende Korrektur- und 
Vorbeugemaßnahmen einleiten. Trotz mehrmaliger Nachfrage hat es die DB Netz AG bisher 
versäumt, eigene Erkenntnisse zur Unfallursache plausibel darzustellen.“ 
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Trotz der genannten Kritik ist zu beachten, dass fast alle Beteiligte im Eisenbahn-
betrieb ihre Arbeit äußerst gewissenhaft und zuverlässig verrichten und dadurch 
einen sicheren Eisenbahnbetrieb ermöglichen. Die beschriebenen Beispiele sollen 
lediglich aufzeigen, welche Feststellungen durch die BEU in Einzelfällen anhand der 
Ereignisuntersuchungen getroffen wurden. 
6.3.3 Handlungen des Betriebspersonals 
Abschließend sei auf zwei weitere Erkenntnisse der Untersuchungen eingegangen. 
Diese betreffen den Verantwortungsbereich einzelner bahnbetrieblicher Mitarbeiter 
und schließen somit am zweiten Beispiel aus Abschnitt 6.3.2 an. Im Gegensatz zu o. g. 
Kritik, welche sich an die jeweiligen Unternehmen richtet, steht hier die konkrete 
betriebliche Handlung des jeweiligen Mitarbeiters im Vordergrund. 
In vier Berichten konnte anhand der EFR-Aufzeichnungen eine deutliche Über-
schreitung der jeweiligen Höchstgeschwindigkeit festgestellt werden. Eine Vollständig-
keit der Aufzählung wird nicht gewährleistet. Bei der Bewertung ist zu beachten, dass 
im Gegensatz zum Straßenverkehr keine üblichen Toleranzen für die Überschreitung 
der vorgegebenen Geschwindigkeit bestehen. Somit ist bereits die geringfügige 
Missachtung um wenige km/h als sicherheitsrelevanter Regelverstoß zu werten. Die 
folgende Tab. 7 enthält ausgewählte, aus Untersuchungsberichten extrahierte 
Beispiele. 








22 40 km/h 47 km/h Kein Einfluss auf Eintritt oder Folgen 
des Ereignisses 
25 25 km/h (Rf) 45 km/h Ursache laut Bericht „unzureichende 
Fahrwegbeobachtung und unangepasste 
Geschwindigkeit“, somit direkt ursäch-
lich 
86 60 km/h 118 km/h Verminderte Geschwindigkeit in 
Weichenverbindung missachtet, 
unmittelbar ursächlich für Ereignis-
eintritt 
111 40 km/h 63 km/h Deutliche Überschreitung, jedoch 
durch BEU nicht als ursächlich oder 
begünstigend angesehen 
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Die genannten Beispiele haben sich unterschiedlich stark auf das Ereignis ausgewirkt. 
Im ersten Fall erfolgte lediglich eine geringe Überschreitung der Höchstgeschwindig-
keit, welche das System noch tolerieren konnte. Beim zweiten Ereignis führte die deut-
liche Missachtung der vorgegebenen Rangiergeschwindigkeit von 25 km/h dazu, dass 
der Tf seine Rangierfahrt im Baugleis nicht rechtzeitig vor einer anderen Rangierfahrt 
zum Halten bringen konnte und es in der Folge zur Kollision kam. Das Ereignis Nr. 86 
weist von allen Beispielen mit einer um fast 100 Prozent erhöhten Geschwindigkeit die 
höchste relative sowie absolute Überschreitung der Höchstgeschwindigkeit auf. In 
einer Weichenverbindung kam es aus diesem Grund zu einer Überpufferung. Das 
letzte Beispiel aus der Tabelle enthält eine deutliche Überschreitung der vorgege-
benen Einfahrgeschwindigkeit am Standort des Einfahrsignals. Weil der Tf diese 
jedoch im Anschluss verringerte und zum Zeitpunkt der Kollision keine Überschrei-
tung mehr bestand, konnte ein Einfluss der Geschwindigkeit auf das Ereignis nicht 
nachgewiesen werden. Zudem ist die erfolgte Zugkollision als unabhängig von der 
Geschwindigkeit des einfahrenden Zuges zu sehen. 
Zuletzt werden zwei Unfälle genannt, welche im Zusammenhang mit alkoholisierten 
Mitarbeitern im Bahnbetrieb stehen. In einem Fall hat ein alkoholisierter Fdl seinen 
Fahrwegprüfbezirk fehlerhaft ausgewertet, sodass ein Zug unzulässig in das besetzte 
Gleis einfuhr (Nr. 38, siehe auch 6.2.1). Das zweite Ereignis wurde durch die Hand-
lungsunfähigkeit eines alkoholisierten Tf verursacht (Nr. 79). Dieser verlor die Kontrolle 
über seinen Güterzug und rollte zurück, ohne dies selbst festzustellen. Es kam zur 
Kollision mit einem anderen Güterzug, welche der Tf selbst nach Unfalleintritt nicht 
bemerkte. 
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7 Auswertung und Schlussfolgerungen 
7.1 Zusammenfassung der Erkenntnisse 
Gefährliche Ereignisse im Eisenbahnverkehr werden grundsätzlich nach Störungen 
(keine schädlichen Folgen) sowie Unfällen (eingetretene Personen-, Sach- oder 
Umweltschäden) eingeteilt. Eisenbahnunfälle weisen meist mehrere Unfallursachen 
sowie möglicherweise weitere, sogenannte begünstigende Faktoren auf. Bei der 
Betrachtung von Ereignissen wird sich jedoch auf eine Primär- und ggf. ermittelte 
Sekundärursache beschränkt. 
Die rechtlichen Grundlagen der Unfalluntersuchung sind in erster Linie in der Sicher-
heitsrichtlinie RL (EU) 2016/798 festgehalten und setzen somit EU-weit einheitliche 
Anforderungen. Die Umsetzung in nationales Recht erfolgte in Deutschland insbeson-
dere durch die EUV. In dieser Verordnung ist auch die deutsche Untersuchungs-
behörde BEU genannt, welche festgelegte gefährliche Ereignisse untersucht und mit 
einem Untersuchungsbericht abschließt. Dabei agiert sie vollständig unabhängig von 
anderen Akteuren der Eisenbahnsicherheit. Das ausschließliche Ziel der Unter-
suchungen ist die Ermittlung von Ursachen zur Verbesserung der Betriebssicherheit. 
Neben der genannten Behörde sind auch die Eisenbahnunternehmen selbst dazu 
verpflichtet, Untersuchungen anzustellen und sich daraus ergebende Maßnahmen 
umzusetzen. Dabei werden sie durch das EBA als Aufsichtsbehörde überwacht. 
Die BEU entscheidet ereignisbezogen und unabhängig, ob sie eigene Untersuchungen 
zur Ursachenermittlung aufnimmt. Als Grundlage dieser Einstufung von Ereignissen 
wird Artikel 20 der EU-Richtlinie herangezogen. Sofern Untersuchungen aufgenom-
men werden, ist grundsätzlich zwischen zwei Fällen zu unterscheiden: 
 Art. 20 Abs. 1: schwere Unfälle (Definition siehe Tab. 1 auf S. 19) 
 Art. 20 Abs. 2: Unfälle und Störungen, die unter leicht veränderten Bedingungen zu 
schweren Unfällen hätten führen können 
Bei der Einordnung gemäß Abs. 2 besteht somit ein Ermessensspielraum bei der 
Bewertung, inwiefern sich diese leicht veränderten Bedingungen ausgewirkt haben 
könnten. Es ist zu beachten, dass gemäß dieser Vorgabe auch Störungen zur Unter-
suchung durch die BEU infrage kommen. Als Unterstützung in dieser Entscheidungs-
findung nutzt die BEU ein Prozessdiagramm (siehe Abb. 7 auf S. 39). 
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Beim tatsächlichen Vorgehen der Untersuchung von Ereignissen gemäß Abs. 1 und 2 
liegen keine Unterscheide vor. Dies lässt sich u. a. mit der einheitlichen Berichts-
struktur begründen. Alle fertiggestellten Berichte werden der Öffentlichkeit zur Ver-
fügung gestellt und dienen als Grundlage der folgenden Analyse. Dazu werden ins-
gesamt 107 Untersuchungsberichte zu 108 Ereignissen aus dem Zeitraum 2008 bis 
2018 berücksichtigt. Zusätzlich fließen Informationen aus den Jahresberichten der 
BEU, veröffentlichten Fachmitteilungen zur Aufnahme und zum Abschluss von Unter-
suchungen sowie Einträgen in der europäischen Unfalldatenbank ERAIL als Quellen in 
die Analyse ein. 
Der Schwerpunkt bei der Betrachtung von Eisenbahnunfällen liegt in den Angaben zur 
ermittelten Ursache und einer möglichen Kategorisierung von Unfallursachen. Zusätz-
lich werden Ereignisse bereits entsprechend ihres Hergangs (Unfallart gemäß 
Allgemeinverfügung der BEU, siehe Abb. 13 auf S. 55) sowie der Folgen in Bezug auf 
eingetretene Schäden klassifiziert. Eine Kategorisierung von Ursachen anhand von 
Untersuchungsberichten ist bisher nach Kenntnis des Autors nicht erfolgt und stellt 
einen Teil der vorliegenden Diplomarbeit dar. Dabei werden Definitionen für 
Ursachenkategorien erarbeitet und auf alle 108 Ereignisse angewendet. 
Als Grundlage der Definitionen dienen die Sicherheitsfaktoren im Eisenbahnverkehr: 
Mensch, Technik und Organisation (siehe Abb. 16 auf S. 61). Aus diesen Bereichen 
sowie externen Einflüssen lassen sich zunächst die folgenden neun Ursachenkatego-
rien für Eisenbahnunfälle ableiten (Erläuterungen enthält Abschnitt 4.4): 
 Betriebliche Fehlhandlung EIU 
 Betriebliche Fehlhandlung EVU 
 Fehlverhalten des BÜ-Benutzers 
 Zustand der Infrastruktur 
 Zustand des Fahrzeugs 
 Organisatorische Gründe 
 Externer Umwelteinfluss 
 Unregelmäßigkeiten bei Gleisbaustellen 
 Sonstige Ursachen 
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In einem zweiten Schritt wird jedem Ereignis anhand der jeweiligen Ausführungen im 
Untersuchungsbericht eine Primärursache gemäß o. g. Kategorien zugeordnet. Somit 
erfolgt eine Zuordnung eines jeden untersuchten Ereignisses zu einer der neun durch 
den Autor erarbeiteten Ursachenkategorien. Eine Sekundärursache wurde bei insge-
samt 33 der 108 Ereignisse ermittelt. 
Neben dieser Zuordnung werden auch andere relevante Daten eines jeden Ereignis-
ses in Tabellenform zusammengestellt. Diese Analysetabelle dient als Grundlage der 
Betrachtung von Untersuchungsberichten sowie den in diesen Berichten untersuch-
ten Ereignissen. Dabei wird zwischen berichts- und ereignisbezogenen Daten 
differenziert. 
Im Rahmen der Analyse werden punktuell zusätzlich Ereignisse einbezogen, deren 
abschließende Untersuchungen noch ausstehen. Dabei wird ein stetig zunehmender 
Rückstand in der Unfalluntersuchung deutlich. Mit Ausnahme des Jahres 2016 wurden 
jährlich mehr Untersuchungen aufgenommen als abgeschlossen. Mit Abschluss des 
Jahres 2018 beläuft sich die Anzahl offener Berichte auf 75 Ereignisse. Zwar hat die 
Menge der jährlich hinzukommenden Untersuchungen inzwischen abgenommen, 
jedoch ist eine Abarbeitung des Rückstands in der Unfalluntersuchung derzeit nicht 
erkennbar. In Bezug auf die Veröffentlichung von Berichten fällt auf, dass diese sehr 
unregelmäßig und schubweise erfolgt. 
Die Auswertung ereignisbezogener Daten lässt einige Schlussfolgerungen zu. So kann 
u. a. ein Zusammenhang zwischen der Ursache und dem Ereignisort ausgeschlossen 
werden. Weiterhin gestalten sich die jährlichen Ereigniszahlen sehr unregelmäßig, 
sowohl insgesamt als auch auf die Unfallarten innerhalb eines Jahres bezogen. Im 
gesamten Betrachtungszeitraum liegt der Anteil von Kollisionen und Entgleisungen an 
allen untersuchten Ereignissen bei 75 Prozent. Etwa ein Drittel der Unfälle wurde als 
schwerer Unfall gemäß Art. 20 Abs. 1 der Sicherheitsrichtlinie eingestuft, zwei Drittel 
gemäß Art. 20 Abs. 2. Hilfshandlungen in der Rückfallebene führten insbesondere zu 
Zugentgleisungen und wurden in diesen Fällen immer vom Stellwerkspersonal ver-
ursacht. Als weitere Erkenntnis der Analyse ereignisbezogener Informationen kann 
festgestellt werden, dass zwischen der Schwere der Unfallfolgen und der Unfall-
ursache kein Zusammenhang besteht. 
Aus der Zuordnung zu Ursachenkategorien geht hervor, dass betriebliche Fehl-
handlungen sowie der Zustand von Fahrzeugen häufige Primärursachen darstellen. 
Alle weiteren Kategorien sind mit mindestens acht Ereignissen ebenfalls zahlreich ver-
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treten. Die einzige Ausnahme bilden organisatorische Gründe, welche jedoch mit 20 
Ereignissen im Bereich der Sekundärursachen einen Schwerpunkt bilden. Daraus 
kann geschlussfolgert werden, dass vielfältige Ursachen zu Eisenbahnunfällen führen. 
Die jeweilige Ursachenkategorie ist zudem unabhängig von der Unfallart. 
Menschliche Fehlhandlungen bilden trotz zunehmenden technischen Lösungen nach 
wie vor einen Ursachenschwerpunkt. Ein Verzicht auf den Menschen in der Sicherung 
des Eisenbahnverkehrs ist jedoch zurzeit nicht absehbar. Insbesondere bei techni-
schen Ausfällen gewährleistet der Mensch in der Rückfallebene den weiteren Eisen-
bahnbetrieb durch Übernahme der Aufgaben von der Technik. Im Bereich der Regel-
handlungen sollten weitere Überlegungen angestellt werden, inwiefern menschliche 
Handlungen durch technische Maßnahmen überwacht oder gar ersetzt werden 
könnten. Auch bei den anderen Ursachenkategorien besteht weiteres Potenzial zur 
Verbesserung der Betriebssicherheit. 
Die Sicherheitsempfehlungen der BEU bilden den Abschluss der Unfalluntersuchung 
und weisen auf mögliche sicherheitsrelevante Schwachstellen hin. Sie richten sich an 
das EBA als Sicherheitsbehörde, welches für die Umsetzung zuständig ist. Grundsätz-
lich sind die Eisenbahnunternehmen jedoch selbst für die Gewährleistung eines 
sicheren Betriebs zuständig, sodass Maßnahmen auch unabhängig dieser Empfehlun-
gen umgesetzt werden. Eine Auswertung veröffentlichter Sicherheitsempfehlungen 
ergibt, dass diese zu jeder Unfallart sowie jeder zugeordneten Ursachenkategorie 
erarbeitet wurden. Es fällt auf, dass Sicherheitsempfehlungen insbesondere infolge 
von Unfällen mit hohen Sach- und Personenschäden abgegeben wurden. 
7.2 Ausblick 
Gemeinsam mit der Studienarbeit des Autors liegen Betrachtungen zu vielseitigen 
Aspekten der Eisenbahnsicherheit und der Untersuchung gefährlicher Ereignisse vor. 
Aufgrund des nicht zu vermeidenden Restrisikos bestehen jederzeit Potenziale zur 
Verbesserung des Eisenbahnsystems. Aus diesem Grund sollten auch zukünftig 
weitere Untersuchungen zur Thematik erfolgen. 
Eine vertiefende Betrachtung aller Sicherheitsempfehlungen stellt eine Möglichkeit 
dar, den Umsetzungsstand von Maßnahmen zur Verbesserung der Betriebssicherheit 
zu bewerten. Gegebenenfalls ergeben sich dadurch Rückschlüsse auf weitere, bisher 
nicht vollumfänglich berücksichtigte Aspekte. 
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Die interne Ereignisdatenbank der BEU enthält alle meldepflichtigen Ereignisse eines 
Jahres. Eine Einsicht wird bei berechtigtem Interesse gewährt und würde eine Auswer-
tung aller gemeldeten Vorfälle ermöglichen. Die Datenbank enthält zwar keine 
Angaben zur Ursache, jedoch sind vielfältige andere Auswertungen denkbar. 
Eine flächendeckende Automatisierung des Bahnbetriebs steht dem deutschen 
Eisenbahnsystem aufgrund zahlreicher Herausforderungen zurzeit nicht bevor. 
Jedoch könnten dadurch viele herausgearbeitete Schwachstellen beseitigt und 
dadurch die Sicherheit spürbar weiterentwickelt werden. Insbesondere die hohe 
menschliche Fehlerrate hätte geringere Auswirkungen auf den Eisenbahnbetrieb. 
Jedoch ist es bei der Einführung digitaler Technologien notwendig, die spezifischen 
Risiken derartiger Systeme zu beherrschen. Dies betrifft insbesondere die Sicherheit 
gegen vorsätzliche Eingriffe (Security-Vorfälle). So sind beispielsweise bei der Einfüh-
rung Digitaler Stellwerke (DSTW) umfangreiche Betrachtungen in Bezug auf die Sicher-
heit von IT-Netzwerken notwendig, um unautorisierte Zugriffe zu verhindern. 
Sofern ein Unfall noch verhindert werden kann und keine schädlichen Folgen eintre-
ten, wird von einem Beinahe-Unfall gesprochen. Beinahe-Unfälle bleiben in vielen 
Fällen unbemerkt. Dennoch kann eine Untersuchung auch hier das Lernen aus 
menschlichen Fehlern ermöglichen und Erkenntnisse zur Verbesserung der Eisen-
bahnsicherheit hervorbringen. Sofern es sich nicht um ein gefährliches Ereignis 
gemäß den einschlägigen Definitionen handelt, erfolgen keine Untersuchungen. 
Eine besondere Art des Beinahe-Unfalls stellt die Tunnelhavarie in Rastatt im August 
2017 dar. Bei Tunnelbohrungen direkt unterhalb der Rheintalstrecke kam es zu einer 
Gleisabsenkung. Aufgrund glücklicher Umstände befand sich zu diesem Zeitpunkt 
keine Zugfahrt in unmittelbarer Annäherung zum Ereignisort. Somit liegt kein direkter 
Zusammenhang zum Bahnbetrieb vor, sodass der Vorfall nicht als gefährliches Ereig-
nis eingestuft wird und auch keine Untersuchungen zum Hergang aus Sicht der 
Gefährdung des Eisenbahnbetriebs erfolgen. Auch die BEU hat eine Untersuchung 
abgelehnt, weil keine konkrete Gefährdung vorlag. Hätte eine Zugfahrt das abgesenk-
te Gleis befahren, wäre es mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer Zugentgleisung mit 
schweren Folgen gekommen. Das Beispiel soll verdeutlichen, dass im Falle einer Un-
tersuchung auch aus solchen Vorfällen Erkenntnisse gewonnen werden können. Auch 
wenn dies einen erheblichen Entwicklungsbedarf der Unternehmenskultur im Hinblick 
auf Fehlereinräumung und Vertrauen in die untersuchende Stelle bedeutet, sollte zu-
künftig eine Betrachtung auch solcher Beinahe-Unfälle angestrebt werden. ([JEHL17]) 
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Trotz der aufgezeigten Hinweise zur Weiterentwicklung der Eisenbahnunfallunter-
suchungen ist abschließend festzustellen, dass sich die Anstrengungen zur kontinuier-
lichen Verbesserung der Eisenbahnsicherheit in Deutschland auf einem sehr hohen 
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Anhang A: Besprechungsprotokolle 
Gespräch mit Herrn Boris Westhoff, Leiter Fachbereich Untersuchungseinheit, 
Bundesstelle für Eisenbahnunfalluntersuchung, am 27. März 2019 in 
Dortmund ([WEST19]) 
Wesentliche Aussagen: 
 Struktur der BEU: Vier UB orientieren sich an Landesgrenzen; pro UB fünf 
Mitarbeiter aus Bereichen Betrieb, Fahrbahn, Signaltechnik, Maschinentechnik und 
Sicherheits-/Qualitätsmanagement (enthält bereits jeweiligen Leiter des UB); 
weitere sieben Mitarbeiter in Zentrale, davon vier im Fachbereich Verwaltung, zwei 
im Fachbereich Untersuchungseinheit sowie der Direktor 
 Jeweilige UB leiten Untersuchungen, regelmäßige Abstimmung mit Zentrale zu 
aktuellen Entwicklungen und Veröffentlichung des Berichts; Fachbereich Unter-
suchungseinheit im Zuge der Organisationsänderung EUB → BEU neu geschaffen 
und zum 01.05.2018 erstmals besetzt 
 Stellenausschreibungen: zuletzt insgesamt vier Stellen als Folgebesetzung ausge-
schrieben (keine zusätzlichen Stellen), Stellenbedarf wird über BMVI an Innen-
ministerium weitergegeben, angemeldeter erhöhter Personalbedarf der BEU 
wurde dort nicht bewilligt → weiterhin Personalknappheit bei gesamter Behörde 
 Einteilung von Unfällen: Nutzung des Prozessdiagramms zur Unterstützung in der 
Entscheidungsfindung, BEU muss begrenzte Ressourcen zielgerichtet einsetzen 
 Vorgehen der Einteilung: Meldung geht ein, BEU-Bereitschaft entscheidet über 
Einstieg in Vor-Ort-Untersuchungen, i. d. R. zwei Mitarbeiter zum Ereignisort, 
interne Entscheidung über Untersuchungseintritt innerhalb von vier Wochen, 
Meldung an ERA nach spätestens acht Wochen (Art. 22 Abs. 3 RL (EU) 2016/798) 
 Besonderheiten bei der Einteilung: 
o Klimaanlagenausfall ICE 846 am 10.07.2010 in Bielefeld aufgrund des 
hohen öffentlichen Interesses untersucht 
o BÜ-Unfall am 10.06.2015 zwischen Cham (Oberpf.) und Bad Kötzting 
aufgrund hoher Unfallzahlen an betroffenem BÜ untersucht 
o BÜ-Unfall am 02.09.2014 zwischen Schweinsberg Anst. und Kirchhain 
aufgrund vorgesehener Sicherheitsempfehlung untersucht 
o Unzulässige Vorbeifahrt am Haltbegriff am 24.04.2015 aufgrund kon-
kreter Gefährdung anderer Zugfahrt untersucht 
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 Voruntersuchungen: Kein Eintritt in Untersuchungen, Sammlung von Informa-
tionen intern abgelegt und Fall geschlossen 
 Security-Fälle keinesfalls durch BEU untersucht (Aufgabe der Strafverfolgung bzw. 
Staatsschutz), Amtshilfe bei Security-Ereignissen auf Anforderung der Behörden 
bei verfügbaren Ressourcen möglich, klare Abgrenzung von Security-Fällen 
 (Vor-)Untersuchungen der EUB/BEU bisher ausschließlich von Ereignissen des EIU 
DB Netz, andere EIU bisher nicht betroffen 
 Kategorisierung von Ereignissen nach Ereignisart bzw. Art 20 (1) oder (2): 
o Zugentgleisung in Tornesch am 23.01.2007 aufgrund Ladungsverlust 
eines Stahlcoils: Keine Einstufung als Kollision, da kein externer Gegen-
stand betroffen; Stahlcoil als Ladung Teil des Zugs, sodass Entgleisung 
als Ereignisart vorliegt 
o Zugkollision in Halle/S. am 18.06.2015: Rangierfahrt fuhr auf in Bahn-
steiggleis bereitgestellte, stehende Zugfahrt auf; Einstufung als Zugkolli-
sion, weil Bedingungen für Zugfahrt erfüllt und Reisende betroffen 
o Zugentgleisung zw. Papiermühle und Stadtroda am 19.05.2017: Zug 
fuhr in Gerölllawine, fehlerhafte Einteilung: vorliegender „Aufprall auf 
Gegenstand“ mit Entgleisungsfolge ist eine Zugkollision, keine Ent-
gleisung 
o Zugentgleisung in Moers am 25.02.2019: Zunächst Einteilung in 
Art. 20 (2), anschließend Änderung auf Art. 20 (1), Quellen ERA und BEU 
daher zurzeit mit unterschiedlichen Angaben 
 Schätzung von Sachschäden nach Unfällen: Hilfestellung in Form eines Leitfadens 
für übliche Schadenshöhen, z. B. Meter Schiene, Reisezugwagen, Güterwagen 
 Zwischenberichte sollten häufiger genutzt werden, aufgrund knapper Ressourcen 
aber äußerst schwierig, Zwischenbericht Bad Aibling aufgrund hohem öffentlichen 
Interesse erstellt 
 Hohe Anzahl offener Berichte aufgrund vieler Altfälle, damals teilweise nur Hälfte 
der Mitarbeiter verfügbar, fortdauernde Priorisierung von Fällen lässt weniger 
relevante Fälle zurückstellen, BEU nimmt sich Aufarbeitung alter Fälle an 
 Neue EUV ursprünglich für Herbst 2018 angekündigt, nach wie vor im Gesetz-
gebungsverfahren; neue EUV ist Voraussetzung für notwendige Neuauflage der 
Allgemeinverfügung durch BEU (Anpassung aktualisierter rechtlicher Bedingun-
gen) 
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 Zusammenarbeit mit europäischen Unfalluntersuchungsstellen bei Ereignis mit 
länderübergreifender Beteiligung (u. a. Ereignisort im Grenzgebiet, Sitz beteiligter 
EVU im Ausland, Wartung von Fahrzeugen im Ausland) 
 Abstimmungen auch mit den Untersuchungsstellen für See- und Flugunfälle 
 Sicherheitsempfehlungen: Erarbeitung durch BEU, Umsetzung liegt bei EBA (nach 
Aussprache keine weitere Überwachung der Umsetzung, nur Bericht durch EBA) 
 Verbesserung der Eisenbahnsicherheit: Viele Maßnahmen unabhängig von BEU-
Berichten entwickelt, EVU/EIU tragen unabhängig von BEU zu kontinuierlicher 
Verbesserung bei, Aussprache von Sicherheitsempfehlungen teilweise nicht mehr 
notwendig (Maßnahme bereits in Umsetzung und Sicherheitsempfehlung einge-
spart) → schneller und effektiver für die Betriebssicherheit 
 Abgabe von Meldungen an EBA: evtl. müssen demnächst auch EVU Sofortmeldun-
gen absetzen, gesammelte Ereignismeldungen zukünftig möglicherweise web-
basiert an EBA und BEU 
 Regelkreis der kontinuierlichen Verbesserung des Eisenbahnsystems durch EBA 
umgesetzt, Maßnahmen infolge von Überwachungen und Ereignissen in Zustän-
digkeitsbereich des EBA; BEU bringt über Sicherheitsempfehlungen von außerhalb 
Hinweise ein, Umsetzung jedoch immer bei Aufsichtsbehörde 
 Eisenbahnsicherheit keineswegs anhand Anzahl aufgenommener Ereignisunter-
suchungen oder ausgesprochener Sicherheitsempfehlungen messbar 
 Verkürzte Abschlussberichte bis vor ca. fünf Jahren nur zur internen Verwendung 
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Gespräch mit Herrn Martin Wiesemann, Ständiger Stellvertreter Eisenbahn-
betriebsleiter Standort Köln, DB Fernverkehr AG, am 28. März 2019 in Köln 
([WIES19]) 
Wesentliche Aussagen: 
 Hilfszüge in Form von Gerätewagen von DB Netz zum Aufgleisen und Beräumen 
der Strecke vorgehalten, Besetzung durch verschiedene interne und externe 
Unternehmen (z. B. das THW) im Auftrag von DB Netz, Besetzung mit einem 
Aufgleisleiter als Arbeitsverantwortlichem und bis zu sechs Aufgleisern 
 DB Fernverkehr besetzt u. a. Hilfszugstandort Köln Betriebsbahnhof 
 Geforderte Verfügbarkeit innerhalb von 90 Minuten am Ereignisort: Abfahrbereit-
schaft nach 45 Min., weitere 45 Min. zur Anfahrt an Unfallort; Bespannung regelt 
DB Netz im Einzelfall (meist betroffenes EVU, sofern dies dazu in der Lage ist) 
 Einsatzbereich der Gerätewagen fest definiert, kann im Einzelfall aber von abge-
wichen werden 
 THW als Aufgleismannschaft meist aus zunehmendem Mangel an DB-Standorten 
in den Regionen, gleiche Aus- und Fortbildung wie für DB-Personal sichergestellt 
 Jährliche Einsatzzahl schwankt je nach Standort, ca. 10-30 Einsätze jährlich, viele 
Aufgleisungen infolge von Entgleisungen bei Rangierfahrten 
 Zusätzlich Kranzüge (Standorte: Leipzig-Engelsdorf, Wanne-Eickel und Fulda) und 
Tunnelrettungszüge für Einsätze speziell in den langen Tunneln der Schnellfahr-
strecken Mannheim – Stuttgart und Hannover – Würzburg vorgehalten 
 Entscheidung über Aufgleisverfahren und entsprechenden Kraneinsatz trifft 
Aufgleisleiter gemäß DB-Ril 423 anhand der Unfallfolgen sowie örtlichen Begeben-
heiten 
 
 Offizieller Erfahrungsaustausch zu EBL-Themen unter Eisenbahnunternehmen 
findet nicht statt 
 Je nach Region findet Erfahrungsaustausch der EBL statt. Regionalbereich West: 
Initiative von DB Netz, Treffpunkt ist immer eines der teilnehmenden Unter-
nehmen; EBL-Treffen allerdings nicht vorgeschrieben 
 Keine Verpflichtung von Eisenbahnunternehmen, BEU-Untersuchungsberichte zu 
lesen, werden meist aus Interesse verfolgt 
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Gespräch mit Herrn Michael Joscht und Herrn Udo Prinz, Betriebsingenieure, 
Betriebssicherheit Standort Frankfurt, DB Fernverkehr AG, am 5. April 2019 in 
Mannheim ([JOPR19]) 
Wesentliche Aussagen: 
 Austausch mit anderen Eisenbahnunternehmen: Grundlage ist § 4 Abs. 1 Satz 3 
der Eisenbahnbetriebsleiterverordnung (EBV) zur Zusammenarbeit und Abstimmung 
zwischen EIU, EVU und ggf. Dritten, soweit für sicheren Betrieb notwendig 
 Treffen auf Einladung des regionalen Netz-EBL-Stellvertreters für alle interessier-
ten EVU in einer Region, unterschiedliche Themen zur Betriebssicherheit bespro-
chen, Teilnahme abhängig vom jeweiligen EVU, Sicherheitsbehörde hat Kenntnis 
über Austausch zwischen den EVU und mit DB Netz; zusätzlich regelmäßiger 
Austausch der EBL im DB-Konzern 
 Sofortmeldungen nach Unfällen durch EVU noch nicht gefordert, lediglich 
Quartalsmeldungen über gefährliche Ereignisse zusätzlich an das EBA 
 Entgleisungen IC 2312 in Stuttgart in 2012: als Ursache der ersten Entgleisung zu 
hohe Druckkräfte des schiebenden Tfz ermittelt (Fehlhandlung Tf), nach dritter 
Entgleisung bei Versuchsfahrt zusätzliche Untersuchungen der Puffer 
 Security-Ereignis am 7. Oktober 2018 zwischen Nürnberg und München (Stahlseil 
über Bahnstrecke gespannt): keine Untersuchungen durch EBL-Bereich des EVU 
aufgrund Security-Ereignis, Bearbeitung durch DB-Konzernsicherheit 
 Abschlussberichte der damaligen EUB teilweise auch als verkürzte Version nur zur 
internen Verwendung und Kenntnisnahme beteiligter EIU/EVU sowie der Sicher-
heitsbehörde (ohne Veröffentlichung) 
 DB Netz pflegt eine interne Ereignisdatenbank (EDS) für gefährliche Ereignisse, 
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Gespräch mit Herrn Michael Vaupel, Notfallmanagement/-technik, DB Netz AG, 
am 10. Mai 2019 in Fulda ([VAUP19]) 
Wesentliche Aussagen: 
 Ausbildung und Schulung von Notfallmanagern und Aufgleisleitern am Standort 
Fulda 
 Notfalltechnik der DB Netz besteht aus Hilfszügen, Rettungszügen und Notfall-
kränen an bundesweiten Standorten 
 Hilfszüge: 
 Hilfszüge in Form von Gerätewagen an 50 Standorten 
 Mögliche Einsatzarten: 
1. Verfügbarkeit von schwerer Hebetechnik als Unterstützung für Feuer-
wehren, auf besondere Anforderung binnen 90 Minuten am Ereignisort 
(bisher nicht notwendig geworden) 
2. Forderung des Eisenbahnregulierungsgesetzes (§ 62) zur Wieder-
herstellung der Verfügbarkeit nach unfallbedingten Störungen 
3. Kommerzieller Einsatz auf Anforderung eines EVU, bspw. zur Bergung 
oder Überführung eines Fahrzeugs, kein Bestandteil des netzseitigen 
Notfallmanagements 
 Einsatzzahlen stark standortabhängig; Beispiel aus 2018: Oberhausen mit 44 
Einsätzen, Eberswalde und Neustrelitz jeweils ohne Einsatz 
 Keine Verträge mit Fremd-EIU zur Nutzung des Hilfszugs vorhanden, Einsatz 
daher grundsätzlich nur auf Infrastruktur der DB Netz 
 Private EIU halten eigene Hilfszüge vor, Schulung bei DB Netz (u. a. Hamburger 
Hafenbahn) 
 Übersicht der Besetzung von Hilfszügen digital zur Verfügung gestellt 
 Notfallkräne: 
 5 Kräne verfügbar: Standort Fulda und Wanne-Eickel mit jeweils zwei Kränen 
(100 und 160 Tonnen Traglast), Standort Leipzig-Engelsdorf mit einem Kran 
(160 Tonnen Traglast) 
 Jeweils nur ein Standort in Bereitschaft, wechselt wöchentlich 
 Bergung mit zwei Kränen von beiden Seiten effektiver, meist gemeinsamer 
Einsatz mit örtlichem Hilfszug 
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 Rettungszüge: 
 Sieben Tunnelrettungszüge an sechs Standorten (ein Reservezug) entlang 
älterer Schnellfahrstrecken (Hannover – Würzburg und Mannheim – Stuttgart), 
Neubeschaffung steht kurz vor Abschluss 
 Einsatzmittel der Feuerwehr, Besetzung mit Kräften der Feuerwehr und 
Rettungsdiensten 
 Für eigentlichen Zweck bisher nicht benötigt, lediglich als Unterstützung 
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Anhang B: Analysetabelle 
Tabellarische Übersicht abgeschlossener Ereignisuntersuchungen (Analyse aller Spalten in den Abschnitten 5.2 und 5.3) 
Berücksichtigung aller Berichte der EUB und BEU bis einschließlich Dezember 2018 
Inhalte aus [BEU08-18]; [ERAIL]; [BEU15-18] 








































0 2 35 100 T€ - Organisatori-
sche Gründe 
- Ja (4) 




(2) IC 2298 - PV 0 0 9 2.560 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- - 
12 Brannenburg – Raubling 10 19.12.2007 
23:18 Uhr 
30.06.2011 Zugentgleisung (1) DGS 
45861 
- GV 0 0 0 903 T€ - Infrastruktur-
zustand 
- - 
13 Tornesch 35 23.01.2007 
03:19 Uhr 
14.09.2010 Zugentgleisung (1) TEC 
40013 









(1) ICE 885 - PV 0 22 17 10.320 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- Ja (5) 

















16 Lövenich – Horrem 17 27.06.2009 
20:25 Uhr 
21.12.2011 Sonstiger Unfall (2) RE 
10132 
- PV 0 0 24 5 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- Ja (3) 
17 Nürnberg-Stein 23 07.08.2009 
15:07 Uhr 
10.02.2011 Zugentgleisung (2) FIR 
51629 
- GV 0 0 0 633 T€ - Infrastruktur-
zustand 
- Ja (2) 
18 Bielefeld 17 10.07.2010 
19:00 Uhr 
20.10.2011 Sonstiger Unfall (2) ICE 846-
856 













- PV 0 3 13 2.264 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- Ja (1) 
20 Gelsenkirchen 22 07.04.2010 
19:10 Uhr 
15.06.2011 Zugentgleisung (2) Zug 
223422 





































21 Marsberg – Messinghausen 15 13.04.2010 
08:05 Uhr 









22 Stuttgart-Untertürkheim 56 15.03.2010 
20:50 Uhr 
05.07.2011 Zugentgleisung (1) CFN 
63051 
- GV 0 0 1 883 T€ - Infrastruktur-
zustand 
- - 










10 23 - 7.000 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- Ja (2) 






[Tfz] GV 0 2 0 190 T€ - sonstige 
Ursache 
- Ja (1) 




(1) [Rf] [Rf] GV 0 0 0 2.351 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 








- GV 0 1 4 k. A. - Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- - 








0 0 2 10.800 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 




30.05.2012 Zugentgleisung (2) TEC 
41810 





29 Bacharach 25 01.09.2010 
18:29 Uhr 
30.05.2012 Zugentgleisung (2) CS 
47925 





30 Herlasgrün 21 05.03.2010 
21:07 Uhr 
02.07.2012 Zugentgleisung (2) FIR 
51649 











- PV 0 0 18 1.505 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- - 
32 Bad Lausick 10 20.09.2011 
13:10 Uhr 
20.09.2012 BÜ-Unfall  
(Zusammenprall) 
(2) RE 3736 - PV 0 6 16 1.937 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- - 






[Rf] GV 0 2 1 2.084 T€ - Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- - 
34 Schlüchtern 15 12.11.2007 
13:30 Uhr 
30.10.2012 Personenunfall (1) ICE 75 - PV 1 2 0 1 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
35 Rotenburg (Wümme) 18 28.02.2007 
12:13 Uhr 
15.01.2013 Zugentgleisung (1) FIR 
51284 
- GV 0 0 1 4.070 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- Ja (1) 
36 Müllheim (Baden) 29 20.05.2011 
13:06 Uhr 
25.02.2013 Zugentgleisung (1) TEC 
43777 
- GV 0 0 0 10.335 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
37 Montabaur – Limburg 18 17.04.2010 
11:31 Uhr 
14.03.2013 Sonstiger Unfall (2) ICE 105 ICE 612 PV 0 0 6 1.615 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 








GV 0 0 1 8.950 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- Ja (1) 




(2) IC 2313 - PV 0 1 14 2.400 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- Ja (2) 
40 Espelkamp 31 09.01.2013 
17:14 Uhr 




- PV 1 2 2 170 T€ BÜP Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- Ja (7) 
































41 Gröbers – Großkugel 34 11.02.2011 
15:52 Uhr 
24.06.2013 Zugentgleisung (1) FIR 
51380 











- PV 1 0 4 1.881 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- - 
43 Hannover-Linden 47 08.04.2011 
08:35 Uhr 
09.09.2013 Zugentgleisung (2) FZT 
53820 





44 Peine 53 16.06.2010 
23:23 Uhr 











45 Berlin Ostbahnhof 31 26.07.2011 
15:36 Uhr 
25.11.2013 Fahrzeugbrand (2) RE 
18150 
- PV 0 0 0 436 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- Ja (1) 
46 Falkenberg (Elster) 27 26.07.2010 
14:52 Uhr 
02.12.2013 Zugentgleisung (2) DBV 
88665 
- GV 0 0 0 31 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
47 Berlin-Tegel 27 21.08.2012 
11:42 Uhr 
02.12.2013 Zugentgleisung (2) S 25068 - PV 0 0 6 1.306 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
48 Augsburg 17 04.07.2010 
01:29 Uhr 
14.03.2014 Zugentgleisung (1) CS 
49906 





49 Bremen 36 05.09.2013 
05:51 Uhr 
14.03.2014 Zugentgleisung (2) DPN 
81952 





50 Bad Laasphe – Erndtebrück 17 22.06.2013 
09:28 Uhr 




- PV 1 1 30 600 T€ - Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- - 
51 Düsseldorf-Rath 22 19.12.2012 
20:14 Uhr 






GV 0 0 6 5.000 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- Ja (1) 
52 Düsseldorf-Derendorf 21 02.07.2013 
17:34 Uhr 
08.04.2014 Zugentgleisung (2) DGS 
95740 





53 Stuttgart Hbf 53 24.07.2012 
11:38 Uhr 





53 Stuttgart Hbf s.o. 29.09.2012 
11:42 Uhr 

















3 0 14 1.888 T€ - Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- Ja (1) 








GV 1 1 2 7.214 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
56 Berlin Hauptbahnhof 35 13.05.2013 
11:30 Uhr 
27.10.2014 Zugentgleisung (2) LPF 178 - PV 0 0 1 1.135 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 








GV 0 1 0 2.189 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- Ja (2) 
58 Maschen Rbf 19 20.03.2014 
20:36 Uhr 
30.10.2014 Zugentgleisung (2) DGV 
93505 





59 Vahr (Abzw) – Bremen Hbf 42 14.02.2013 
12:29 Uhr 
11.12.2014 Zugentgleisung (1) DGS 
90156 
- GV 0 0 0 4.456 T€ - sonstige 
Ursache 
- - 




































23.01.2015 Zugentgleisung (2) Kt 
41969 
- GV 0 0 0 2.975 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
61 Üst. Voerde – Bf. Dinslaken 25 25.03.2010 
21:53 Uhr 
23.01.2015 Zugentgleisung (2) CIL 
48741 
- GV 0 0 0 1.352 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
62 Hagen Gbf 22 02.07.2014 
22:15 Uhr 
16.03.2015 Zugentgleisung (2) KT 
50017 
- GV 0 0 0 290 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
63 Iversheim – Arloff 20 15.05.2014 
17:04 Uhr 









64 Kamen – Üst. Nordbögge 23 04.06.2014 
23:10 Uhr 
03.09.2015 Fahrzeugbrand (2) RE 
10637 
- PV 0 0 1 10 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 








0 4 34 2.334 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- Ja (2) 
66 Bruchmühlen – Bünde 28 17.07.2009 
00:20 Uhr 
04.12.2015 Zugentgleisung (2) CS 
61084 
- GV 0 0 0 716 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- Ja (2) 
67 Köln-Kalk Nord 21 10.07.2014 
01:02 Uhr 
04.12.2015 Zugentgleisung (2) EK 
52102 
- GV 0 0 0 25 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 






- GV 0 0 0 30 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
69 Dahlbruch 19 30.10.2014 
07:15 Uhr 
04.12.2015 Zugentgleisung (2) EK 
54514 









04.12.2015 BÜ-Unfall  
(Zusammenprall) 
(2) S 30801 - PV 0 1 3 60 T€ BÜP Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- - 
71 Frellstedt 30 04.10.2011 
08:11 Uhr 
18.04.2016 Zugentgleisung (1) DBV 
91048 
- GV 0 0 0 1.270 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
72 Goslar 27 21.04.2015 
21:36 Uhr 
26.04.2016 Zugentgleisung (2) EK 
53928 









26.04.2016 Fahrzeugbrand (2) RB 
11958 
- PV 0 0 0 2.092 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 








- PV 0 0 1 20 T€ - Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- - 




(2) IC 2208 [Rf] PV 0 0 0 338 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
76 Obernjesa 30 19.01.2014 
02:53 Uhr 
26.04.2016 Zugentgleisung (1) GB 
49152 
- GV 0 0 0 1.046 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
77 Hannover Hbf 27 01.12.2012 
02:31 Uhr 
26.04.2016 Zugentgleisung (1) EZ 
51648 
- GV 0 0 0 1.400 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 























GV 0 0 1 3.552 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
































80 Feucht 17 31.01.2015 
19:41 Uhr 





81 Wilhelmshaven 27 25.04.2015 
08:35 Uhr 
07.06.2016 Fahrzeugbrand (2) DPN 
82305 
- PV 0 0 0 500 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- Ja (2) 
82 Forchheim (Oberfranken) 71 11.04.2014 
20:29 Uhr 
21.06.2016 Zugentgleisung (2) S 39198 - PV 0 0 2 240 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
83 Löhne (Westf) 41 13.12.2012 
12:30 Uhr 
20.10.2016 Zugentgleisung (2) EZ 
51229 





84 Oldenburg (Oldb) Hbf 21 19.04.2015 
23:16 Uhr 
19.10.2016 Zugentgleisung (2) DPN 
83387 
- PV 0 0 0 200 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 








0 0 5 5 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
86 Offenburg – Gengenbach 20 09.10.2015 
12:10 Uhr 
21.10.2016 Zugentgleisung (2) RE 4270 - PV 0 0 7 243 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 






[Tfz] GV 0 0 0 65 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
88 Forchheim Trubbachbrücke 
Abzw. – Ebermannstadt 
24 28.02.2014 
18:54 Uhr 




- PV 1 0 1 60 T€ - Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- - 




31.01.2017 Zugentgleisung (2) DGS 
90636 















0 0 1 334 T€ - Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- - 













92 Kirn – Bad Sobernheim 30 12.09.2015 
06:05 Uhr 




- PV 5 0 1 331 T€ - Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- - 








PV 0 0 0 0 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 








- GV 0 0 1 87 T€ - Fehlverhalten 
BÜ-Benutzer 
- - 
95 Borna (b Leipzig) 15 02.12.2014 
19:43 Uhr 
29.06.2017 Zugentgleisung (2) DGS 
99659 
- GV 0 0 1 380 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 





















GV 0 0 0 k. A. - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 





















0 0 0 4.390 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EVU 
- - 
































100 Vilseck – Freihung 32 05.11.2015 
22:00 Uhr 
17.12.2017 BÜ-Unfall  
(Zusammenprall) 
(1) RE 3535 - PV 2 4 15 3.200 T€ - Externer 
Umwelteinfluss 
- - 










PV 0 0 0 0 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
102 Meppen 24 13.03.2017 
09:51 Uhr 
14.12.2017 Personenunfall (1) DPN 
90275 
- PV 1 0 3 35 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 






[Tfz] GV 0 0 0 k. A. - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 




20.12.2017 Zugentgleisung (2) EZ 
52075 













GV 0 2 0 8.765 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- Ja (1) 












0 0 0 4 T€ - Unregelmäßig-
keit Baustelle 
- - 




























109 Eilenburg 26 04.05.2015 
07:32 Uhr 
12.07.2018 Zugentgleisung (2) DGS 
95495 
- GV 0 0 0 104 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 
110 Eschhofen 22 07.04.2015 
11:23 Uhr 
12.07.2018 Zugentgleisung (2) RB 
15423 











[Tfz] GV 0 0 2 3.000 T€ - betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- - 
112 Neuwied 20 18.09.2014 
14:35 Uhr 
14.09.2018 Fahrzeugbrand (2) KT 
51315 
- GV 0 0 0 245 T€ - Fahrzeug-
zustand 
- - 





















PV 11 27 63 20.000 T€ Ja betriebliche 
Fehlhandl. EIU 
- Ja (6) 
115 Einsiedlerhof 30 16.05.2015 
09:16 Uhr 
05.11.2018 Zugentgleisung (2) EZ 
51904 









06.12.2018 Zugentgleisung (2) ICE 945 - PV 0 0 2 4.680 T€ - Infrastruktur-
zustand 
- Ja (3) 
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Anhang C: Ausstehende Ereignisuntersuchungen 
Tabellarische Übersicht ausstehender Ereignisuntersuchungen 
Berücksichtigung aller Veröffentlichungen bis einschließlich Dezember 2018, zusätzlich Ereignisse seit Januar 2019 ergänzt 
Inhalte aus [ERAIL]; [BEU15-18] 
 
Lfd. Nr. Ereignisort Ereigniszeitpunkt Unfallart nach BEU-Definition EU-RL Zugnummer zweite Zugnummer Sachschaden 
201 Iserlohn – Hohenlimburg 07.04.2008 04:09 Uhr Zugkollision (Aufprall) (1) [TVT] 98520 - k. A. 
202 Köln Hbf 09.07.2008 16:12 Uhr Zugentgleisung (2) ICE 518 - k. A. 
203 Dillenburg 05.11.2008 00:21 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (1) Güterzug 64218 Güterzug 60046 k. A. 
204 Altenberge – Münster-Häger 22.11.2008 03:54 Uhr Zugentgleisung (1) Sperrfahrt 92628 - 250 T€ 
205 Rheydt 26.05.2010 15:21 Uhr Zugentgleisung (2) CFN 47595 - k. A. 
206 Belzig – Wiesenburg 23.08.2011 09:36 Uhr Zugentgleisung (1) FIR 51474 - k. A. 
207 Bebra 16.04.2012 21:23 Uhr Zugentgleisung (1) DGS 75731 - 3.000 T€ 
208 Winterhausen 25.07.2012 09:15 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 43101 - k. A. 
209 Recklinghausen Ost 05.01.2013 16:32 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 95748 - k. A. 
210 Hamburg Bergedorf 06.02.2013 09:56 Uhr Zugkollision (Aufprall) (1) IC 2182 - k. A. 
211 Hannover-Linden 02.03.2013 01:37 Uhr Zugentgleisung (2) KT 50528 - 320 T€ 
212 Frankfurt Süd 10.05.2013 20:05 Uhr Zugentgleisung (2) Lr 73543 - k. A. 
213 Schkeuditz 11.06.2013 07:22 Uhr Zugentgleisung (2) RB-D 26225 - 505 T€ 
214 Kayhauserfeld – Oldenburg Hbf 29.06.2013 00:40 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 83799 - k. A. 
215 Essen-Werden 26.10.2013 00:10 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) S 31648 [Arbeitszug] 700 T€ 
216 Bitterfeld – Wolfen 26.01.2014 14:25 Uhr Zugentgleisung (1) GA 49382 - k. A. 
217 Gröbers 23.04.2014 18:10 Uhr Zugentgleisung (2) EZ 51521 - k. A. 
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Lfd. Nr. Ereignisort Ereigniszeitpunkt Unfallart nach BEU-Definition EU-RL Zugnummer zweite Zugnummer Sachschaden 
218 Oberasbach 21.05.2014 11:40 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (1) [Tfz] 63511 - k. A. 
219 Herne 05.06.2014 19:20 Uhr Zugentgleisung (2) S 30294 - k. A. 
220 Burgstall (Murr) 08.08.2014 00:10 Uhr Zugentgleisung (2) EZ 51298 - 800 T€ 
221 Laurenburg (Lahn) 28.09.2014 18:18 Uhr Fahrzeugbrand (2) DPN 25582 - 11 T€ 
222 Eisenach 20.10.2014 19:16 Uhr Zugentgleisung (2) RB 16335 - 565 T€ 
223 Düsseldorf Flughafen Terminal 13.11.2014 04:17 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) S 30601 [Kleinwagenanhänger] k. A. 
224 Bad Oldesloe – Bargteheide 25.11.2014 18:31 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (1) RE 21429 - 47 T€ 
225 Jossa – Burgsinn 18.02.2015 12:56 Uhr Störung (unzulässige Einfahrt) (2) RB 58043 DGS 69235 0 T€ 
226 Enzisweiler 03.03.2015 09:09 Uhr Störung (unzulässige Einfahrt) (2) IRE 4226 RE 3245 0 T€ 
227 Neustadt (Aisch) – Bad Windsheim 07.03.2015 21:52 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) RB 58690 - 23 T€ 
228 Ruhland 24.04.2015 22:45 Uhr Störung (Vorbeifahrt Haltbegriff) (2) DGS 95312 Bauz 63009 k. A. 
229 Ruhland 26.04.2015 18:02 Uhr Zugentgleisung (2) S 37461 - 0 T€ 
230 Siegburg/Bonn – Willroth 06.05.2015 11:12 Uhr Zugkollision (Aufprall) (2) ICE-W 728 - 45 T€ 
231 Hoppegarten (Mark) 29.06.2015 21:46 Uhr Zugentgleisung (1) S 5130 - 2.300 T€ 
232 Mannheim Hbf – Ludwigshafen 30.06.2015 12:25 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 44676 - k. A. 
233 Blindheim 02.08.2015 05:06 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 61970 - 1.200 T€ 
234 Ravensburg – Friedrichshafen 04.08.2015 15:37 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) DPN 87581 - k. A. 
235 Angern-Rogätz 08.09.2015 23:47 Uhr Zugentgleisung (2) RB 17842 - k. A. 
236 Hoffenheim – Reilsheim 12.09.2015 13:26 Uhr Störung (betriebliche Fehlhandlung) (2) RB 38538 - 0 T€ 
237 Buxtehude – Horneburg 16.09.2015 07:43 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) DPN 83467 - 1.000 T€ 
238 Hamm (Westf) Rbf 23.10.2015 02:37 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 75828 - 150 T€ 
239 Bonn Gbf 28.10.2015 05:32 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) DPN 25409 [Zweiwegefzg.] 60 T€ 
240 Jübeck – Flensburg Weiche 07.11.2015 17:58 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) KT 40549 - k. A. 
241 Treben-Lehma 11.11.2015 23:35 Uhr Zugentgleisung (2) GA 52805 - k. A. 
242 Bremerhaven-Speckenbüttel 28.11.2015 02:07 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (1) [Rf] GA 52828 122 T€ 
243 Kreuz Biesdorf Ost – Berlin-Kaulsdorf 06.01.2016 20:00 Uhr Fahrzeugbrand (1) DPN 5179 - k. A. 
 Anhang C: Ausstehende Ereignisuntersuchungen 
144 
Lfd. Nr. Ereignisort Ereigniszeitpunkt Unfallart nach BEU-Definition EU-RL Zugnummer zweite Zugnummer Sachschaden 
244 Remscheid 25.01.2016 18:05 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) DPN 90127 - k. A. 
245 Haste – Wunstorf 19.05.2016 15:20 Uhr Zugkollision (Aufprall) (2) ICE 549/559 - k. A. 
246 Plochingen 22.07.2016 07:44 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) RE 22011 [Rf] k. A. 
247 Oberkochen – Königsbronn 21.10.2016 09:17 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (1) IRE 3225 - k. A. 
248 Blumenberg 08.11.2016 13:30 Uhr Zugentgleisung (2) DPN 80146 - k. A. 
249 Basel Bad Rbf 18.12.2016 14:03 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) DGS 43615 EZ 44663 k. A. 
250 Mellenbach-Glasbach 06.01.2017 06:38 Uhr Zugentgleisung (2) RB 29870 - k. A. 
251 München Riem Ubf 06.02.2017 21:15 Uhr Zugentgleisung (2) Güterzug 62902 - k. A. 
252 Frankfurt-Griesheim 17.02.2017 01:39 Uhr Zugkollision (Aufprall) (2) LPFT 78730 - k. A. 
253 Frankfurt (Oder) Oderbrücke 22.03.2017 08:59 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 49691 - k. A. 
254 Merten (Sieg) 06.04.2017 14:45 Uhr Störung am Fahrzeug (2) S 33211 - k. A. 
255 Worms – Hofheim (Ried) 05.05.2017 20:35 Uhr Zugentgleisung (2) GA 52789 - k. A. 
256 Papiermühle – Stadtroda 19.05.2017 19:29 Uhr Zugentgleisung (2) RE 3666 - k. A. 
257 Gaildorf West – Schwäbisch Hall-Hessental 15.06.2017 16:45 Uhr Zugentgleisung (1) EZ 51894 - k. A. 
258 Hohenlimburg 17.07.2017 21:15 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) DGV 93590 - k. A. 
259 Augsburg Hbf 18.09.2017 12:50 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) [Rf] BRB 86523 k. A. 
260 Mühlacker 14.11.2017 13:25 Uhr Zugentgleisung (2) DPN-L 85229 - k. A. 
261 Elmshorn 15.11.2017 07:09 Uhr Zugentgleisung (2) RE 11004 - k. A. 
262 Bremen Hbf 30.11.2017 01:16 Uhr Zugentgleisung (1) DBS 88963 - k. A. 
263 Weißenberg – Meerbusch-Osterath 05.12.2017 19:27 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (1) RE 32547 Güterzug 48714 k. A. 
264 Duisburg-Wedau 13.02.2018 19:15 Uhr Zugentgleisung (1) EZ 68115 - k. A. 
265 Freiburg im Breisgau 27.04.2018 05:53 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 43638 - k. A. 
266 München-Riem 27.04.2018 23:55 Uhr Zugkollision (Aufprall) (1) DGS 69150 - k. A. 
267 Aichach 07.05.2018 21:18 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (1) RB 86696 Güterzug 98907 k. A. 
268 Großen Buseck – Reiskirchen 22.05.2018 08:30 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (2) Reisezug 24796 - k. A. 
269 Bitburg-Erdorf – Kyllburg 01.06.2018 05:13 Uhr Zugkollision (Aufprall) (2) RB-G 11301 - k. A. 
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Lfd. Nr. Ereignisort Ereigniszeitpunkt Unfallart nach BEU-Definition EU-RL Zugnummer zweite Zugnummer Sachschaden 
270 Oberhausen West 24.06.2018 12:58 Uhr Zugkollision (Aufprall) (1) GM 41590 - k. A. 
271 Landau (Isar) – Schwaigen 09.07.2018 09:58 Uhr BÜ-Unfall (Zusammenprall) (1) RE 4062 - k. A. 
272 Groß Rohrheim 30.07.2018 05:11 Uhr Zugentgleisung (2) RE 4550 - k. A. 
273 Duisburg-Wedau 01.10.2018 16:35 Uhr Zugentgleisung (2) DGS 48502 - k. A. 
274 Neuss Gbf 04.10.2018 14:00 Uhr Zugentgleisung (2) Güterzug 47182 - k. A. 
275 Siegburg/Bonn – Montabaur 12.10.2018 06:21 Uhr Fahrzeugbrand (1) ICE 511 - k. A. 
276 Unkel 06.02.2019 23:30 Uhr Fahrzeugbrand (1) DGS 59970 - k. A. 
277 Augsburg-Oberhausen 15.02.2019 01:32 Uhr Zugkollision (Aufprall) (1) DGS 44506 - k. A. 
278 Moers 25.02.2019 07:30 Uhr Zugentgleisung (1) DGS 52760 - k. A. 
279 Birkenwerder 02.04.2019 19:24 Uhr Zugentgleisung (2) RB 18479 - k. A. 
280 Emden Rbf 05.04.2019 11:30 Uhr Zugkollision (Zusammenstoß) (2) EZ 50783 [Tfz] k. A. 
281 Joachimsthal 12.04.2019 08:38 Uhr Zugentgleisung (2) DPN 61357 - k. A. 
282 Düsseldorf Abstellbahnhof 13.04.2019 Zugkollision (Zusammenstoß) (2) k. A. k. A. k. A. 
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Anhang D: Sicherheitsempfehlungen der EUB/BEU 
Tabellarische Übersicht ausgesprochener Sicherheitsempfehlungen 
Veröffentlichung im Zeitraum 2008 bis 2017 durch die EUB und seit 2017 durch die BEU 




Datum der Veröffentlichung Inhalt der Sicherheitsempfehlung 
[ohne Bericht] Jahresbericht 2008 Sicherheitsempfehlung für ICE-3 Triebzüge mit Radsatzwellen aus dem Werkstoff 34CrNiMo6 wie folgt: Auf Grund der im Rahmen der Untersuchungen der Bundes-
anstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) festgestellten Gefügeinhomogenitäten ist eine Überprüfung der Eingangsdaten der Werkstoffe bei der Auslegung der 
Radsatzwelle hinsichtlich des Dauerfestigkeitsnachweises durchzuführen. 
9 19.09.2008 1. Übersendung des Gutachtens an die S-Bahn Berlin GmbH. 
2. Erlass eines Bescheides an die S-Bahn Berlin GmbH mit dem Inhalt, dass sicherzustellen ist, dass die Sandstreueinrichtungen der S-Bahn-Züge der BR 480 und 481 
zuverlässig wirken und stets genügend Betriebsstoffe beinhalten (war zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgt). 
3. Überprüfung der Auslegung der Bremsanlage der Fahrzeuge der BR 480/481 in Zusammenarbeit mit Hersteller und Betreiber unter Berücksichtigung der Hinweise 
des Gutachters. 
4. Erstellung einer Gefährdungsanalyse mit dem Ziel, die hier wahrscheinlich unfallursächliche Kombination „verschmutzter Schienenkopf – geringe Befeuchtung“ 
präventiv zu bekämpfen bzw. deren Auswirkung durch geeignete betriebliche Maßnahmen zu begrenzen. 
14 14.05.2010 1. Zur Erhöhung der Entgleisungssicherheit im Hochgeschwindigkeitsverkehr sollte überprüft werden, ob weiterhin auf eine Einfriedung der Strecke oder Strecken-
abschnitte verzichtet werden kann bzw. durch andere Maßnahmen gleichgelagerte Ereignisse künftig verhindert werden können. 
2. Überprüfung und Optimierung der Erkennbarkeit der Fluchtwege und Notfallausrüstung in den Wagen. 
3. Überarbeitung der Ril 123 bezüglich Modul 123.150 Fremdrettung. Insbesondere ist eine klare Abtrennung der Kompetenzen Notfallmanager/Notfallleitstelle/ 
Einsatzleitung vorzunehmen. 
4. Überprüfung des betrieblichen Regelwerks hinsichtlich des Verhaltens des Betriebspersonals bei Kollision auf Herdentiere. 
5. Erneute Einweisung und regelmäßige Unterweisung der zuständigen Rettungskräfte in die Örtlichkeiten und sicherheitstechnischen Einrichtungen sowie Planung und 
Durchführung von Tunnelrettungsübungen. 
15 08.12.2010 1. Konkretisierung der Regelungen zum Signalhaltfall bei (Alt-)Stellwerken ohne selbsttätige Gleisfreimeldeanlagen mit dem Ziel, diesen so früh wie möglich herbeizu-
führen. 
2. Überprüfung der Projektierung des Signalhaltfalles bei vergleichbaren Stellwerken im Bestandsnetz. 
3. Überprüfung, ob bei vergleichbaren Bahnhöfen eine selbsttätige Gleisfreimeldeanlage vorgesehen werden sollte. 
16 21.12.2011 Es sollte mindestens geprüft werden, 
1. ob eine Nachrüstung von Leuchtmeldern im Blickfeld des Triebfahrzeugführers erforderlich ist, die ihm eine angelegte bzw. nicht vollständig gelöste Zusatzbremse auf 
dem Steuerwagen signalisiert, 
2. ob betriebliche Maßnahmen bis hin zu einem Nutzungsverbot der Zusatzbremse im Fahrbetrieb – Steuerwagen voraus – anzustoßen sind, 
3. ob der Ansaugschacht der Klimaanlage an anderer geeigneten Stelle – außerhalb des Bereichs der Bremsanlage – anzubringen ist. 




Datum der Veröffentlichung Inhalt der Sicherheitsempfehlung 
17 10.02.2011 1. Festlegung eines abgestuften Inspektionsturnusses für die Untersuchung der Verspannung von Befestigungsmitteln in Gleisen und Weichen. Bei der Abstufung sollen 
Streckengeschwindigkeit/Streckenbelastung sowie exponierte Lagen im Netz (z.B. enge Bögen, Holzschwellengleise mit langer Liegedauer, Oberbauformen mit 
„indirekter Befestigung“, bei sonstigen Zwangspunkten) berücksichtigt werden. 
2. Festlegung einer Prüfmethode zur Kontrolle des Verspannungszustandes von Befestigungsmitteln sowie von entsprechenden Prüfgrößen. Als geeignete Prüfung wird 
bspw. die Messung der Sollverspannung mittels Drehmomentschlüssel angesehen. 
18 20.10.2011 1. Technische Veränderung der Klimaanlage dahingehend, dass bei einem notwendigen Reset oder Defekt des Heizungs- oder Kälteteiles der Klimaanlage die Frischluft-
zufuhr und Luftumwälzung im Wagen erhalten bleibt. 
19 20.10.2011 Um im Notfall eine zügige und sichere Evakuierung von Reisenden zu gewährleisten, sollten die Anforderungen an die Notein- und Notausstiegfenster (NEA) der 
Komponentenzulassung: EBA 05 G 08A (10/05) sowie bauartgleiche NEA hinsichtlich Funktionsfähigkeit (Kennzeichnung, Handhabung und Verletzungsgefahr) überprüft 
werden. 
23 14.09.2011 1. Nachrüstung aller Strecken mit Zugbeeinflussung, durch die ein Zug bei unzulässiger Vorbeifahrt an einem Halt zeigenden Signal selbsttätig zum Halten gebracht 
werden kann, auf Hauptbahnen zusätzlich ein unzulässiges Anfahren gegen Halt zeigende Signale selbsttätig verhindert werden kann. 
2. Bis zur Nachrüstung der Strecken mit Zugbeeinflussung gemäß lfd. Nr. 1 sollten zusätzliche Maßnahmen getroffen werden, die im jeweiligen Einzelfall geeignet sind, 
die Eintrittswahrscheinlichkeit und/oder das Schadensausmaß bei einer unzulässigen Vorbeifahrt am Halt zeigenden Signal zu reduzieren. 
24 27.02.2012 Zur Vermeidung „fehlerhafter“ Gleisfreimeldungen durch Gleisstromkreise, sollte mindestens geprüft werden, ob Triebfahrzeugführer, die Lokleerfahrten mit scheiben-
gebremsten Triebfahrzeugen durchführen, den Fahrdienstleiter informieren müssen, wenn Sandstreueinrichtungen bedient oder automatisch ausgelöst wurden und 
das Triebfahrzeug zum Halten gekommen ist. 
29 30.05.2012 1. Lastgrenzen und Bremsverhältnisse: Zur Einhaltung der Lastgrenzen und Bremsverhältnisse wird empfohlen, das Verfahren der Übernahme von Ladungsgewichten 
von Dritten sowie die Bestimmungen zur Wagenuntersuchung durch Wagenmeister zu überprüfen und zu korrigieren. 
2. Bestimmungen zum Notruf und zum Nothaltauftrag: Die Bestimmungen der 408.0581 3 (5) „Notruf“ der Richtlinie „Züge fahren und Rangieren“ mit folgendem Inhalt: 
„Als Triebfahrzeugführer, der eine durch Notruf eingeleitete Meldung nicht eindeutig aufnehmen oder verstehen kann, müssen Sie die Geschwindigkeit Ihres Zuges sofort auf 
höchstens 40 km/h verringern und so lange auf Sicht weiter fahren, bis sich aus der anschließenden Meldung ergibt, dass Sie nicht betroffen sind oder bis Sie die Ursache des 
Notrufes mit dem Fahrdienstleiter geklärt haben“. wurde mit Bekanntgabe 8 – gültig zum 13.12.2009 – neu aufgenommen. Die Elektronische Fahrten-Registrierung des 
CS 47925 und die Aussage des Triebfahrzeugführers belegen, dass der Triebfahrzeugführer des Zuges CS 47925 nach Erhalt der akustischen Anzeige mit dem Pikto-
gramm „Notrufverbindung“ auf dem GSM-R Fahrzeuggerät bei sofortiger Einleitung einer Schnellbremsung den Halt seines Zuges deutlich vor seinem tatsächlichen Halt 
hätte ausführen können. In Folge wären die Schäden an der Infrastruktur reduziert und die potenzielle Gefahr mit einem im Gegengleis fahrenden Zug zu kollidieren 
erheblich verringert worden. Unter Berücksichtigung der Entgleisungsfolgen und der potenziellen Gefährdung auch anderer Züge sollten die zum 13.12.2009 geänderte 
Bestimmung der Ril 408.0581 3 (5) entsprechend angepasst werden. 
35 15.01.2013 Unter Berücksichtigung der Feststellungen im Rahmen der Unfalluntersuchung sowie der Erkenntnisse aus dem Gutachten der metallurgischen Untersuchung dürften 
in Fachkreisen Überlegungen anzustellen sein, ob und inwieweit der Abstand zwischen Heißläuferortungsanlagen (HOA) optimiert werden kann bzw. muss, um dem 
Umstand sich relativ schnell entwickelnder Heißläufer wirkungsvoller begegnen zu können. 
38 17.04.2013 Überprüfung, ob in den durchgehenden Hauptgleisen von Bahnhöfen selbsttätige Gleisfreimeldeanlagen vorgesehen werden sollten. 
39 12.06.2013 1. In einer Risikobetrachtung sollten die Eintrittswahrscheinlichkeiten und die Mengen künftig zu erwartender Regenspenden (Ereignisauslösende Starkregenfälle) 
abgeschätzt werden. Im Anschluss daran sollten Gerinne/Entwässerungseinrichtungen nebst zugehörigen Einzugsgebieten einer Überprüfung unterzogen werden mit 
dem Ziel, weitergehende notwendige Sicherungsmaßnahmen zu identifizieren und umzusetzen. 
2. Realisierung einer „anderen Fernsprechverbindung“ gemäß Ril 408.0581 zur Abgabe eines Nothaltauftrages durch Zugpersonale auf Strecken ohne Streckenfern-
sprecher. 
40 21.06.2013 1. Die Zeichen der Posten zum Anhalten des Straßenverkehrs sollten auch nach dem Anbringen der Hilfsmittel gegeben werden. Diese Anforderung sollte in der Ril 456 
konkretisiert und die eindeutige Verwendung des Begriffs „Hilfsmittel“ in den korrespondierenden Anlagen 2 und 5 überarbeitet werden. 
2. Bei planbaren oder länger andauernden Außerbetriebnahmen von BÜSA und Einrichtung einer Sicherung durch Posten, sollte das Risiko einer sicherheitsrelevanten 
Fehlhandlung des Postens identifiziert werden, um eine akzeptable Maximaldauer der Postensicherung zu ermitteln und künftig festzuschreiben. 




Datum der Veröffentlichung Inhalt der Sicherheitsempfehlung 
3. Bei planbaren oder länger andauernden Außerbetriebnahmen sollte eine Abstimmung mit den Verkehrsbehörden (z. B. Sonder-BÜ-Schau) erfolgen. 
4. Bei planbaren oder länger andauernden Außerbetriebnahmen sollten mobile Schrankenanlagen mit Lichtzeichen und Halbschranken (z. B. TH BÜP), zur besseren 
Erkennbarkeit der Postensicherung für den Straßenverkehrsteilnehmer, verstärkt zum Einsatz kommen. In diesem Zusammenhang sollten die Regeln zum Geben der 
Zeichen angepasst werden. 
5. Zum Schutz und zur besseren Erkennbarkeit sollten Posten Warnkleidung mit verbesserter Erkennbarkeit tragen (Klasse 3, mindestens Weste und Hose). 
6. Das Abdecken ungültiger Lichtzeichen sollte einheitlich und ausschließlich mit Mitteln entsprechend der Technischen Mitteilung erfolgen. Die Erkennbarkeit der 
Hilfsmittel sollte verbessert werden. 
7. Bei planbaren oder länger andauernden Außerbetriebnahmen sollten während der Dunkelheit verstärkt mobile Beleuchtungseinrichtungen zum Einsatz kommen, 
wenn dadurch das Einsehen des Kreuzungsbereichs erleichtert wird, auch wenn die Regeln eine BÜ-Beleuchtung bisher nicht vorschrieben. 
41 24.06.2013 1. Die Richtlinie 821.2001 legt hinsichtlich der Standardabweichung s des Gesamtsignals der Längshöhe, der gegenseitigen Höhenlage und der Pfeilhöhe berechnet über 
250 m mit einer Schrittweite von 25 m keine Werte fest, bei deren Erreichen zwingend Unterhaltungsmaßnahmen zu erfolgen haben. Eine Überarbeitung sollte dahin-
gehend erfolgen, dass für die Standardabweichung ebenfalls SR 100, SRlim oder Grenzwerte festgesetzt werden. 
45 25.11.2013 1. Überprüfung, ob für Triebfahrzeuge der baugleichen BR 112, 114 und 143 Maßnahmen zur Erhöhung der Brandsicherheit an den Stromschienen und Fahrmotor-
klemmstellen (insbesondere der Fahrmotorklemmstelle 1 und 4) zur Vermeidung unzulässig hoher Übergangswiderstände und unterschiedlicher Stromaufteilung 
vorgesehen werden sollten. 
51 07.04.2014 1. Im Rahmen der Planung und Zulassung von BÜSA, sollte im Ergebnis einer Risikobetrachtung die Anwendung der technischen BÜ-Sicherungen gem. § 11 Abs. 6 EBO 
konkretisiert und – mit der Zielstellung Schadensausmaße aufgrund liegengebliebener Fahrzeuge im Gefahrenraum des BÜ möglichst zu minimieren – modifiziert 
werden. 
53 08.04.2014 1. Überarbeitung und Konkretisierung der Ril 800.0110 und 800.0120 mit dem Ziel, Trassierungen außerhalb von Regelwerten und Sollvorgaben stärker zu reglemen-
tieren. 
2. Weitergehende Untersuchungen zur generellen Überprüfung der uneingeschränkten Eignung der Pufferbauart an langen Reisezugwagen im Schiebebetrieb unter 
besonderer Berücksichtigung der auftretenden Verspannkräfte und aller möglichen Randparameter im Netz. Sollte dieser Nachweis nicht zu führen sein, wird empfoh-
len, diese Pufferbauart an langen Reisezugwagen im Schiebebetrieb nicht mehr zum Einsatz zu bringen. 
54 15.07.2014 1. Konkretisierung der Regelungen für das Ein-und Ausgleisen von Zweiwegefahrzeugen auf der freien Strecke, insbesondere der örtlichen Einweisung der Verantwort-
lichen. 
57 31.10.2014 1. Minimierung des gegenwärtigen Verfahrens „Bremsprobeberechtigter am Zug“ auf ein absolut notwendiges Maß (Notfall, z.B. nach Störung während einer Zugfahrt, 
die eine Bremsprobe erforderlich macht). 
2. Mittel- und langfristig sollten technische Einrichtungen zur sicheren Durchführung von Bremsproben im europaweiten Güterverkehr zur Minimierung der mensch-
lichen Fehlerrate zum Einsatz kommen. 
65 23.09.2015 1/2015: Das Bewusstsein und die Kompetenz der Triebfahrzeugpersonale im Umgang mit PZB-Zwangsbremsungen jeglicher Art durch gezielte Trainingsmaßnahmen 
kontinuierlich zu stärken. 
2/2015: Die Nachrüstung der fahrzeugseitigen Zugbeeinflussungseinrichtungen mit dem Schutzziel „eine Verbindungsaufnahme nach PZB-Zwangsbremsungen vor einer 
Wiederanfahrt herzustellen“, zu überprüfen und in Abhängigkeit des Ergebnisses weiterzuentwickeln. 
66 04.12.2015 Zur Vermeidung eines weiteren Heißläufer bedingten Radsatzwellenbruches werden gegenwärtig folgende fahrzeugseitige Maßnahmen empfohlen: 
 Austausch vernieteter Messingkäfige durch Lagerkäfige aus Kunststoff 
 Überprüfung, ob der Anbau von Entgleisungsdetektoren bzw. Sensoren zur Heißläufererkennung zu einer messbaren Erhöhung der Entgleisungssicherheit 
beitragen kann 
81 07.06.2016 1. Einsatz von nicht entflammbarem und verschleißfestem Material für die Diesel-Leckleitung unter Angabe einer max. Verwendungsdauer vorsehen. Brandverhindernde 
Maßnahmen am Turbolader und Abgasrohr durchführen. Konstruktive Anpassung der Kraftstoffrückführung vornehmen. 
2. Nachrüstung von Branddetektoren mit automatischer Motorabschaltung bei allen Dieseltriebzügen der Bauart LINT. 
 




Datum der Veröffentlichung Inhalt der Sicherheitsempfehlung 
89 31.01.2017 2/2017: Entwässerungsanlagen im Gleis sowie in Gleisnähe können bei Funktionsstörungen zur Durchfeuchtung des Gleisunterbaus führen, woraus sich als Folge 
betriebsgefährdende Gleislagefehler entwickeln können. Den für die Inspektion von Entwässerungsanlagen eingesetzten Personalen fehlt ein flächendeckendes Kataster 
über die vorhandenen Entwässerungsanlagen, um regelmäßige Inspektionen planen und durchführen zu können. Es wird empfohlen, alle Entwässerungsanlagen 
separat zu erfassen, um regelmäßige Inspektionen auf Funktionsfähigkeit der jeweiligen Entwässerungsanlage zu planen und zeitnah durchführen zu können. Ziel dieser 
Maßnahme ist die vollständige und regelmäßige Kontrolle der Entwässerungsanlagen im Gleis sowie in Gleisnähe, um die Entwicklung von betriebsgefährdenden Gleis-
lagefehlern, die aus der Durchfeuchtung des Gleisunterbaus entstehen können, zu verhindern. 
3/2017: Gleislagestörungen werden gemäß Ril 821.2001 Abschnitt 5 nach Einzelfehlern beurteilt, wobei kombiniert auftretende Einzelfehler besonders zu betrachten 
sind. Unter diesen kombiniert auftretenden Einzelfehlern sind auch kurz hintereinander folgende, also zyklische, Längshöhenfehler einzustufen. In Ril 821.1000 
Abschnitt 2 und in Ril 821.2001 Tabelle 2 sind Beurteilungsmaßstäbe für Einzelfehler nach der SR-Logik definiert und in den folgenden Abschnitten anzuwendende 
Handlungsanweisungen für den Anlagenverantwortlichen (ALV) hinterlegt. Für kombiniert auftretende Einzelfehler fehlen konkrete Handlungsanweisungen. Der ALV wird 
gemäß Ril 821 aufgefordert, kombiniert auftretende Gleislagefehler besonders zu berücksichtigen und nach eigenem Ermessen zu handeln. Es wird empfohlen, das 
Regelwerk hinsichtlich der kombiniert auftretenden Einzelfehler zu präzisieren. Ziel dieser Maßnahme ist, dem ALV anstatt der Ermessensentscheidung konkrete 
Handlungsanweisungen beim Auftreten von kombiniert auftretenden Einzelfehlern vorzugeben. Mit dieser Maßnahme soll einerseits bereits die Entwicklung von 
betriebsgefährdenden kombinierten Gleislagefehlern erkannt und gehemmt werden und andererseits konkrete Maßnahmen zur Gewährleistung eines sicheren Eisen-
bahnbetriebes definiert werden. 
96 12.09.2017 1/2017: Die Sicherheitsbehörde sollte das betriebliche Regelwerk der DB Netz AG hinsichtlich des Themas „Abschnittsprüfung“ auf dessen Anwendungssicherheit 
überprüfen und ggf. auf Änderungen hinwirken, die etwaige Fehlinterpretationen durch den Anwender möglichst ausschließen. 
104 20.12.2017 5/2017: Die Tf sollten im Rahmen der regelmäßigen Fortbildung und Überwachung bzw. durch andere geeignete Mittel zur strikten Einhaltung der Regeln im Zusam-
menhang mit Unregelmäßigkeiten an Fahrzeugen und Ladungen und den Maßnahmen bei drohender Gefahr angehalten werden. Hinsichtlich des Erkennens und 
Behebens von Wagenstörungen durch Tf sollte eine deutliche Verbesserung der Arbeitsausführung angestrebt werden. Die Tf sollten zur Bedeutung dieser Tätigkeiten 
besonders sensibilisiert werden, da unerkannte Störungen an den Fahrzeugen wegen oft nicht vorhandener Rückfallebene fast zwangsläufig zu schweren Unfällen 
führen. 
6/2017: Die Qualitätsprüfung bei der Instandhaltung, entsprechend Unterstützungsprozess U7.2.4.2 ist ggf. zu optimieren. Es ist dafür zur sorgen, dass zur Befundung 
von Radsätzen nur Mitarbeiter mit der nötigen Qualifikation zum Einsatz kommen und die Weisung DB Schenker Rail AG IWC(W)2014/10 strikt eingehalten wird. 
7/2017: Die Fdl sollten im Rahmen der regelmäßigen Fortbildung und Überwachung zur strikten Einhaltung der Regeln 408.0553 und 408.0581 angehalten werden. 
105 26.01.2018 1/2018: Bahnhöfe, die bisher über keine selbsttätige Gleisfreimeldeanlagen verfügen, sollten dahingehend einer Risikobetrachtung unterzogen werden. Im Ergebnis 
dessen sollten die Hauptgleise dieser Bahnhöfe entsprechend der Risikoklassifizierung sukzessive mit einer selbsttätigen Gleisfreimeldeanlage nachgerüstet werden. 
108 06.03.2018 7/2018: Die Sicherung eines BÜ durch BÜP stellt auf Grund der Tatsache, dass der Fehler eines Einzelnen unmittelbar zu einem Unfall führen kann, ein erhöhtes Risiko 
dar. Deshalb sollte die Entwicklung und der Einsatz technischer Lösungen, wie z.B. das Nachwarnsystem (NWS), zur Minimierung der Risiken zügig vorangetrieben 
werden. 
8/2018: Das Verfahren der Selbstbestimmung des Sicherungszeitpunkts durch den BÜP sollte restriktiver zum Einsatz kommen, bzw. in begründeten Fällen sollte dieses 
Verfahren durch klare Zeitvorgaben, wann der BÜ zu sichern ist, ersetzt werden. 
9/2018: Die strikte Einhaltung der Regeln 456.0020 Abs. 4 (3) sollte im Rahmen der Einweisung und Lehrgespräche am Arbeitsplatz der BÜP grundsätzlich thematisiert 
und überwacht werden. 
10/2018: Die Einhaltung vorgeschriebener Wortlaute im Rahmen von Meldungen und Aufträgen und die Wahrung einer generellen Fernsprechdisziplin sollten noch 
stärker in das Bewusstsein der Beteiligten gerückt werden und durch Auswertung aufgezeichneter GSM-R-Gespräche regelmäßig geprüft werden. 
11/2018: Der Infrastrukturbetreiber sollte Mindestanforderungen an die Gestaltung der BÜP-Arbeitsplätze definieren, die der Arbeitsaufgabe der BÜP gerecht werden. 
Der jeweilige Arbeitgeber hat im Rahmen seiner Arbeitgeberpflichten mindestens diese Mindestanforderungen umzusetzen. Der Infrastrukturbetreiber sollte diese 
Arbeitsplätze engmaschig kontrollieren. 
 
 




Datum der Veröffentlichung Inhalt der Sicherheitsempfehlung 
114 29.10.2018 1/2017: Es wird empfohlen, den „Zugfunknotruf“ und den „Notruf-Strecke“ im Auswahlmenü nach Betätigung der Taste Notruf beim Fdl in einer Funktionstaste 
zusammenzuführen. (Diese Empfehlung wurde bereits im Zwischenbericht, Version 1.0, Az. 60uu2016-02/005-3323 vom 07.02.2017 ausgesprochen.) 
[Anmerkung des Autors: Doppelte Bezeichnung 1/2017, siehe Bericht Nr. 96] 
2/2018: Hinsichtlich der Nachrüstung der Erlaubnisabhängigkeit bei Zb 65 ohne Selbstblockstreckengruppe wird empfohlen, das einschlägige Regelwerk gesamthaft zu 
überprüfen und im Zuge einer Risikoabschätzung verbindliche Vorgaben zur Nachrüstung von Bestandsstellwerken zu treffen. 
3/2018: Es wird empfohlen, das Regelwerk insbesondere hinsichtlich folgender Punkte zu optimieren: 
 Regeln zur Störungsidentifikation erstellen 
 Regeln für die Anwendung von „Fahrstraßentechnik als Streckensicherung“ erstellen 
 Regeln für die Räumungsprüfung auf eingleisigen Strecken und bei Gleiswechselbetrieb überarbeiten und präzisieren 
4/2018: Auf Grundlage einer Risikobetrachtung wird empfohlen, die Umstellung des funktionsorientierten Regelwerks zum prozessorientierten Regelwerk zu überprüfen. 
5/2018: Es wird empfohlen, bei Trainings-und Schulungsmaßnahmen verstärkt auf Stellwerksimulatoren zurückzugreifen und auch die Aspekte Unterforderung, neue 
Medien und Ablenkung aufzugreifen. 
6/2018: Auf Grundlage einer Risikobetrachtung wird empfohlen, die gegenwärtige Anschaltbarkeit des Ersatzsignals Zs 1 kritisch zu hinterfragen und diese mit risiko-
minimierenden betrieblichen und/oder technischen Bedingungen zu untersetzen. 
116 06.12.2018 12/2018: Unter konsequenter Anwendung des vorhandenen Regelwerks hätte die Verformung an der Zunge bei der Inspektion entdeckt werden können. Verschleiß und 
Verformung an der Weichenzunge sollen gemäß Ril 821.2005 durch materielle Zustandsprüfungen anhand einer Checkliste untersucht werden. Die allgemeine Praxis 
zeigt allerdings, dass die Inhalte dieser Checkliste bei der Inspektion nicht immer in vollem Umfang beachtet werden. Es wird empfohlen, relevante Punkte der Checkliste, 
die die Beurteilung der Zunge betreffen, auf den Status einer verbindlichen, in allen Prüfpunkten nachvollziehbaren Prüfliste anzuheben und die Prüfergebnisse elektro-
nisch dokumentieren zu lassen. 
13/2018: Dem ALV fehlt in der Ril eine konkrete Vorgabe, Verformungen oder ähnliche Mängel an der Zunge fachgerecht zu bewerten. Mit den zur Verfügung stehenden 
Prüflehren ist dies nicht überall möglich. Dem ALV und dem Inspektionspersonal bleibt allein die optische Wahrnehmung für die Beurteilung und Einstufung des 
Mangels in „Gut“ oder „Schlecht“. Deshalb wird empfohlen, detailliertere Vorgaben zu definieren, wie Verformungen an Weichenzungen fachgerecht zu messen und die 
daraus resultierenden Ergebnisse zu bewerten sind. Moderne Prüfverfahren, z. B. mit Laserscan, können den sensiblen Anlaufbereich der Weichenzunge ganzflächig 
erfassen und durch definierte Grenzwerte, analog der SR-Systematik, beurteilen. Dem ALV ermöglicht dieser transparente und nachvollziehbare Soll/Ist-Abgleich eine 
objektive Bewertung des aktuellen Abnutzungsvorrats, und es lassen sich daraus auch Trends und Prognosen ableiten, die eine bessere Lenkung der Instandsetzung 
ermöglichen und somit die Sicherheit erhöhen. 
14/2018: Die durchgeführten Simulationen von DB Systemtechnik lieferten entscheidende Hinweise zur Ursache der Entgleisung. Der eigentliche Entgleisungsvorgang 
und die dabei wirkenden Mechanismen konnten jedoch nicht vollständig aufgeklärt werden. Da das EIU bisher keine Entgleisungsursache identifizieren konnte, wird 
empfohlen, weitere wissenschaftliche Untersuchungen zur Ursachenfindung durchzuführen. Hierbei sollten neben der Trassierung und der Gleislage auch die Auswir-
kungen durch Veränderungen bei der Berührgeometrie von Rad und Schiene an der Zunge unter Einwirkung impulsartiger Kraftspitzen aus dem Eisenbahnbetrieb 
besonders betrachtet werden, um Grenzwerte für Verschleiß und Verformung an der Zunge festzulegen. 
 
